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Liebe Leserin, lieber Leser,

die Sprengsatz-Funde in Regionalexpresszü-
gen Ende Juli dieses Jahres in Koblenz und
Dortmund haben sich als überaus gefähr-
lich erwiesen und damit die Gefahrprogno-
sen der Sicherheitsbehörden zur bitteren
Realität werden lassen. Dank der guten Zu-
sammenarbeit von Bundeskriminalamt, Bun-
desanwaltschaft und einer Reihe weiterer
Sicherheitsbehörden konnten die mutmaßli-
chen Täter rasch gefasst werden. Mit diesen
Taten könnte sich der von Usama bin Laden
und seinen Helfern for tlaufend propagierte
Djihad weiter verselbständigt haben. Hierzu
hat zweifellos die vielfältige Nutzung des In-
ternets maßgeblich beigetragen. Das Inter-
net fördert durch einschlägige Veröffentli-
chungen nicht nur die Radikalisierung und
Rekrutierung von Islamisten. Daneben bie-
tet es eine Reihe von konspirativen Kommu-
nikationsmöglichkeiten und auch konkrete
Anleitungen zur Durchführung von Terroran-
schlägen, einschließlich dem Bombenbau.
Experten sprechen bereits von „virtuellen
Trainingslagern“.
Die Überprüfung und Fortschreibung der Be-
kämpfungsmaßnahmen ist in Fachgremien
und auf  politischer Ebene erneut zum The-
ma geworden. Neben den beiden Säulen der
polizeilichen und nachrichtendienstlichen Zu-
sammenarbeit im Gemeinsamen Terrorismus-
abwehrzentrum (GTAZ) in Berlin erscheint die
nunmehr beabsichtigte Zusammenfassung
einer verstärkten Überwachung des Internet
in einer so genannten dritten Säule als sinn-
volle Weiterentwicklung und ist von daher
weitgehend unstrittig.

Der Entwurf  eines Gesetzes zur Errichtung ge-
meinsamer Dateien von Polizeibehörden     und
Nachrichtendiensten des Bundes und der Länder
(Gemeinsame-Dateien-Gesetz) hingegen ist
zwischenzeitlich deutlich in die politische und öf-
fentliche Diskussion geraten. Mit diesem Gesetz-
entwurf  wird das Ziel verfolgt, die rechtlichen
Grundlagen für die Errichtung einer gemeinsamen
zentralen Antiterrordatei (ATD) sowie gemeinsa-
mer Projektdateien von Polizeien und Nachrich-
tendiensten zu schaffen, um den notwendigen
Informationsaustausch zwischen den Sicherheits-
behörden weiter zu verbessern. Experten fassen
diese Forderung seit Jahren in der Formel zusam-
men: „Dem internationalen terroristischen Netz-
werk, ein Netzwerk von Informationen der Sicher-
heitsbehörden entgegensetzen.“ Wenngleich dies
international, also auch innerhalb der Europäi-
schen Union, bislang wenig systematisch ent-
wickelt werden konnte, sollte dies nunmehr
zumindest auf  nationaler Ebene gelingen.
 
Während Bundesinnenminister Dr. Wolfgang
Schäuble die Antiterrordatei als ein unverzicht-
bares Instrument im Kampf  gegen den Terror
sieht, wenden sich Kritiker der Opposition aus FDP,
Grünen und Linkspartei vor allem gegen eine dro-
hende Verwischung der Grenze zwischen den Be-
fugnissen von Polizei und Geheimdiensten. Der
Bundesdatenschutzbeauftragte sieht schwerwie-
gende verfassungsrechtliche Risiken. Er merkt an,
dass auch in Zukunft die Trennung von polizeili-
cher Exekutivgewalt und nachrichtendienstlichen
Informationssammlungen gewahrt bleiben muss.

Vor diesem Hintergrund ist der zweite Teil des
Beitrages „Das Trennungsgebot – Politisches
Schlagwort oder verfassungsrechtliche Vorgabe?“
von Regierungsdirektor Dr. jur. Jens Singer, Bun-
deskanzleramt, nicht nur besonders aktuell, son-
dern könnte durchaus zu einer Versachlichung der
Diskussion beitragen.

Der Präsident des Bundeskriminalamtes, Jörg Zier-
ke, hat anlässlich der 50. Herbsttagung zum The-
ma „Netzwerk des Terrors- Netzwerke gegen den
Terror“ die Bekämpfung als eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe beschrieben und auch die
Wir tschaft als Teil dieses Netzwerkes gesehen.

Dieter K. Sack M.A., Vice President und Leiter
Corporate Security der BASF-Gruppe, stellt „Se-
curity bei einem Global Player“, der BASF in Lud-

wigshafen vor. Die BASF als das weltweit füh-
rende Chemieunternehmen mit einem Umsatz
von über 42 Millarden Euro in 2005 beschäf-
tigt derzeit weltweit rund 95 000 Mitarbeiter
in über 170 Ländern. Vor dem Hintergrund,
dass es in einem unsicheren Umfeld nicht
möglich ist, nachhaltig und erfolgreich zu
wirtschaften, verdeutlicht er die Kernaufga-
ben der Corporate Security. Über die Arbeits-
hypothesen „Der Globalisierung der Wir t-
schaft ist die Globalisierung der Kriminalität
gefolgt. Was bisher nicht erfolgte, ist eine Glo-
balisierung staatlicher Sicherheitsstrukturen“
und „Da weder europäische noch globale
staatliche Securitystrukturen vorhanden sind,
müssen sich die international agierenden Un-
ternehmen selbst helfen“ beschreibt er nicht
nur wesentliche Herausforderungen, sondern
zeigt gleichzeitig die Grenzen der in erster
Linie nationalstaatlich ausgerichteten Sicher-
heitsarchitekturen auf. Angesichts einer zu-
nehmenden Globalisierung von Wir tschaft
und Kriminalität insbesondere auch des Ter-
rorismus, sind die Forderungen nach einer
Vernetzung der Bekämpfungsmaßnahmen
aktueller den je.

Die Fußball-WM war eine einzigartige Wer-
bung für Deutschland und hat eine Reihe
positiver Impulse mit sich gebracht. Teil des
Gastgeberkonzeptes war auch die Gewähr-
leistung eines Höchstmaßes an Sicherheit.
Der bislang wohl größte Polizeieinsatz in
Deutschland hat zu diesem Ergebnis nicht
unwesentlich beigetragen.
Dies ist Anlass genug, wenige Wochen nach
dem Ereignis die wesentlichen Erfahrungen
in dem Artikel „Die FIFA-WM 2006 in Kai-
serslautern - Eine Nachbetrachtung zu ei-
nem gelungenen Polizeieinsatz“ zusammen
zufassen. Polizeidirektor Jürgen Schmitt, Lei-
ter der Projektgruppe WM 2006 des Polizei-
präsidiums Westpfalz, kommt über eine
Betrachtung der Arbeit der Polizei und
insbesondere das Zusammenwirken mit den
Verantwortlichen der Stadt Kaiserslautern zu
dem Fazit, dass vor allem durch die umfas-
senden Kooperationen eine „Punktlandung“
gelungen ist.

Herbert Klein
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Regierungsdirektor
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Die mit den Terroranschlägen vom 11.
September 2001 zu Tage getretene welt-
weite Bedrohung durch islamistischen
Terrorismus hat auch in der Bundesre-
publik Deutschland eine Vielzahl von
politischen, polizeilichen und nachrich-
tendienstlichen Aktivitäten ausgelöst.
Nach umfangreichen gesetzlichen und
organisatorischen Reaktionen wird
nunmehr zunehmend auch über eine
Neustrukturierung der Sicherheitsarchi-
tektur als organisatorische Antwort auf
die sicherheitspolitischen Herausforde-
rungen durch diese weltweit in Erschei-
nung tretende Kriminalitätsform disku-
tiert2. Ein gemeinsamer Nenner aller
Bekämpfungsansätze ist bislang lediglich
die Einsicht in die Notwendigkeit einer
engeren nationalen und internationalen
Zusammenarbeit der Sicherheitsbehör-
den. Allgemeingültig ist zudem, dass es
nicht nur um die Kooperation der origi-
när für die Wahrung der Inneren Sicher-
heit zuständigen Polizeibehörden
(Schutz- und Kriminalpolizei) geht. Un-
erlässlich ist die Zusammenarbeit der
sonstigen Sicherheitsbehörden, insbe-
sondere der Nachrichtendienste – in der
Bundesrepublik Deutschland vornehm-
lich des Bundesnachrichtendienstes und
des administrativen Verfassungsschutzes
des Bundes und der Länder auf nationa-
ler, europäischer und internationaler
Ebene.

Bedenken und Probleme treten jedoch
auf, sofern es nunmehr gilt, die rechtli-
chen Rahmenbedingungen für die einzel-
nen Kooperationsformen, insbesondere

für den Informationsaustausch zu schaf-
fen3. Gesetzlichen Regelungen für effek-
tive Instrumente wie gemeinsame Ana-
lysezentren4, den Informations- und
Analyseboards oder verbundenen Pro-
jekt-, Index- und Volltextdateien wird
regelmäßig ein Wort entgegengehalten:
Trennungsgebot!

Die Diskussionsbeiträge folgen einem
dreiteiligen Muster: Das Trennungsgebot
wird auf einen hohen Sockel gehoben,
indem man es zum Verfassungsrecht er-
klärt. Dann wird sein Umfang extensiv
interpretiert. Und letztlich wird es allen
Ansätzen für neue Kooperationsformen
der Sicherheitsbehörden entgegengehal-
ten.

Die Diskussionen verdeutlichen dabei
nicht nur die Aura, die den Begriff um-
gibt, sie beleuchten auch in erschrecken-
der Weise die diffusen Vorstellungen
vom Inhalt dieses Rechts- und Organi-
sationsprinzips. Im Gegensatz zu seinem
historischen Ursprung ist denn auch
bislang nicht abschließend geklärt, ob das
Prinzip Verfassungsrang hat und für
welche Dienste die vermeintliche verfas-
sungsrechtliche Vorgabe gilt5. Vorstel-
lungen von der Bedeutung und dem In-
halt dieses Trennungsgebotes sind höchst
unterschiedlich6. Nach der eingehenden
Darstellung des Ursprunges und Inhal-
tes des Trennungsgebotes im ersten Teil
dieses Aufsatzes soll nunmehr die recht-
liche Qualität erörtert werden, insbeson-
dere sein behaupteter verfassungsrecht-
licher Charakter.

3.2 Trennungsgebot als Verfassungs-
recht?

Ob das Grundgesetz ein Trennungsge-
bot zwischen Polizei und (Inlands-)
Nachrichtendiensten enthält, ist nach
wie vor umstritten. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat in seiner Entscheidung
zur Überwachung des nichtleitungsge-
bundenen Fernmeldeverkehrs durch den
BND die Frage offen gelassen7. Auch in
dem Beschluss zur Verfassungsmäßigkeit
des BGS-Neuregelungsgesetzes wurde
ausdrücklich nicht abschließend ent-
schieden. Lediglich in einem obiter dic-

tum wurde erwähnt, dass das Rechts-
staatsprinzip, das Bundesstaatsprinzip
und der Schutz der Grundrechte es ver-
bieten können, bestimmte Behörden
miteinander zu verschmelzen oder sie
mit Aufgaben zu befassen, die mit ihrer
verfassungsrechtlichen Aufgabenstellung
nicht vereinbar seien8. So dürften die
Zentralstellen für Zwecke des Verfas-
sungsschutzes oder des Nachrichten-
dienstes – angesichts ihrer andersartigen
Aufgaben und Befugnisse – nicht mit der
Vollzugspolizei zusammengelegt wer-
den. Das Grundgesetz belasse aber auch
den zuständigen Organen des Bundes
einen Spielraum für die organisatorische
Ausgestaltung der in seine Zuständigkeit
fallenden Verwaltungseinrichtungen.

Die Klärung der Frage hat weitreichen-
de Konsequenzen für die Tätigkeit und
insbesondere die Befugnisse der Diens-
te. Ist das Trennungsgebot nur im Rang
einfachen Rechts gültig, so steht es dem
Gesetzgeber grundsätzlich frei, die Tren-
nung von Nachrichtendiensten und Ver-
fassungsschutz einzuschränken oder auf-
zuheben9. Kommt dem Trennungsgebot
hingegen Verfassungsrang zu, wäre hier-
für – zumindest für das Bundesamt für
Verfassungsschutz – eine Änderung des
Grundgesetzes nach Art. 79 GG erfor-
derlich. Darin liegt eine erhebliche Hür-
de.

3.2.1 Verfassungsrang aus Art. 73 Nr.
10 i.V.m. Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG?

Festzuhalten ist zunächst, dass sich im
Grundgesetz weder der Begriff „Tren-
nungsgebot“ noch explizite Regelungen
seines Inhaltes finden. Der Begriff selbst
hat keinen Eingang in die Verfassung
gefunden und bemerkenswerterweise
auch nicht in einfachgesetzliche Regelun-
gen10. Wenn denn eine ausdrückliche
Nennung, Definition oder Regelung in
der Verfassung fehlt, so lässt sich ein
Verfassungsrang des Trennungsgebotes
eventuell aus anderen Bestimmungen
herleiten. Als Ausgangspunkt bieten sich
hierfür allenfalls die den Verfassungs-
schutz betreffenden Regelungen des
Grundgesetzes und das Rechtsstaatsprin-
zip an.
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Als primärer Ausgangspunkt kommen
die Normen des Grundgesetzes in Fra-
ge, in denen der Verfassungsschutz und
die Polizei explizit genannt werden.
Art. 73 Nr. 10 und 87 Abs. 1 Satz 2 GG
sind die einzigen Vorschriften mit spe-
ziellen Regelungen für einen Nachrich-
tendienst, nämlich für den Verfassungs-
schutz11. Bereits aus der Verwendung des
Begriffes „Verfassungsschutz“ soll sich
die Verpflichtung zur Trennung von
Polizei und Dienst ergeben12. Durch die
grundgesetzliche Schöpfung des Aus-
drucks würde deutlich, dass man die
Unterscheidung zwischen Polizei und
Verfassungsschutz im Auge gehabt habe.
Der Parlamentarische Rat hatte dem
Oktroi der Alliierten zu folgen. Dies legt
die Vermutung nahe, dass die
Art. 73 Nr. 10 und 87 Abs. 1, Satz 2 GG
im Ergebnis die Umsetzung solcher alli-
ierter Weisungen darstellten13. Der Poli-
zeibrief sprach jedoch noch von einer
Stelle zur Sammlung und Verbreitung
von Informationen über umstürzleri-
sche, gegen die Bundesregierung gerich-
tete Tätigkeiten. Ob deshalb in den
beiden Vorschriften der Begriff „Verfas-
sungsschutz“ und nicht „Geheimdienst“
oder „politische Polizei“ verwendet wur-
de, ist angesichts der in diesem Punkt
nicht artikulierten Motive des Verfas-
sungsgebers unklar. Laut Imle geht die
Wortschöpfung selbst zurück auf deut-
sche Vorschläge gegenüber den Alliier-
ten und hatte den Sinn, Assoziationen
mit einer politischen Geheimpolizei zu
vermeiden14. Schäfer ist der Ansicht, dass
das Grundgesetz mit dem Begriff „Ver-
fassungsschutz“ und eben nicht „Ge-
heimdienst“ das Trennungsgebot der al-
liierten Siegermächte rezipiert und
umgesetzt hat15. Da die verfassungsge-
bende Versammlung sich an den Vorga-
ben der Alliierten orientieren musste,
könnte dem Polizeibrief eine entschei-
dende Rolle für die Auslegung der Ver-
fassung zukommen16. Insbesondere weil
die Alliierten im Genehmigungsschrei-
ben zum Grundgesetz vom 12.05.1949
auf den Polizeibrief ergänzend Bezug
nahmen. Der Polizeibrief wirkt jedoch
nicht nachträglich auf das Verständnis
des Grundgesetzes ein17. Auch dies wür-
de der Souveränität der Bundesrepublik
Deutschland und dem Wesen der Ver-
fassung widersprechen. So ist das Grund-
gesetz aufgrund seiner Entwicklung in
den letzen fünfzig Jahren frei von den
Interpretationsvorbehalten fremder
Mächte. Das Trennungsgebot selbst
könnte jedoch Bestandteil des Grundge-
setzes und damit Verfassungsrecht sein.
Der Wille des historischen Verfassungs-
gebers ist allerdings lediglich ein Anhalts-
punkt für die Interpretation, insbeson-

dere, wenn er aufgrund des Besatzungs-
rechts nicht souverän in seinen Entschei-
dungen war.

Im Ergebnis lässt sich deshalb über die
Motive des Verfassungsgebers nur spe-
kulieren. Wahrscheinlicher als Schaefers
Begründung ist, dass mit der Wahl des
Begriffs der wertgebundene Charakter
der Aufgabe „Verfassungsschutz“ im Sin-
ne des Schutzes der durch das Grundge-
setz vorgegebenen Werteordnung zum
Ausdruck gebracht werden sollte. Bei
einem „wertneutralen“ Begriff wie z.B.
Geheimdienst, politische Polizei, Staats-
schutz oder Staatssicherheit wäre dieser
Charakter in den Hintergrund getreten.
Aus der Wahl des Begriffs Verfassungs-
schutz wird deutlich, welche hohe Be-
deutung dem besonderen Schutzobjekt
bei der Definition der Aufgabe zukom-
men sollte.

Der Begriff „Verfassungsschutz“ allein
sagt jedoch noch nichts aus über Befug-
nisse oder die Organisationsform einer
solchen Behörde, die wesentlichen Vor-
gaben des Trennungsgebotes. Darüber
hinaus ist gegen die Herleitung des Tren-
nungsgebotes aus der Begriffswahl im
Grundgesetz Folgendes anzuführen:
Wenn der Parlamentarische Rat die alli-
ierten Vorgaben nur vollzog, sagt dies
nichts über seine Motive, also die des
Verfassungsgebers, aus. Denn wenn zu
dieser Frage keine Willensbildung in der
verfassungsgebenden Versammlung statt-
fand – weil man aufgrund fehlender Ein-
wirkungsmöglichkeiten dazu keine Ver-
anlassung hatte – scheitert die Suche nach
den Motiven des Verfassungsgebers.
Angesichts der besatzungsrechtlichen
Vorgaben war bei diesem Punkt kein
Raum für eine eigene Willensbildung des
Verfassungsgebers. Wenn es aber keine
Willensbildung gab, so verbietet sich eine
teleologische Auslegung. Im Rahmen
einer teleologischen Betrachtung wird
man auch zu berücksichtigen haben, dass
zum damaligen Zeitpunkt viele Fragen
offen waren, die existenzielle Bedeutung
für den entstehenden Staat hatten18. An-
gesichts der extrem kurzen Beratungszeit
und der Notwendigkeit des Zustande-
kommens der Republik ist sehr fraglich,
ob es im Parlamentarischen Rat in die-
ser Frage überhaupt zu irgendeiner Art
von Willensbildung kam. Vor allem
wenn man berücksichtigt, dass die Mit-
glieder des Parlamentarischen Rates
wussten oder wissen mussten, in diesem
Punkt ohne Einfluss zu sein. Näher liegt
die Vermutung, dass man mit der Auf-
nahme der Art. 73 Nr. 10 und 87 Abs.
1 Satz 2 GG lediglich das alliierte Oktroi
vollzog. Damit ergibt sich weder aus der

teleologischen, noch aus der historischen
Auslegung der Verfassungsrang des Tren-
nungsgebotes19. Untauglich ist auch der
Weg, statt auf den Willen der Verfas-
sungsgeber, auf den Willen der Besat-
zungsmächte abzustellen. Ihre Motive
sind – wie oben dargestellt – noch un-
klarer als die des Parlamentarischen
Rates20. Die Besatzungsmächte hatten
massive Eigeninteressen, die nicht
zwangsläufig denen des Verfassungsge-
bers entsprachen21. Letztlich aktuell
würde dies auch der Souveränität der
Bundesrepublik Deutschland zum jetzi-
gen Zeitpunkt widersprechen. Ob die
Trennung von Polizei und Verfassungs-
schutz dem Willen des Verfassungsgebers
entsprach und einen Teil der ratio con-
stitutionis darstellte, lässt sich mangels
entsprechender historischer Quellen
mithin allenfalls behaupten.

Auch gilt es die Funktion der Art. 73
Nr. 10 und 87 Abs. 1 Satz 2 GG als ge-
setz- und verwaltungskompetenzzuwei-
sende Normen zu berücksichtigen. Es
geht um die Zuweisung bestimmter eng
gefasster Bundeskompetenzen als Aus-
nahmen von der grundsätzlichen Länder-
zuständigkeit für Gesetzgebung und Ver-
waltung. Der systematische Standort der
Norm im Grundgesetz legt nahe, dass das
Ziel die Schaffung einer Bundeskompe-
tenz für eine bestimmte Form von In-
formationsvorsorge war – gerade vor
dem Hintergrund der starken föderalis-
tischen Positionen im Parlamentarischen
Rat. Dies spricht gegen einen Verfas-
sungsrang des Trennungsgebotes auf-
grund der Wortschöpfung „Verfassungs-
schutz“.

Fest steht, dass die explizite Festschrei-
bung der Trennung im Grundgesetz
fehlt. Ferner ist zu berücksichtigen, dass
Exekutivkompetenzen durch Art. 73
Nr. 10 GG nicht vermittelt werden22.
Die Vorschrift findet sich im VII. Ab-
schnitt des Grundgesetzes und beinhal-
tet die Zuweisung von Gesetzgebungs-
kompetenzen. Wenn das Grundgesetz
eine ganze Reihe von verschiedenen
Gesetzgebungsmaterien – unter anderem
auch die Zusammenarbeit des Bundes
und der Länder beim Verfassungsschutz
– dem Bund zur ausschließlichen Gesetz-
gebung zuweist, heißt dies nicht zwin-
gend, dass jeder Bereich zwangsläufig
von organisatorisch getrennten Behör-
den wahrgenommen werden muss. Das
Grundgesetz vermittelt in seinem VII.
Abschnitt Regelungskompetenzen, d.h.
das Recht, bestimmte materielle Fragen
zu regeln. Die organisatorische Ausge-
staltung der Aufgabenwahrnehmung ist
allenfalls eine nachrangige Funktion die-
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ses Abschnitts. Verwaltungskompeten-
zen sind vielmehr im VIII. Abschnitt der
Verfassung geregelt. Dort finden sich
auch der Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG, in
dem der Verfassungsschutz das zweite
Mal im Grundgesetz genannt wird23.

Gegenstand von Art. 87 Abs. 1 Satz 2
GG ist die Verwaltung. Der VIII. Ab-
schnitt des Grundgesetzes regelt die ver-
waltende Gewalt im Bund und
insbesondere die Zuständigkeitsvertei-
lung von Exekutivkompetenzen zwi-
schen Bund und Ländern24. Schwerpunkt
ist das Verwaltungskompetenzgefüge im
Bundesstaat. Unter diesem Gesichts-
punkt werden vor allem der Vollzug von
Bundesgesetzen und die Einrichtung von
Bundesbehörden genannt. Im Rahmen
dieser Vorschrift geht es aber vorrangig
nicht um die konkrete Abgrenzung der
Zuständigkeiten von Bundesbehörden
und Zentralstellen, sondern um die Ab-
grenzung von Exekutivkompetenzen
zwischen Bund und Ländern25. Dies wird
aus Art. 87 GG deutlich, der bestimmte
Gegenstände der bundeseigenen Verwal-
tung zuweist, und damit eine Ausnah-
me von der grundsätzlichen Verwal-
tungskompetenz der Länder macht26.
Die umfangreichen Auseinandersetzun-
gen im Parlamentarischen Rat waren
geprägt von den Widersprüchen zwi-
schen zentralistischen und föderalisti-
schen Ansätzen. Die sich abzeichnenden
Konflikte zwischen den Ländern und
dem entstehenden Bundesstaat standen
im Vordergrund. Wenn im Rahmen des
Art. 87 GG Aussagen über die konkrete
organisatorische Ausgestaltung der Ver-
waltung getroffen wurden, so hatte dies
in erster Linie die Funktion, die Interes-
sen der Länder zu wahren. Es galt zu
verhindern, dass der Bund die grundsätz-
liche Länderzuständigkeit für die Ver-
waltung (Art. 30, 83 GG) durch den
Aufbau umfangreicher Apparate aus-
höhlte. Die Abgrenzung von Zuständig-
keiten zwischen einzelnen Bundesbehör-
den ist nicht Sinn und Zweck der
Vorschriften des VIII. Abschnitts und
auch nicht des Art. 87 GG. So sind denn
auch nur die Zuständigkeiten im Verhält-
nis Bund und Länder umfassend nor-
miert27. Dies gilt es sich zu vergegenwär-
tigen, wenn man der Frage nach einer
Verpflichtung zur organisatorischen
Trennung aufgrund von Art. 87 Abs. 1
Satz 2 nachgeht. Aus der bloßen Nen-
nung des Verfassungsschutzes in dieser
Vorschrift lässt sich das Trennungsgebot
jedenfalls nicht herleiten28. Die Nennung
führt lediglich dazu, dass der Bund die
Befugnis zu Einrichtung einer Zentral-
stelle für den Verfassungsschutz hat. Die
Regelungen des Art. 73 Nr. 10 und 87

Abs. 1 Satz 2 GG sind Konsequenzen der
grundsätzlichen Länderkompetenz in
Polizeiangelegenheiten. In der Wahrung
der Länderinteressen liegt die fundamen-
tale Funktion der Vorschriften, weil das
Polizeirecht als Gefahrenabwehrrecht in
die Zuständigkeit der Länder fällt29. Län-
derinteressen wären nicht unmittelbar
berührt, wenn der Bund das Bundesamt
für Verfassungsschutz mit seinen Poli-
zeibehörden zusammenfassen würde.
Anders liegen die Dinge beispielsweise
bei einer Zusammenlegung des BfV mit
Länderpolizeibehörden. Eine solche Fu-
sion würde Länderinteressen berühren.
In der Abwehr solcher Zusammenlegun-
gen von Bundes- und Landesbehörden
durch den Bund liegt jedoch nicht die
Funktion des Trennungsgebots. Dies ist
vielmehr Aufgabe der Verwaltungskom-
petenzverteilung des VIII. Abschnitts des
GG.

Zutreffenderweise wird man die Vor-
schrift des Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG nur
als Einrichtungsbefugnis ansehen kön-
nen, aus der sich im Übrigen zu organi-
satorischen Einzelfragen keine Vorgaben
entnehmen lassen. Die Ansätze von Ler-
che und Gusy überspannen und verken-
nen die Funktionen des Art. 87 Abs. 1
Satz 2 GG, die als Kompetenznormen
das Verhältnis Bund zu Ländern im Be-
reich Gesetzgebung und Verwaltung re-
geln. Wenn darüber hinaus die Funkti-
on des Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG auch in
der Regelung binnenorganisatorischer
Fragen bestehen sollte, so müssten hier-
für Anhaltspunkte bestehen. Ansonsten
handelt es sich wohl eher um eine Ein-
richtungsermächtigung für Bundesbe-
hörden ohne weiteren organisatorischen
Regelungsgehalt30. Wenn der Wortlaut
des Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG die Annah-
me einer Verpflichtung zur Trennung
von Polizei und Verfassungsschutz we-
der nahe legt, noch ausschließt31, wird
man von dem Grundsatz ausgehen müs-
sen, dass es zur Disposition des jeweili-
gen Hoheitsträgers steht, wie er die ihm
zugewiesenen Aufgaben organisatorisch
und verwaltungstechnisch erfüllt. Orga-
nisatorische Vorgaben sind die Ausnah-
me, nicht die Regel. Fehlen sie oder sind
sie nicht eindeutig, so ist die entsprechen-
de Verwaltungsebene frei in ihrer Ent-
scheidung.

Auch aus der vereinzelt angeführten
Verwendung des Plurals in Art. 87 Abs.
1 Satz 2 GG hinsichtlich der „Zentral-
stellen“ 32 lässt sich der Verfassungsrang
des Trennungsgebotes nicht herleiten.
Wenn der Bund auf allen Gebieten der
in Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG genannten
Aufgabenbereiche tätig werden will,

muss er nicht zwangsläufig mehrere Zen-
tralstellen schaffen. Es ist nicht einsich-
tig, warum der Bund für jede der in Art.
87 Abs. 1 Satz 2 GG genannten Aufga-
ben eine von den anderen Zentralstellen
organisatorisch getrennte Stelle einrich-
ten soll, wenn er die entsprechende Auf-
gabe wahrnehmen will. Andernfalls er-
gibt sich das befremdliche Ergebnis, dass
nicht nur die Trennung zwischen dem
Verfassungsschutz und der Polizei, son-
dern auch die Trennung der Zentralstel-
le für das polizeiliche Auskunfts- und
Nachrichtenwesen und der Zentralstel-
le für die Kriminalpolizei verfassungs-
rechtlich geboten wäre. Die Aufgaben
dürften nicht, wie derzeit im Bundeskri-
minalamt, von einer Behörde wahrge-
nommen werden. Nach dem alten Wort-
laut des Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG33 hätte
der Bund dann sogar vier voneinander
getrennte Zentralstellen einrichten müs-
sen: Jeweils eine für das polizeiliche
Auskunftswesen, eine zweite für das
polizeiliche Nachrichtenwesen, eine für
die Sammlung von Unterlagen für Zwe-
cke des Verfassungsschutzes und letztlich
eine für die Kriminalpolizei. Hätte der
Gesetzgeber eine Trennung dieser Ver-
waltungszweige beabsichtigt, so wäre für
jeden der in Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG
genannten Aufgabenbereiche eine Zen-
tralstelle einzurichten gewesen34. Das
Bundeskriminalamt wäre in Konsequenz
dieser Auffassung ein verfassungswidri-
ger Zusammenschluss unterschiedlicher
Zentralstellen in einer Behörde, was je-
doch nicht ernsthaft behauptet werden
kann. Die Verwendung des Plurals in
Art. 87 Abs.1 Satz 2 GG gibt mithin für
einen Verfassungsrang des Trennungsge-
botes nichts her35.

3.2.2 Trennungsgebot als Ausprägung
des Rechtsstaatsprinzips?

Der angebliche Verfassungsrang des
Trennungsgebotes wird neben den ver-
fassungsrechtlichen Normen Art. 73
Nr. 10 und 87 Abs. 1 Satz 2 GG auch
regelmäßig aus dem Rechtsstaatsprinzip
abgeleitet. Die Trennung von Polizei
und Verfassungsschutz soll ein rechts-
staatliches Gebot sein und entspreche
dem Erforderlichkeitsgebot und dem
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. Das
Prinzip der durchgängigen Verwaltungs-
kontrolle und des individuellen Rechts-
schutzes durch Gerichte erfordere die
Trennung. Die Einbeziehung geheim-
dienstlicher Ermittlungsmöglichkeiten
in die Polizeiarbeit führe zur Unverträg-
lichkeit mit den Grundrechten und den
grundrechtsgleichen Verfahrensrech-
ten36. Das Gesetzmäßigkeitsgebot erlau-
be keine allwissende Superpolizei, die
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sich bei ihrer Methodenwahl allein an
der Effektivität orientiere.

Wenn das Trennungsgebot de constitu-
tione lata ein wesentlicher Bestandteil
des Rechtsstaatsprinzips ist, so hätte dies
eine Reihe von Konsequenzen. Zunächst
wäre Folge, dass auch ohne alliierte Vor-
behaltsrechte das Trennungsgebot noch
verfassungsrechtliche Bindungswirkung
entfalten würde37. Ferner wäre das Ge-
bot auch für die Landesgesetzgeber eine
verfassungsrechtliche Vorgabe, da das
Rechtsstaatsprinzip gleichermaßen Wir-
kung für den Bund wie für die Länder
hat. Ausgeschlossen wäre beispielsweise
eine organisatorische Fusion der Landes-
ämter für Verfassungsschutz mit den
Staatsschutzabteilungen der jeweiligen
Landespolizeibehörden. Weiter wären
die Verfassungsschutzämter nicht die ein-
zigen Nachrichtendienste, für die es ver-
fassungsrechtliche Relevanz hätte, denn
es ist davon auszugehen, dass diese rechts-
staatlichen Vorgaben gleichermaßen
Geltung für alle Dienste beanspruchen.
Nicht nur der Militärische Abschirm-
dienst als „Verfassungsschutz“ für den
Geschäftsbereich des Bundesministers
der Verteidigung, sondern auch der Bun-
desnachrichtendienst wären betroffen.
Im Gegensatz zu Art. 73 Nr. 10 und 87
Abs. 1 Satz 2 GG, in denen nur der Ver-
fassungsschutz Erwähnung findet, hat
das Rechtsstaatsprinzip auch Geltung für
den Bundesnachrichtendienst und den
Militärischen Abschirmdienst38. Als Tei-
le der Exekutive unterliegen sie im glei-
chen Ausmaß den sich aus dem Prinzip
ergebenden verfassungsrechtlichen Vor-
gaben. Dem Bundesgesetzgeber wäre es
verwehrt, den BND oder den MAD or-
ganisatorisch oder funktionell mit Poli-
zeibehörden zusammenzulegen.

Es gibt eine Reihe von Argumenten, die
für die rechtstaatliche Substanz des Tren-
nungsgebotes sprechen. So könnte sich
das rechtsstaatliche Gebot zur Trennung
von Polizei und Nachrichtendiensten aus
den unterschiedlichen Aufträgen, Ar-
beitsweisen und Befugnissen ergeben.
Vereinfacht ausgedrückt wird dies in der
Formel: Wer fast alles darf, solle nicht
alles wissen und wer alles weiß, solle
nicht alles dürfen39. Der Verfassungs-
schutz darf zwar viel beobachten mit
Befugnissen für weitreichende geheime
Informationsgewinnung im Vorfeld von
konkreter Gefahr oder Straftat. Mit den
gewonnenen Informationen kann er
selbst aber wenig anfangen. Im Gegen-
satz dazu darf die Polizei nur im Aus-
nahmefall klandestin ermitteln, hat aber
umfangreiche Exekutivbefugnisse. Weil
Nachrichtendienste regelmäßig im Ge-

heimen agieren und die Polizei gehalten
ist, dem Bürger erkennbar entgegenzu-
treten, sollen beide Institutionen rechts-
staatlich zwingend auseinander zu hal-
ten sein. Von Verfassungs wegen soll
staatliches Handeln regelmäßig unter
dem Öffentlichkeitsprinzip stehen40. Es
gelte das Gebot zur Offenheit staatlichen
Handelns41. Da sich dieser Grundsatz
explizit in keiner Verfassungsnorm fin-
det, wird er aus unterschiedlichen An-
sätzen hergeleitet: Wenn Nachrichten-
dienste und Polizei nicht mehr getrennt
seien, bestehe die Gefahr, dass die Poli-
zei dem Bürger zunehmend verdeckt
gegenübertrete. Die verdeckte Tätigkeit
der Nachrichtendienste kann deshalb
nur durch das besondere Gewicht der
Aufgabe gerechtfertigt sein. Bei einer
Verschmelzung der Behörden besteht die
Gefahr, dass fast jede polizeiliche Auf-
gabe auch verdeckt wahrgenommen
werden könnte. Die Grundrechtsfürsor-
ge der Strafprozessordnung und die
Rechtsweggarantie liefen ins Leere, wenn
der Bürger von staatlichen Eingriffsmaß-
nahmen keine Kenntnis erlangt. Kennt-
nis setzt Erkennbarkeit voraus. Dies ist
Element des Art. 19 Abs. 4 GG, der als
Verfahrensnorm die Durchsetzung von
Grundrechten garantiert. Maßnahmen,
die darauf abzielen oder geeignet seien,
den Rechtsschutz des Betroffenen zu
vereiteln, steht die Rechtsschutzgarantie
des Art. 19 Abs. 4 GG entgegen42. Letz-
tere ist wiederum maßgeblicher Bestand-
teil des Rechtsstaatsprinzips. Neben dem
Gebot der Offenheit staatlichen Han-
delns wird als Grund für den Verfas-
sungsrang des Trennungsgebotes letzt-
lich noch Art. 20 Abs. 3 GG genannt,
der den Grundsatz des Gesetzesvorbehal-
tes beinhaltet43. Auch der Vorbehalt des
Gesetzes als verfahrensmäßig-organisato-
risches Element materieller Rechtsstaat-
lichkeit und der unmittelbaren Bindung
aller staatlichen Gewalt an die Grund-
rechte werden begründend angeführt.
Geht es um Grundrechtseingriffe, so sind
spezielle Prozessordnungen mit beson-
deren Verfahrensgarantien vorgesehen.
Diese Prozessrechtsverhältnisse gelten als
zweckbezogen und nicht substituierbar.
Die Gliederung in präzise, feste Zustän-
digkeiten sei als fundamentales Prinzip
jeder rechtsstaatlichen Organisation von
Staatsgewalt ein Essential des Rechts-
staats44.

Die Durchbrechung oder gar Aufhebung
der organisatorischen und befugnisrecht-
lichen Trennung von Polizei und Nach-
richtendiensten kann zur Verletzung des
Rechtsstaatsprinzips führen, zwingende
Konsequenz ist dies jedoch nicht. Wenn
aus Polizei und Nachrichtendiensten

eine Organisation gebildet würde, die
wahllos polizeiliche und nachrichten-
dienstliche Befugnisse nutzt und die so
gewonnnen Erkenntnisse – für die Be-
schuldigten unerkannt – in Strafprozes-
se einließen, wäre dies unter rechtsstaat-
lichen Gesichtspunkten unzulässig45.
Schon fraglich ist, ob die Wahrnehmung
der Aufgabe „Terrorismusbekämpfung“
in einer Behörde das Rechtsstaatsprinzip
verletzt, wenn die im Rahmen der Auf-
gabe wahrgenommen gesetzlichen Befug-
nisse klar bestimmt und erkennbar ge-
nutzt werden. Eine Verbindung der
Aufgaben „nachrichtendienstliche Infor-
mationsvorsorge“ und „Gefahrenabwehr
für überragende Rechtgüter“ in einer
Behörde steht das Rechtsstaatsprinzip
per se nicht entgegen, insbesondere wenn
die Strafverfolgung außen vor und die
strafprozessualen Rechte der Beschuldig-
ten unberührt bleiben. Die tradierte drei-
geteilte Aufgabenstruktur mit spezifi-
schen Befugnissen für nachrichten-
dienstliche Informationsvorsorge, Ge-
fahrenabwehr und Strafverfolgung und
ihre organisatorische Trennung ist kei-
ne unabänderliche Vorgabe des Rechts-
staatsprinzips. Die Aufgaben Gefahren-
abwehr und Strafverfolgung werden
beide bislang unbeanstandet von einem
staatlichen Organ wahrgenommen –
durch die Polizei unter Inanspruchnah-
me der jeweiligen präventiven oder
repressiven Befugnisse, ohne dass die
Verletzung des Rechtsstaatsprinzips an-
geführt wurde.
Die Polizei ist auch ein Beleg, dass der
Zweckbindungsgrundsatz, das heißt per-
sonenbezogene Daten für festgelegte, ein-
deutige und rechtmäßige Zwecke zu er-
heben und sie nur für diese Zwecke
weiterzuverarbeiten, auch in einer Be-
hörde gewährleistet werden kann. Ge-
rade, wenn Zweck nicht „nur“ Repres-
sion, sondern der Schutz überragender
Rechtsgüter ist. Dann stellt sich vorlie-
gend auch nicht die Problematik des
Legalitätsprinzips, wonach der Gesetz-
geber die Voraussetzungen strafrechtli-
cher Ahndung prinzipiell selbst be-
stimmt und nicht den Strafverfol-
gungsbehörden die Entscheidung über-
lässt, wer im konkreten Fall bestraft
werden soll46.
Bei nachrichtendienstlicher Informati-
onsvorsorge und Gefahrenabwehr gilt
das Legalitätsprinzip. Sie setzt Erforder-
lichkeit, Geeignetheit und Angemessen-
heit voraus. Damit wird dem Rechts-
staatsprinzip genüge getan, insbesondere
wenn man sich vergegenwärtigt, dass die
Befugnis zur verdeckten Informations-
gewinnung sowohl für die polizeiliche
Prävention wie auch die Dienste Ausnah-
mecharakter hat.
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Zwar ist es unter rechtsstaatlichen Ge-
sichtspunkten nicht hinnehmbar, den
Bürger im „Vorfeld“, also in Wirklich-
keit im rechtlichen Alltag, praktisch
wehrlos zu machen47. Wer nicht mitbe-
kommt, dass in seine Rechte eingegrif-
fen wird, ist kaum in der Lage, sich be-
wusst gegen unrechtmäßiges Vorgehen
zur Wehr zu setzen. Der Bürger hat
einen Anspruch um der freien und selbst-
verantwortlichen Entfaltung seiner Per-
sönlichkeit willen in seinem Persönlich-
keitsbereich „in Ruhe gelassen zu
werden“ 48. Er hat zudem einen An-
spruch darauf, dass staatliches Handeln
voraussehbar und berechenbar ist. Dies
setzt zwangsläufig die Erkennbarkeit
voraus. Dieser Grundsatz gilt auch bei
Beachtung des Rechtsstaatsprinzips je-
doch nicht ausnahmslos unbeschadet
anderer überragender Rechtsgüter wie
beispielsweise des Lebens und der Frei-
heit. So ist bereits für eine Vielzahl von
Bereichen anerkannt, dass es Ausnahmen
von der Offenheit des staatlichen Han-
delns gibt, ohne dass die Rechtsstaatlich-
keit der staatlichen Tätigkeit angezwei-
felt wird. Die Polizei tritt seit jeher dem
Bürger in vielen Bereichen verdeckt ge-
genüber, ohne dass dies nennenswerte
Kritik erfahren hat. Der Rechtsstaat hat,
soweit erkennbar, davon bislang keinen
Schaden genommen. So wurde selbst bei
dem Schutz von weniger bedeutenden
Rechtsgütern verdeckt agiert, wie dies
das banale Beispiel der mobilen Ver-
kehrsüberwachung zur Geschwindig-
keitskontrolle belegt. Angesichts be-
achtlicher Gefahren für hochwertige
Rechtsgüter kann insofern keine andere
Vorgabe gelten. Wenn die verdeckte
Tätigkeit auf einer Rechtsgrundlage aus-
geübt wird, geeignet, erforderlich und
verhältnismäßig ist, muss sie nicht
zwangsläufig dem Rechtsstaatsprinzip
widersprechen.

Auch der Grundsatz der Gewaltentei-
lung begründet nicht den Verfassungs-
rang des Trennungsgebotes. Neben der
funktionalen Gewaltenteilung durch
Föderation und Trennung von Rechts-
setzung, Rechtsanwendung und Rechts-
schutz gibt es die instanzielle Aufgaben-
verteilung in jenen Bereichen durch
verschiedene Gerichtsbarkeiten und Ver-
waltungen, die teils dem Selbstverwal-
tungsprinzip, teils dem Ressortprinzip
folgen. Nach Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG
werden die staatlichen Funktionen der
Rechtssetzung, der Vollziehung und der
Rechtsprechung unterschieden. Der
Grundgedanke der Gewaltenteilung ist
die Begrenzung staatlicher Macht durch
„checks and balances“49. Der Inhalt des
Prinzips liegt in dem Verbot, Funktio-

nen wahrzunehmen, die einer anderen
Gewalt zugewiesen sind (Gewaltentren-
nung), und in der gegenseitigen Kontrol-
le und Hemmung der Gewalten (Gewal-
tenbalancierung) 50. Letztendlich dient
die dadurch erreichte Mäßigung der
Staatsgewalt dem Schutz der Freiheit des
Einzelnen51. Daneben soll sie durch die
Zuweisung unterschiedlicher staatlicher
Funktionen an verschiedene Funktions-
träger auch die bestmögliche Funktions-
erfüllung sichern52. Hätte die Gewalten-
teilung nicht nur für die Trennung von
Legislative, Exekutive und Judikative
Bedeutung, sondern auch innerhalb je-
der der drei Staatsgewalten, so würde dies
die gegenseitige Hemmung und Kontrol-
le steigern. Trennt man sogar Teile der-
selben Staatsgewalt in ihre Bereiche und
Ressorts, so erhält man ein Höchstmaß
an Hemmung und Kontrolle. Verfas-
sungsrechtlich geboten ist diese Teilung
jedoch nicht. Sie ergibt sich weder aus
Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG noch aus dem
Prinzip selbst. Da das Grundgesetz in
einigen speziellen Fällen die Aufgliede-
rung der Verwaltung in horizontaler wie
vertikaler Hinsicht verlangt, wird deut-
lich, dass es sich dabei um Ausnahmen
handelt, denn die Einheit der Verwal-
tung stellt die Regel dar53. Es gibt kein
grundsätzliches Gebot der „Gewaltentei-
lung in der Verwaltung“54. Wo diese Tei-
lung verfassungsrechtlich gewollt ist, lie-
gen spezielle explizite Regelungen vor55

und diese sind wie dargestellt für das
Verhältnis Polizei und Nachrichten-
dienste nicht getroffen worden. Zwin-
gend sind klare gesetzliche Befugnisse
und die feste und präzise Ordnung der
Zuständigkeiten, die durch einfachge-
setzliche Regelungen herbeigeführt wer-
den können, denn Verfassungsrelevanz
entsteht, wenn einzelne Organe den ih-
nen zugewiesenen Funktionsbereich
überschreiten 56. Entscheidet sich der
Gesetzgeber, die Funktionsbereiche ein-
zelner staatlicher Organe neu zu struk-
turieren oder zusammenzulegen, so kann
dies nicht im Widerspruch zur Gewal-
tenteilung stehen, sofern die grundsätz-
liche Aufteilung in die drei Gewalten
gewahrt bleibt. Selbst wenn man vertritt,
dass verschiedene Aufgaben von unter-
schiedlichen Behörden wahrzunehmen
sind oder die Verwaltung durch eine
Vielzahl von unterschiedlichen Behör-
den zu leisten ist und dies auch noch als
rechtsstaatliche Vorgabe ansieht, so kann
dies nicht heißen, dass im konkreten
Einzelfall bestimmte Behörden nicht
zusammengelegt werden können. Dies
gilt insbesondere dann nicht, wenn die
Aufgaben so verwandt sind wie bei der
Polizei und den Nachrichtendiensten.
Vielmehr gilt es zu berücksichtigen, dass

sowohl die Nachrichtendienste, wie auch
die Polizei zur Exekutive gehören und
beide im Sicherheitsbereich und damit
im gleichen Aufgabenfeld arbeiten. Mit
der einfachgesetzlichen Regelung ihrer
Zuständigkeiten und Befugnisse ist da-
mit dem Gewaltenteilungsprinzip und
dem Grundsatz des Gesetzesvorbehaltes
genüge getan. Die Wahrung der Tren-
nung ist keine existenzielle Notwendig-
keit für jegliche Form von Rechtsstaat-
lichkeit. Ihr Verlust führt nicht zwangs-
läufig zum Verlust der Rechtsstaatlich-
keit einer staatlichen Ordnung. Die or-
ganisatorische und befugnisrechtliche
Trennung von Polizei und Nachrichten-
diensten hat sich als ein elegantes Mittel
zur Sicherung der Verfahrensrechte von
Beschuldigten erwiesen. Zur Sicherung
der Rechte des Beschuldigten ist die
Trennung aber genauso wenig ausrei-
chend wie unverzichtbar.

4. Resümee und rechtpolitischer
Standpunkt

Was rechtspolitisch sinnvoll ist wird
dadurch nicht zwangsläufig zu einem
Bestandteil des Rechtsstaatsprinzips und
mithin der Verfassung. Unbestritten fin-
det sich in der Trennung von Informati-
on und Befugnis ein rechtsstaatlicher
Aspekt57. Ob die Trennung eine zwin-
gende Voraussetzung für die Existenz
von Rechtsstaatlichkeit ist, muss bezwei-
felt werden. Eine solche Vorgabe hieße,
man müsste allen Staaten, deren Exeku-
tive diese Trennung nicht aufweist, die
Rechtsstaatlichkeit absprechen. Die Auf-
fassung, dass das Trennungsgebot ein
wesentlicher, unverzichtbarer Bestand-
teil des Rechtsstaatsprinzips ist, verkennt
nicht nur den Sinn der Gewaltenteilung,
sondern überspannt auch in nicht ver-
tretbarer Weise den Umfang und Inhalt
des Rechtsstaatsprinzips. Das Rechts-
staatsprinzip in der Bundesrepublik
Deutschland gilt in der konkreten durch
die Verfassung ausgestalteten Form58.
Der Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit ist
zwar ein offenes Rechtsprinzip, aber
keinesfalls eine ideologische Zielvorstel-
lung, der es durch extensives Hineinle-
sen immer neuer Elemente einen immer
gewichtigeren Gehalt zu geben gelte. Das
Trennungsgebot ist mithin allenfalls ein
rechtspolitisch sinnvolles Organisations-
prinzip, jedoch keine verfassungsrecht-
liche Vorgabe.

Rechtspolitisch hat sich die organisato-
rische und befugnisrechtliche Trennung
von Polizei und Nachrichtendiensten
bewährt. Beachtlichen Gefahren für die
freiheitlich demokratische Grundord-
nung – wie denen durch den Linksterro-
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rismus der siebziger Jahre – wurde wir-
kungsvoll entgegengetreten. Dies gilt
gerade deshalb, weil Polizei und Diens-
te getrennt blieben und dennoch Er-
mächtigungsgrundlagen zum Informati-
onsaustausch bestanden.

Die organisatorische Trennung von po-
lizeilichem Staatschutz und nachrichten-
dienstlichem Verfassungsschutz kann zu
starken Konkurrenzen führen und
Schnittstellen entstehen lassen, die in
fehlerhafter Arbeit und Differenzen
münden. Die ist durch die Leitung der
jeweiligen Behörden zu verhindern,
gegebenenfalls auch durch die Fach- und
Dienstaufsicht. Wer hingegen Nachrich-
tendienste und Polizei gänzlich vereini-
gen will, muss wissen, dass dies bei der
internationalen Kooperation zu erheb-
lichen Informationsverlusten führen
kann. Die Zusammenlegung zweier Or-
ganisationen mit zwei Informationsbe-
ständen führt nicht zwangsläufig zu ei-
ner Organisation mit der Summe beider
Wissensstände. Eine umfangreiche inter-
nationale Kooperation mit befreundeten
Nachrichtendiensten ist möglich und
bringt wertvolle Erkenntnisse, wenn die
Partnerdienste von der vertraulichen
Behandlung ihrer weitergegebenen Er-
kenntnisse ausgehen können.
Insbesondere bei der Bekämpfung des
internationalen Terrorismus ist dies von
besonderer Bedeutung.

Einem verpolizeilichten Nachrichten-
dienst oder eine vernachrichtendienst-
lichten Polizei werden zudem erhebliche
Vorbehalte einer zunehmend besser in-
formierten Gesellschaft entgegenge-
bracht, die sich in fehlender Kooperati-
onsbereitschaft und grundsätzlichem
Misstrauen niederschlagen. Dieser Ver-
trauensverlust ist langfristig betrachtet
risikoreicher für die Sicherheit des Bun-
des und der Länder und die freiheitlich
demokratischen Grundordnung als kurz-
fristige Synergieeffekte und Informati-
onsvorsprünge. Wenn Polizei und Nach-
richtendienste – organisatorisch getrennt
bei Inanspruchnahme ihrer jeweiligen
Befugnisse – sich auf ihre Kernkompe-
tenzen konzentrieren und vertrauensvoll
kooperieren, liegt darin ein beachtlicher
Gewinn für Freiheit in Sicherheit.
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1. Einführung
Frauenhandel ist eine gravierende Men-
schenrechtsverletzung, die bekämpft
werden muss. Dies ist mittlerweile all-
gemeiner politischer Konsens – sowohl
über die jeweiligen Ressortzuständigkei-
ten, als auch über die nationalen und
internationalen Ländergrenzen hinweg.
Das Thema hat in den letzten Jahren
zunehmend an Bedeutung gewonnen,
insbesondere, weil seit den politischen
Veränderungen in Mittel- und Osteuro-
pa zunehmend Frauen von dort nach
Westeuropa kommen und Opfer von
Menschenhandel werden. Anlässlich der
Fußball-WM hat es eine Vielzahl von
Informations- und Aufklärungskampag-
nen in Deutschland gegeben, die den
Begriff Menschen- und Frauenhandel
auch in der allgemeinen Öffentlichkeit
bekannt gemacht haben. Wenngleich die
mediale Berichterstattung dies mitunter
zum Anlass genommen hat, sensations-
heischende Beiträge und frei erfundene
Zahlen über das vermeintlich zu erwar-
tende Ausmaß des Frauenhandels zu
publizieren, wurde doch – vor allem
durch die intensive Thematisierung von
Frauenverbänden und Fachberatungs-
stellen für Opfer von Frauenhandel1

Von Dr. Birgit Schweikert, Leiterin des Referates „Schutz von Frauen vor Gewalt“ des
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ),

 Geschäftsführung der Bund-Länder-AG Frauenhandel

Kooperation ist ein Schlüssel
– Notwendigkeit, Möglichkeiten und Grenzen der Zusammenarbeit am Beispiel der Bund-

Länder-Arbeitsgruppe zur Bekämpfung des Frauenhandels –

Dr. Birgit Schweikert
Leiterin des Referates

„Schutz von Frauen vor Gewalt“

deutlich, dass Deutschland als Transit-
und Zielland des Menschenhandels ein
Land ist, das die Augen vor diesem kri-
minellen Phänomen nicht verschließen
darf und handeln muss. Das aktuell ver-
öffentlichte Lagebild Menschenhandel
des BKA weist für 2005 642 Opfer von
Menschenhandel für Deutschland aus,
rund 86% von ihnen stammen aus Eur-
opa, meist aus mittel- und osteuropäi-
schen Ländern2. Das geschätzte wahre
Ausmaß ist wesentlich höher, die ge-
schätzten Gewinne liegen über denen,
die im Waffen- und Drogenhandel erzielt
werden; gemessen an dem vermuteten
Umfang der kriminellen Aktivitäten gibt
es verhältnismäßig wenige Ermittlungs-
verfahren und Verurteilungen, d.h. die
Abschreckung der Täter durch erwart-
bare Sanktionen ist relativ gering. Der
Einsatz von Gewalt, Unterdrückung,
Täuschung und anderen Zwangsmitteln
gegenüber den betroffenen Frauen ist
beträchtlich; die Folgen für die Opfer
sind massiv.
Deutlich ist auch, dass die Bekämpfung
des Menschenhandels ein äußerst kom-
plexes Thema ist; hier geht es – nur um
die zentralen zu nennen – um Fragen der
Kriminalitätsbekämpfung, Strafverfol-
gung und Strafjustiz, es geht entschei-
dend auch um Migrations- und Beschäf-
tigungspolitik, es geht um die Gewähr-
leistung von Menschenrechten und um
Opferschutz, und es geht um Außen-,
Entwicklungs- und Wirtschaftspolitik
mit Blick auf die Herkunftsstaaten. Die-
se Aspekte betreffen sowohl die natio-
nale als auch die europäische und die in-
ternationale Ebene.
Dass hier – national, europäisch und in-
ternational – Kooperation notwendig ist,
um sich neben einer gemeinsamen Ziel-
setzung auch auf gemeinsame Strategien
und Lösungswege zu verständigen, liegt
auf der Hand. Wenn die entscheidenden
Akteure in Politik, Verwaltung und auf
Fachebene nicht Hand in Hand arbeiten,
bleiben die Beschwörungen von Men-

schenhandel als schwerer Menschen-
rechtsverletzung, die es konsequent zu
bekämpfen gilt, leere Phrasen.
In diesem Beitrag sollen Hintergrund
und Entstehungsbedingungen, Aufgaben
und Ergebnisse der Bund-Länder-
Arbeitsgruppe zur Bekämpfung des
Frauenhandels3 als Beispiel für ein Koo-
perationsbündnis auf Bundesebene be-
schrieben werden. Dabei werden auch
aktuelle offene Fragen aufgegriffen.

2. Hintergrund für die Notwendigkeit,
aber auch die Schwierigkeit von Ko-
operation: Die unterschiedlichen
Betrachtungsweisen des Phäno-
mens Menschen- und Frauenhandel

In den letzten Jahren stieg sowohl inter-
national als auch national mit dem Be-
kanntwerden der Problematik die An-
zahl der Resolutionen, Gremien, Kon-
ferenzen und Vereinbarungen. Auch in
Deutschland gab und gibt es eine Reihe
von Maßnahmen, Gesetzesänderungen,
Länderrichtlinien etc. Doch ganz offen-
sichtlich hat dies bisher nicht dazu bei-
tragen können, den Frauenhandel maß-
geblich einzudämmen.
Dies hat verschiedene Gründe. Zum ei-
nen sind die beiden Hauptursachen des
Frauenhandels realistischerweise kaum
durch behördliche oder juristische Maß-
nahmen zu beeinflussen: die Perspektiv-
losigkeit bzw. die Armut der Frauen in
den Herkunftsländern, die durch wirt-
schaftliche Hilfen nicht kurzfristig auf-
gefangen werden kann, zum anderen die
Nachfrage in den Zielländern, z.B. nach
Prostituierten oder billigen Arbeitskräf-
ten. Eine aktuelle Studie der Nichtregie-
rungsorganisation „La Strada“ kommt
beispielsweise für die Situation in der
Ukraine zu dem Ergebnis4, dass neben
der hohen Arbeitslosigkeit die extrem
niedrigen Löhne auch bei hoch qualifi-
zierten Berufstätigen wie Ärztinnen und
Lehrerinnen dazu führen, dass sie häu-
fig unter der Armutsgrenze leben. Er-
wachsene Opfer von Menschenhändlern
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sind meist unverheiratete Frauen zwi-
schen 18 und 26 Jahren, die eine weiter-
führende Schule besucht haben und so
wenig verdienen, dass es nicht einmal für
den Erwerb von Grundnahrungsmitteln
ausreicht. Verknüpft mit der traditionell
weiblichen Verantwortlichkeit für die
Familie und deren Unterhalt befinden
sich viele Frauen in einer subjektiv und
objektiv aussichtslosen Situation und
sind daher in vielen Fällen leichte Beute
für die verlockenden und falschen Ver-
sprechungen der Menschenhändler und
-händlerinnen5.

Ein anderer Grund liegt in der Schwie-
rigkeit, hinsichtlich der zu ergreifenden
Maßnahmen einen politischen Konsens
zu erzielen. Sobald es um die Details und
die Strategien zur Verhinderung und zur
Bekämpfung eines so komplexen Sach-
verhaltes wie Menschenhandel geht,
wird schnell deutlich, dass es verschie-
dene Interessen und Interessengruppen
gibt, die unterschiedliche und manchmal
sich widersprechende Ziele verfolgen.
Solche Zielkonflikte gibt es nicht nur
zwischen Ministerialverwaltungen oder
Polizei und Nichtregierungsorganisatio-
nen, sondern auch innerhalb der ver-
schiedenen Politikbereiche selbst. Die
verschiedenen Lösungsansätze, die ver-
treten werden, hängen entscheidend
davon ab, welche Aspekte von Men-
schenhandel in den Vordergrund gestellt
werden. Dies wird im Bereich des Frau-
enhandels zur sexuellen Ausbeutung
besonders deutlich, da hier neben eini-
gen typischen Antagonismen wie z.B.
restriktiver aufenthaltsrechtlicher An-
satz versus umfassender Opferschutz die
Einstellung und Wahrnehmung von Pro-
stitution als solcher eine entscheidende
Rolle spielt. Nachfolgend klassische Bei-
spiele für die Schwierigkeiten einer Ver-
ständigung, die Kooperationsbündnisse
wie die Bund-Länder-Arbeitsgruppe
Frauenhandel so notwendig machen, um
die Zielkonflikte im Interesse einer ef-
fektiven Bekämpfung des Menschenhan-
dels soweit wie möglich zu minimieren.

a) Bewertung der Prostitution als sol-
cher: Menschenrechtsverletzung
oder zu akzeptierende Tätigkeit?

Wird bei Frauenhandel zum Zweck der
sexuellen Ausbeutung vor allem die Pro-
stitution selbst als das (moralische und
menschenrechtliche) Problem angese-
hen, unabhängig davon, ob sie mit Ein-
willigung der Frau oder mittels Zwang
ausgeübt wird, werden die Frauen ent-
weder als Opfer betrachtet, die gerettet,
oder als Täterinnen, die umerzogen oder
bestraft werden müssen. Wenn Prostitu-
tion grundsätzlich als Verletzung der

objektiv definierten und unveräußerli-
chen Menschenwürde bewertet wird,
können sich Frauen auch nicht freiwil-
lig für die Ausübung der Prostitution
entscheiden. Sie tun es nach Ansicht die-
ser Meinung auch nur deshalb, weil sie
keine anderen Alternativen sehen und –
in vielen Fällen durch vorangegangene
Missbrauchs- und Gewalterfahrungen
geprägt – kein ausreichendes Selbstwert-
gefühl entwickelt haben; insofern seien
ihnen auch die negativen und zerstöre-
rischen Auswirkungen ihrer Tätigkeit
nicht bewusst. Die von Prostituierten
vorgetragene freie Entscheidung für die-
se Tätigkeit ist demnach eine Selbsttäu-
schung, die an dem Charakter der Men-
schenrechtsverletzung nichts ändert.
Konsequent zu Ende gedacht beinhaltet
diese Meinung, jede Form, Ausübung,
Förderung und Nachfrage von Prostitu-
tion unter Strafe zu stellen und dement-
sprechend auch jede Form einer Regle-
mentierung, Steuerung und Überwa-
chung dieser Tätigkeit zu unterlassen.

In der gesellschaftlichen Diskussion der
letzten Jahre wurde in Deutschland die
Prostitution zunehmend nicht unbe-
dingt als eine wünschenswerte, jedoch zu
akzeptierende Tätigkeit betrachtet. Dem
liegt die Haltung zugrunde, Prostituti-
on als autonome Entscheidung zu einer
– wenn auch riskanten, gefahrgeneigten
– Tätigkeit zu sehen und zwischen frei-
willig ausgeübter und erzwungener Pro-
stitution zu unterscheiden. Politisches
Ziel insoweit ist, die Lebensverhältnisse
für Prostituierte zu verbessern und sie aus
der Abhängigkeit von Zuhältern, Bor-
dellbesitzern u.ä. herauszuholen. Dies be-
inhaltet die Anerkennung der Prostitu-
tion, aber auch Schutzbestimmungen und
Reglementierungen zur Ausübung dieser
Tätigkeit und strafrechtliche Verfolgung
von Zwangs- und Ausbeutungsformen.
Wenn es gelingt, die Prostitution so aus
dem Dunkeln herauszuhalten, hätten
auch Menschenhändler weniger Chan-
cen, Zwangsprostituierte im Milieu unter-
zubringen und zu verstecken.

Ein wichtiger Schritt hierzu sollte die
Einführung des Gesetzes zur Regelung
der Rechtsverhältnisse der Prostituierten
(Prostitutionsgesetz – ProstG) sein, das
seit 1.01.2002 in Kraft ist und die Prosti-
tution auch zivilrechtlich legalisiert. Pro-
stituierte können damit in Deutschland
als Selbständige freiberuflich tätig sein
oder aber in einer Art Arbeitsverhältnis
beschäftigt werden, so dass sie Zugang
zur Sozialversicherung haben. Danach
ist es nun nicht mehr als Förderung der
Prostitution strafbar, für erträgliche Ar-
beitsbedingungen von Prostituierten zu

sorgen. Nur noch die Ausbeutung von
Prostituierten ist strafbar. Deutschland
ist damit den pragmatischen Weg gegan-
gen, den auch die Niederlande einge-
schlagen haben. Ob dies und auch die
anderen Intentionen des Gesetzgebers
umgesetzt werden konnten, wird die
vom Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
in Auftrag gegebene Evaluierung des
ProstG zeigen, die Grundlage für den
Bericht der Bundesregierung an den Bun-
destag ist6.

Auch in anderen Ländern wird die skiz-
zierte Debatte lebhaft geführt. Interna-
tional ist zu beobachten, dass es in man-
chen europäischen Staaten eine Tendenz
gibt, die Prostitution generell zu be-
kämpfen. So ist der Kauf von sexuellen
Dienstleistungen in Schweden seit 1998
unter Strafe gestellt, d.h. die Freier ma-
chen sich strafbar, nicht aber die Prosti-
tuierten. Demgegenüber gehen Länder
wie die Niederlande einen anderen Weg,
in dem sie versuchen, aus der Prostituti-
on ein ganz normales, aber ausgespro-
chen dicht überwachtes und reglemen-
tiertes Gewerbe zu machen.

Durch die bevorstehende Veröffentli-
chung des Berichts der Bundesregierung
zur Umsetzung des ProstG sowie durch
die in dieser Legislaturperiode wieder
eingebrachte Initiative des Bundesrates
zur Bestrafung von Freiern von Zwangs-
prostitutierten7, die u.a. die Rückgängig-
machung der strafrechtlichen Änderun-
gen des ProstG beinhaltet, sind die oben
aufgeworfenen Fragen nach wie vor
virulent und müssen im Interesse des
Schutzes von Menschenhandelsopfern
einer mehrheits- und tragfähigen Beant-
wortung zugeführt werden. Denn
ansonsten fehlt eine bundesweit verbind-
liche gemeinsame Basis, auf der die wich-
tigen Akteure wie Polizei, Justiz und
Fachberatungsstellen handeln können.

b) Strafrechtlicher Ansatz: Nicht nur,
aber auch

Oft wird der Frauenhandel vor allem als
Problem der Strafverfolgung angesehen.
Dazu passt auch die vorrangige Behand-
lung des Themas innerhalb der EU in
der sog. Dritten Säule (polizeiliche und
justizielle Zusammarbeit). Die Strategi-
en, die auf dieser Sichtweise fußen, be-
inhalten u.a. Forderungen nach einem
stringenteren Strafrecht, höheren Straf-
androhungen, konsequenterer Strafver-
folgung, besserer internationaler Zusam-
menarbeit bei der Ermittlung und der
Verhinderung von Abschiebungen von
wichtigen Zeuginnen während des Pro-
zesses. Auf den ersten Blick scheint dies
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ein guter Lösungsansatz zu sein, der auch
im Interesse der betroffenen Frauen liegt:
Ohne Menschenhändler kein Frauen-
handel. Aber er verführt dazu, das Phä-
nomen Frauenhandel allein auf die Be-
lange der Strafverfolgung zu reduzieren
und die Zeuginnen zu instrumentalisie-
ren, ohne sich für sie verantwortlich zu
fühlen. Die Justiz interessiert sich wenig
dafür, welchen Aufenthaltsstatus die
Zeuginnen haben, wo sie während des
Verfahrens unterkommen, wie sie ge-
schützt werden und wer für ihren Auf-
enthalt bezahlt und was mit ihnen nach
Beendigung des Verfahrens geschieht.
Dies sind wichtige Voraussetzungen
dafür, dass Opferzeuginnen aussagen
können.
Die wichtige generalpräventive Wirkung
des Strafrechts kann aber nur zum Zuge
kommen, wenn die Rechte der Frauen
gewahrt werden. Hierzu sind viele Kom-
ponenten erforderlich: die Bereitstellung
von Rechtsberatung und -begleitung,
Dolmetschung, einer sicheren Unter-
kunft außerhalb der Abschiebehaft, von
medizinischer und therapeutischer Ver-
sorgung und Betreuung, eine vorüberge-
hende Aufenthalts- und Arbeitsgenehmi-
gung, Entschädigungen für die erlittene
Gewalt, und auch ein dauerndes Aufent-
haltsrecht, wenn die Gefährdung im
Heimatland fortbesteht. Die Diskussion,
wer für diese Kosten aufkommt, dauert
an und ist noch nicht befriedigend ge-
löst.

c) Frauenhandel als migrationspoliti-
sche Frage

Stellt man beim Frauenhandel den As-
pekt der Migration in den Vordergrund,
so liegt die Betonung auf dem Grenzü-
bertritt, insbesondere auf der illegalen
Einreise und dem illegalen Aufenthalt.
Ziel der politischen Maßnahmen, die den
Migrationsaspekt in den Vordergrund
stellen, ist, den Staat vor unkontrollier-
ten Einreisen zu schützen. Eine restrik-
tive Ausländerpolitik ist die Antwort.
Entsprechend zielen auch die Maßnah-
men zur Verhinderung und Bekämpfung
des Frauenhandels aus dieser Perspekti-
ve auf eine Begrenzung der (illegalen)
Einreise und des Aufenthalts und bein-
halten u.a. eine Verschärfung der Vi-
sumspflicht, eine Begrenzung der Auf-
enthalts- und Arbeitserlaubnisse,
schnellere Abschiebungen, verschärfte
Ausländerkontrollen, Nachprüfungen
bei binationalen Ehen, Strafverfolgung
der Schleuser und der illegalen Migran-
ten/innen. Bezogen auf den Frauenhan-
del geht es vor allem um die Verhinde-
rung der Einreise möglicher Opfer. Dazu
gehören zurückhaltende Visaerteilung
mit entsprechenden Absicherungen und

warnende bzw. abschreckende Öffent-
lichkeitsarbeit in den Herkunftsländern.
Solche Maßnahmen dienen vorrangig
dem Interesse des Staates, nicht dem der
betroffenen Frauen. Im Gegenteil: Ihre
Illegalität macht sie noch ausbeutbarer
und abhängiger.

d) Frauenhandel als Menschenrechts-
verletzung

Im Mittelpunkt des Politikansatzes
„Menschenrechte“ stehen die Frauen mit
ihrem Recht auf körperliche Unversehrt-
heit, ihrem Recht auf Selbstbestimmung
hinsichtlich ihres Körpers, ihres Lebens
und ihrer Arbeit, dem Recht zu arbei-
ten und auf angemessene Vergütung und
zumutbare Arbeitsbedingungen, mit ih-
rem Recht auf freie Wahl ihres Ehepart-
ners, dem Recht auf Migration und Frei-
zügigkeit und darauf, ohne Gewalt und
Zwang zu leben. Die Strategien, die
hierauf aufbauen, wollen die strukturel-
len Ursachen des Frauenhandels angehen
und bekämpfen jede Form der ge-
schlechtsspezifischen Gewalt. Im Mittel-
punkt der Maßnahmen steht auch der
Schutz, aber noch stärker das aktive sog.
Empowerment, also die Stärkung der
Frauen zur Teilhabe an der Gesellschaft.

3. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur
Bekämpfung des Frauenhandels

Die skizzierten Ziel- und Perspektiven-
konflikte können starke Hindernisse für
die Einigung auf und die Umsetzung von
effektiven Maßnahmen zur Bekämpfung
des Menschenhandels und für die Unter-
stützung der Opfer sein. Hier hilft nur
kooperatives Denken und Handeln wei-
ter. Damit der Schutz der betroffenen
Frauen nicht ins Hintertreffen gerät und
damit die verschiedenen Aspekte des
Frauenhandels zusammen betrachtet
und abgestimmte Strategien zur Bekämp-
fung entwickelt werden können, hat die
Bundesregierung unter Federführung des
Bundesministeriums für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) im
Frühjahr 1997 eine bundesweite Arbeits-
gruppe Frauenhandel eingerichtet, die
etwa vierteljährlich tagt.

Ihr gehören an:
– Bundesministerium für Familie, Seni-

oren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
(federführend und geschäftsführend)

– Auswärtiges Amt (AA)
– Bundesinnenministerium (BMI)
– Bundesjustizministerium (BMJ)
– Bundesministerium für Arbeit und

Soziales (BMAS)
– Bundesministerium für wirtschaftli-

che Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ)

– Gesellschaft für technische Zusam-

menarbeit (GTZ)
– Bundeskriminalamt (BKA)
– von den Ländern jeweils eine Vertre-

tung der Innen-, Justiz-, Sozial- und
Frauen- und Gleichstellungsminister-
konferenzen,

– Koordinierungskreis gegen Frauen-
handel und Gewalt an Frauen im Mi-
grationsprozess KOK als Vernet-
zungsstelle der Fachberatungsstellen
in Deutschland

– Fachberatungsstelle SOLWODI e.V.
– für die Bundesarbeitsgemeinschaft der

freien Wohlfahrtsverbände das Dia-
konische Werk der EKD

Je nach behandeltem Schwerpunktthe-
ma werden auch andere Experten/innen
oder Institutionen zugezogen, so z.B. der
Deutsche Städtetag, das Bundeswirt-
schaftsministerium, Experten und Ex-
pertinnen aus anderen Ländern etc.

Zu den Aufgaben der Arbeitsgruppe ge-
hört der kontinuierliche Informations-
austausch über die vielfältigen Akti-
vitäten in den Bundesländern und in
den nationalen und internationalen
Gremien, die Analyse der konkreten
Probleme bei der Bekämpfung des Frau-
enhandels, die Erarbeitung von Emp-
fehlungen und ggfs. von gemeinsamen
Aktionen zur Bekämpfung des Frauen-
handels.

Zu den konkreten Ergebnissen zählen:
– die Erarbeitung und Herausgabe von

Informationsmaterialien für Frauen
in den Herkunftsländern. Die Bro-
schüre erschien in 13 Sprachen und
wird über Nichtregierungsorganisati-
onen sowie die deutschen Botschaften
vor Ort verteilt.

– Die Einbringung von konkreten Vor-
schlägen für die am 9.10.2000 in Kraft
getretenen Verwaltungsvorschriften
zum Ausländergesetz zum Umgang
mit Opfern von Menschenhandel
(z.B. Mindestfrist von 4 Wochen für
den Vollzug der Abschiebung).

– die Erarbeitung eines Kooperations-
modells für einen speziellen Zeugin-
nenschutz für Frauen, die nicht in das
gesetzlich verankerte Zeugenschutz-
programm aufgenommen werden
können oder wollen. Dieses Koope-
rationskonzept wurde der Innenmi-
nisterkonferenz zur Beschlussfassung
übersandt und ist Grundlage entspre-
chender Modelle in verschiedenen
Bundesländern geworden.

– Die Erarbeitung einer Handreichung
für die Behörden nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz und für die So-
zialhilfeträger zur Zuständigkeit bei
Leistungen nach dem Asylbewerber-
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leistungsgesetz bzw. dem Bundessozi-
alhilfegesetz an Opfer von Menschen-
handel,

– die Erarbeitung einer Empfehlung für
die Bundesländer zum Anwendungs-
bereich des Opferentschädigungsge-
setzes auf Opfer von Menschenhan-
del,

– ein Härtefall-Erlass des BMAS an die
damalige Bundesanstalt für Arbeit,
wonach den Opferzeuginnen im Rah-
men des Kooperationskonzepts sofor-
tige Arbeitserlaubnisse ausgestellt
werden können,

– die Auswertung der Praxis anhand
einer Praxisabfrage von BKA und
KOK, um zu überprüfen, ob die von
der Bund-Länder-AG erarbeiteten
Handreichungen und Konzepte bei
den vorgesehenen Adressaten in der
Polizei und den Fachberatungsstellen
bekannt sind und umgesetzt werden.

Aktuell werden Empfehlungen zur
Durchführung von Fortbildungsmaß-
nahmen für zentrale Berufsgruppen wie
Polizei, Justiz, Ausländerbehörden etc.
erarbeitet sowie ein Best-practice-Leitfa-
den für die Geltendmachung von An-
sprüchen nach dem Opferentschädi-
gungsgesetz (OEG). Geplant ist die Er-
stellung eines Kompendiums von wich-
tigen rechtlichen Vorgaben, Erlassen,
Handlungsempfehlungen im Bereich
Frauenhandel zur Unterstützung der
Praktikerinnen und Praktiker.
Ausdruck der gut gefestigten Koopera-
tion ist auch die Fachtagung, die der
Koordinierungskreis gegen Frauenhan-
del und Gewalt an Frauen im Migrati-
onsprozess KOK im Januar 2006 in en-
ger fachlicher Zusammenarbeit mit
BMFSFJ, GTZ und BKA zu Fragen von
Kooperation und Finanzierung der Op-
ferunterstützung im Bereich der Be-
kämpfung des Frauenhandels durchge-
führt hat.

4. Aktuelle Aufgabenstellungen und of-
fene Fragen

Nach der Bestandsaufnahme in der
Bund-Länder-AG Frauenhandel und der
ebenfalls auf der KOK-Fachtagung im
Januar 2006 vorgenommenen Situations-
analyse geht es aktuell vor allem um fol-
gende Punkte:

a) Verbindliche, situationsgerechte Ko-
operationsvereinbarungen zwischen
Polizei und Fachberatungsstellen in
allen Bundesländern

Die zentralen Berufsgruppen zur Inter-
vention gegenüber den Tätern und zur
Unterstützung der Opfer sind Polizei
und die Fachberatungsstellen. Eine gute,
verbindlich geregelte praktische Koope-

ration zwischen diesen beiden wichtigen
Berufsgruppen ist ein entscheidendes
Element für eine gelungene Strategie zur
Bekämpfung des Menschenhandels. Hier
liegen noch nicht in allen Bundesländern
entsprechende Konzepte vor; die bereits
vorliegenden Vereinbarungen müssen
überprüft und ggf. an veränderte Bedürf-
nisse und Routinen angepasst und wei-
terentwickelt werden.

Die Bund-Länder-AG Frauenhandel will
diesen Prozess durch die Aktualisierung
und Verbreitung der von ihr erarbeiten
Musterkooperationsvereinbarung, die
Modell für die Entwicklung in den Bun-
desländern geworden ist, befördern. Der
Fachaustausch mit und zwischen den
Bundesländern zu Fragen der Koopera-
tion, wie er auf der 2006 stattgefunde-
nen KOK-Fachtagung begonnen wurde,
soll mit Unterstützung der Bundesregie-
rung fortgesetzt werden.

b) Nachhaltige und sichere Finanzie-
rung der Fachberatungsstellen ge-
gen Menschen- und Frauenhandel

Es ist inzwischen hinreichend be- und
anerkannt, dass eine gute, fachkompeten-
te Begleitung der Opfer von Menschen-
handel auch für die Justiz im Hinblick
auf den Erfolg etwaiger Strafverfahren
unerlässlich ist. Die Aussage der Opfer-
zeugin wird das zentrale Beweismittel
bleiben; dies hat die aktuelle von BKA
herausgegebene Studie „Straftatbestand
Menschenhandel“ jüngst wieder unter-
strichen8. Ohne eine fundierte Betreuung
können die Frauen die Prozesse nicht
durchstehen, und ohne Zeuginnen gibt
es keine Verurteilung. Eine längerfristig
abgesicherte Finanzierung ist jedoch
nicht in allen Ländern vorhanden;
oftmals müssen Stellen trotz Auslastung
und nachgewiesen guter Facharbeit um
ihr Überleben kämpfen. Hier sind nach
wie vor Mittel und Wege in den Ländern
für eine abgesicherte Finanzierung der
Fachberatungsstellen zu finden.
Die Bundesregierung wird mit der durch
BMFSFJ erfolgenden Finanzierung des
bundesweiten Koordinierungskreises
gegen Frauenhandel und Gewalt an
Frauen im Migrationsprozess KOK als
Vernetzungsstelle der Fachberatungsstel-
len in Deutschland den ihr nach der fö-
deralen Kompetenzordnung möglichen
Beitrag leisten und den fachlichen und
politischen Austausch mit und zwischen
den Bundesländern zu dieser Frage wei-
ter fördern.

c) Ausreichende Rechte für Aufenthalt
und Betreuung der Menschenhan-
delsopfer

Eine der größten Probleme für eine ef-

fektive Bekämpfung des Frauenhandels
bestehen nach Ansicht der B-L-AG Frau-
enhandel in der unzureichenden aufent-
haltsrechtlichen Situation und der man-
gelhaften und schwierigen Finanzierung
von Aufenthalt und Betreuung der Op-
fer von Menschenhandel. Diese Finan-
zierung hängt vom jeweiligen Aufent-
haltsstatus ab. Nach der bisherigen
Rechtslage erhalten die Frauen nach gel-
tendem Ausländerrecht in der Regel
meist lediglich eine Duldung für die
Dauer des Strafverfahrens; die Aufent-
haltsrechte nach § 25 IV, V AufenthG
kommen nach Auslegung des BMI für
die Vielzahl von Opfern von Menschen-
handel, die unerlaubt eingereist sind oder
sich unerlaubt im Bundesgebiet aufhal-
ten, nicht in Betracht. Längerfristige
Aufenthaltsrechte nach Beendigung des
Prozesses sind nur unter äußerst restrik-
tiven gesetzlichen Bedingungen und ei-
ner ebensolchen Verwaltungspraxis der
Ausländerbehörden erhältlich.

Der hier bestehende Reformbedarf wird
durch die Verpflichtung der Bundesre-
gierung zur Umsetzung der EU-Richtli-
nie 2004/81 (sog. Opferschutzrichtlinie)9

verstärkt. Zurzeit bereitet die Bundesre-
gierung unter Federführung des Bundes-
ministeriums des Inneren einen Gesetz-
entwurf „zur Umsetzung aufenthalts-
und asylrechtlicher Richtlinien der Eu-
ropäischen Union“, insgesamt von 11
EU-Richtlinien, darunter der EU-Richt-
linie 2004/81, in deutsches Recht vor.
Diese Richtlinie sieht u.a. vor, dass mut-
maßlichen Opfern von Menschenhan-
del, die ohne gültigen Aufenthaltstitel
angetroffen werden, eine mindestens 4-
wöchige Bedenk- und Erholungsfrist ein-
geräumt wird und dass Opferzeuginnen,
die mit den Strafverfolgungsbehörden
kooperieren, einen Aufenthaltstitel
mindestens bis zum Ende des Prozesses
gegen die Menschenhändler erhalten.
Während dieser Zeit soll den Opferzeu-
ginnen Zugang zur erforderlichen medi-
zinischen und psychotherapeutischen
Versorgung gegeben werden, und es soll
die Möglichkeit der Zulassung zum Ar-
beitsmarkt eingeräumt werden. In der
aktuellen Diskussion in Deutschland
sind jedoch viele Punkte bezüglich der
Umsetzung ins deutsche Recht strittig;
deutlich kommen hier die oben skizzier-
ten unterschiedlichen Ansätze im Um-
gang mit der Thematik Menschenhan-
del zum Tragen10.

So ist beispielsweise auch nach dem vor-
liegenden Gesetzentwurf des BMI, der in
Umsetzung der EU-RL 2004/81 für
Opfer von Menschenhandel ein Aufent-
haltsrecht statt einer Duldung vorsieht,
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der Aufenthalt nach wie vor über das
AsylbLG und nicht über das SGB XII
zu finanzieren. Das bedeutet: niedrigere
Leistungen als nach dem SGB, geringe
medizinische Versorgung, keine Erstat-
tung von Therapiekosten, keine Erstat-
tung von Betreuungskosten, keine
Erstattung von Weiterbildungs- und Be-
schäftigungsmaßnahmen, keine Über-
nahme von Fahrtkosten (z.B. zu Fach-
beratungsstellen) und Dolmetscher-
kosten. Nach AsylbLG ist kein Schon-
vermögen vorgesehen; wird also auf-
grund der Gewalttat z.B. ein Schmer-
zensgeld (z.B. nach dem OEG) zugespro-
chen, findet dies Anrechnung auf die
Leistungen. Der im AsylbLG veranker-
te Grundsatz der Sachleistungen (§ 3
AsylbLG) führt insbesondere im Rah-
men der Unterbringung zu Problemen,
da damit eine Unterbringung in Asylbe-
werberunterkünften vorgeschrieben ist
und eine sachgerechte Unterbringung in
einer Frauenunterstützungseinrichtung
erschwert wird. Eine solche Unterbrin-
gung ist für Opfer von Menschenhandel
nicht geeignet. Im Einzelfall ist zwar eine
andere Unterbringung möglich, dies liegt
aber im Ermessen der Sachbearbeitung
und ist in Zeiten knapper Kassen schwie-
rig.
Zudem müssen die Fachberatungsstellen
häufig in Vorleistung gehen und Ansprü-
che für die betroffene Frauen geltend
machen. In der Praxis gibt es große
Schwierigkeiten bei der Geltendma-
chung der Ansprüche nach AsylbLG
oder SGB XII. Da die Frauen zu ihrem
Schutz an einem anderen Ort unterge-
bracht werden müssen als an dem Ort,
an dem sie aufgegriffen werden, gibt es
langwierige Streitigkeiten zur örtlichen
Zuständigkeit der Sozialämter. Diese
Erfahrungen machen sowohl die Fach-
beratungsstellen als auch die Landeskri-
minalämter, wenn sie für Zeuginnen (im
Rahmen des Zeugenschutzprogrammes)
die Ansprüche geltend machen. Oftmals
erhalten die vorleistende Polizei oder
Fachberatungsstelle die Kosten nicht er-
stattet.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe Frauen-
handel setzt sich für ausreichende Auf-
enthaltsrechte der Opfer von Menschen-
handel vor, während und nach dem
Verfahren sowie für damit gekoppelte
sachgerechte sozialrechtliche Ansprüche
und den Zugang der Betroffenen zu Aus-
bildung und Arbeitsmarkt ein. Neben
den rechtlichen Verbesserungen verfol-
gen wir seit geraumer Zeit das Anliegen,
dass die Bundesländer hier kreative Ideen
entwickeln und beispielsweise spezielle
Titel oder Fonds zur Unterstützung der
Opfer von Menschenhandel während

ihres Aufenthaltes in Deutschland ein-
richten, aus denen alle anfallenden Kos-
ten gezahlt werden, die sowohl während
der 4-Wochen-Frist als auch während des
Gesamtaufenthalts als Zeuginnen entste-
hen.

Diese Fragestellungen werden in der
Bund-Länder-AG Frauenhandel und in
der von allen Teilnehmenden gewünsch-
ten Fortsetzung der KOK-Fachtagung
im Austausch mit den Ländern weiter
vorangetrieben werden.

5. Fazit
Die bisherige Kooperationsarbeit der
Bund-Länder-AG Frauenhandel hat ge-
zeigt, dass die Ergebnisse der Arbeits-
gruppe, die häufig impulsgebend für die
praktische Arbeit in den Bundesländern
waren, ohne den gegenseitigen Informa-
tionsaustausch, ohne die Zusammenar-
beit von Multiplikatoren/innen, die das
Wissen aus ihren jeweiligen Fachgebie-
ten und Ebenen einbringen und die neu-
en Erkenntnisse dorthin zurückvermit-
teln, nicht leistbar wären. Durch den
intensiven Austausch erreichen wir auch,
dass die Akteure bei der Planung ihrer
Vorhaben, z.B. in der Öffentlichkeits-
arbeit oder in der Fortbildung,
voneinander wissen und die Möglichkeit
haben, auf den Erfahrungen anderer auf-
zubauen.

Auch bei der Problemanalyse hat sich
gezeigt, dass diese in der erforderlichen
Schärfe und Tiefe nur möglich ist, wenn
die verschiedenen Erfahrungen der be-
teiligten Institutionen und Gruppierun-
gen zusammengetragen, miteinander
verglichen und in ihren Auswirkungen
auf die jeweils mitbetroffenen Bereiche
erhellt werden. Erst durch die gemein-
same Diskussion wird deutlich, wie sich
theoretische Konzepte in der Praxis aus-
wirken und warum sie unter Umstän-
den scheitern bzw. scheitern müssen.

Die Arbeit in der Bund-Länder-AG Frau-
enhandel hat dazu beigetragen, allen Be-
teiligten zu verdeutlichen, wo ihre jewei-
lige Verantwortung liegt und welche
Handlungsmöglichkeiten sie haben, um
sowohl in Kooperation als auch in ge-
genseitiger Abgrenzung den Frauenhan-
del so zu bekämpfen, dass dies nicht auf
dem Rücken der betroffenen Frauen ge-
schieht. Dies ist nicht immer einfach, da
die Interessen und Ziele nach wie vor oft
unterschiedlich und gegenläufig sind.
Auch sind die föderal unterschiedlichen
Zuständigkeiten hinderlich, denn letzt-
lich ist die Bundesebene weder für die
Ausführung des Aufenthaltsgesetzes,
noch für die Strafverfolgung, also für

Polizei und Justiz, zuständig. Die Bund-
Länder-AG Frauenhandel muss daher
ergänzt werden um entsprechende Koo-
perationen auf Länderebene und ggf.
kommunaler Ebene. Erfreulich ist die
Entwicklung, dass immer mehr Bundes-
länder entsprechende Arbeitskreise oder
Kommissionen auf Landesebene einset-
zen.

Schnelle Ergebnisse sind in diesem
schwierigen Themenfeld häufig nicht zu
erwarten. Nur ein Kooperationsprozess,
der alle Beteiligten einschließt und Wi-
derstände und Zielkonflikte auflöst oder
zumindest vermindert, kann langfristig
dazu beitragen, auch festgefahrene Pro-
bleme einer befriedigenden Lösung zu-
zuführen. Denn wir müssen weiter dar-
an arbeiten, unsere Reaktionsmöglich-
keiten auf das Problem des Menschen-
handels und damit auch die Situation der
Opfer zu verbessern.

Fußnoten

  1 Eine Übersicht über die Aktivitäten der Fach-
beratungsstellen und Frauenverbände hat der Ko-
ordinierungskreis gegen Frauenhandel und Ge-
walt an Frauen im Migrationsprozess KOK auf
seiner Website veröffentlicht, s. www.kok-
potsdam.de. BMFSFJ hat u.a die bundesweit
angelegte Kampagne des Deutschen Frauenrates
unterstützt, die sich für die Unterstützung von
konkreten fachlichen und politischen Forderun-
gen an Bund und Länder eingesetzt und um
Unterschriften geworben hat, s. unter www.
frauenrat.de.

  2 BKA-Lagebild 2005 s. unter www.bka.de.
  3 Zur Abkürzung wird im Folgenden von der

Bund-Länder-Arbeitsgruppe Frauenhandel ge-
sprochen. Diese Arbeitsgruppe beschäftigt sich
mit einem zentralen Bereich des Menschenhan-
dels, nämlich mit dem Handel mit Frauen zum
Zweck der sexuellen Ausbeutung. Für den Be-
reich der Arbeitsausbeutung fehlt bislang ein
solches Kooperationsbündnis auf Bundesebene;
Überlegungen dazu werden derzeit im zuständi-
gen Bundesministerium für Arbeit und Soziales
(BMAS) angestellt.

  4 Vgl. SOLWODI-Rundbrief September 2006,
S. 2.

  5 BKA-Lagebild 2005, Fn. 2: Der Anteil der weib-
lichen Tatverdächtigen liegt bei 22%.

  6 S. Entschließung BT vom 19.10.2001 anlässlich
der Verabschiedung des ProstG, vgl. BT-Plenar-
protokoll 14/196 S. 19204 C, Wortlaut BT-Drs.
4/7174 (Beschlussempfehlung), S. 3.

  7 BR-Drs. 140/05; s. auch Stellungnahme der neu-
en Bundesregierung zum im März 2006 erneut
eingebrachten BR-Antrag, BT-Drs. 16/1343.

  8 Annette Herz/Eric Minthe: Straftatbestand Men-
schenhandel. Verfahrenszahlen und Determinan-
ten der Strafverfolgung. Polizei und Forschung,
Bd. 31, herausgegeben von BKA, Kriminalisti-
sches Institut, München, 2006.

  9 EU-RL 2004/81 vom 29.04.2004 über die Ertei-
lung von Aufenthaltstiteln für Drittstaatsange-
hörige, die Opfer des Menschenhandels sind oder
denen Beihilfe zur illegalen Einwanderung ge-
leistet wurde und die mit den zuständigen Be-
hörden kooperieren.

10 Zu ausländerrechtlichen Problemen des Frauen-
handels, dem Umsetzungsbedarf der EU-RL
2004/81 sowie der aktuellen Debatte um den
Entwurf des BMI vgl. Renzikowski ZAR 2006,
55 ff.
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Die FIFA-WM 2006 in Kaiserslautern

Jürgen Schmitt
Polizeidirektor

Polizeipräsidium Westpfalz

Von Jürgen Schmitt, Polizeidirektor, Polizeipräsidium Westpfalz

Eine Nachbetrachtung zu einem gelungenen Polizeieinsatz
Public Viewing und Fanmeilen – neue Herausforderungen für die Polizei

1. Vorbemerkungen
„Deutschland. Ein Sommermärchen“, der
WM-Film von Sönke Wortmann, be-
schreibt die schönsten Bilder der WM1

und bringt die Eindrücke und Stimmun-
gen von 31 Tagen weltmeisterlicher Be-
geisterung pur zurück. Innerhalb kürzes-
ter Zeit erzielte der Film Rekordzu-
schauerzahlen, wie dies bei den Weltfuß-
ballspielen in Deutschland der Fall war.

Nachbetrachtungen thematisieren ein
vergangenes, regelmäßig abgeschlossenes
Ereignis, hier die FIFA-Weltmeisterschaft
2006 in Deutschland und insbesondere in
Kaiserslautern. Vielfach kann jedoch
durchaus der Eindruck entstehen, dass
diese WM 2006 in Deutschland noch
überall präsent ist und im Oktober eine
erste Renaissance erlebt: „Locker und
leicht, enthusiastisch und patriotisch – die
Deutschen kennen sich nach einer Wo-
che WM nicht mehr wieder. Sind wir das
wirklich? ....Auf einmal sind wir ganz
anders, mögen uns und werden gemocht.
Hunderttausende feiern in den Straßen in
Schwarz – Rot – Gold“. So beschrieb der
Kolumnist der FASZ, Markus Wehner,
punktgenau die Stimmung nach nur ei-
ner WM-Woche.

Speziell die ausländischen Zuschauer und
Fans zeigten sich begeistert vom Gastge-
berland Deutschland und den Deutschen.
Großbritanniens Premierminister Tony
Blair freute sich darüber, dass die engli-
schen Fans ihr schlechtes Image abgelegt
hatten. In einem Beitrag für die „Bild am
Sonntag“ schrieb er, dass es vielen briti-
schen Fans in Deutschland ausgezeichnet
gefallen hat. Insbesondere die Organisa-
tion, das einfache Reisen, die tollen An-
gebote für die Fans mit und ohne Ticket
und die Zusammenarbeit der deutschen
und britischen Sicherheitsbehörden er-
wähnte er lobend.2 Neben vielen anderen
gratulierte der UNO-Generalsekretär
Kofi Annan den Deutschen. „Der freund-
schaftliche Geist ist hier wirklich gelebt
worden“.
Diese in der Art einmalige Mixtur aus
Fußball – Begeisterung – Volksfest und
Party war in allen zwölf WM-Städten er-
lebbar. Diese Nachbetrachtung beleuch-

tet die WM aus dem Focus der mit Ab-
stand kleinsten WM-Stadt Kaiserslautern.
Sie beinhaltet auch ein Plädoyer, künfti-
ge sportliche Großveranstaltungen auch
in kleineren Städten austragen zu lassen.

2. Die WM-Stadt Kaiserslautern
Fünf Spiele wurden in Kaiserslautern an-
gepfiffen. Die Stadt erlebte begeisterte und
begeisternde Fans aus Japan, den USA,
Paraguay, Trinidad und Tobago, Spani-
en und Saudi-Arabien.
Italien und Australien trugen in der Fuß-
ball-Hochburg Kaiserslautern ihre Vor-
rundenspiele aus und bestritten das Ach-
telfinale. Dabei hinterließen speziell die
australischen Fans wohl den positivsten
und bleibendsten Eindruck. Hand in
Hand mit ihren (Plastik)-Kängurus, den
80er-Klassiker „Beds are burning“ und die
inoffizielle Hymne „Waltzing Mathilda“
singend, zogen sie stets friedlich durch die
Stadt. An den beiden Spieltagen herrsch-
te und beherrschte das „gelb-grüne“
Down-Under die Stimmung.

Dieses Ereignis hat die Stadt Kaiserslau-
tern und ihre rund 100.000-Einwohner,
laut Statistik die kleinste Stadt, in der je
ein Achtelfinale anlässlich einer WM aus-
getragen wurde, verändert. Insgesamt be-
suchten während des gesamten WM-Zeit-
raumes fast eine Million Menschen die
Spiele und das Rahmenprogramm in der
westpfälzischen Fußballmetropole.

Nie zuvor kamen in so kurzer Zeit so vie-
le Menschen in diese Stadt. Das 46.000
Zuschauer fassende Fritz-Walter-Stadion
war an allen Spieltagen ausverkauft. „Zeit,
dass sich was dreht“ lautet der Titel von
Herbert Grönemeyers WM-Song. In Kai-
serslautern hat sich vieles drehen müssen
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und hat sich auch gedreht. Nur so wurde
diese WM für Kaiserslautern zu dem was
sie war.

im Schnitt zwischen 10.000 – 50.000 Be-
sucher auf der WM-Meile und den PV-
Plätzen unterwegs; Der größte Andrang
herrschte bei den Spielen der deutschen
Mannschaft.

Das Interesse an den Public Viewing-Ver-
anstaltungen in den anderen rheinland-
pfälzischen Oberzentren Mainz, Koblenz,
Trier und Ludwigshafen war unterschied-
lich. Bei Spielen mit deutscher Beteiligung
strömten die Fans vor die Leinwände, so
dass einige Veranstaltungsplätze erweitert
bzw. zusätzliche Veranstaltungen durch-
geführt wurden. Beim Halbfinalspiel der
deutschen Mannschaft sahen sich ca.
20.000 Personen in Mainz die Klinsmann-
Truppe an. Koblenz meldete bis zu 10.000
Menschen am PV „Deutsches Eck“, eher
wenige Fans interessierten sich in Trier
und Ludwigshafen für die öffentlichen
Live-Übertragungen.

Alle Veranstaltungen verliefen insgesamt
friedlich, vor allem größere Auseinander-
setzungen blieben aus. Dies ist in erster
Linie den hohen Sicherheitsstandards zu
verdanken, die bundesweit eingehalten
wurden. Die Projektgruppe WM 2006 des
UA FEK hatte diese Standards definiert,
die Polizeiführer aller zwölf WM-Behör-
den deren Einhaltung sichergestellt. Ne-
ben einer Umfriedung der Public-View-
ing-Plätze mit umfänglichen Zugangs-
kontrollen beinhalteten die Empfehlun-
gen eine Begrenzung der Zuschauerzah-
len, Verbote für Glasflaschen, Videoüber-
wachung, etc.

WM–Planung gemacht, der nicht mehr
wegzudenken sein wird, folgert denn auch
Südafrikas Cheforganisator Danny Jor-
daan.4

4. Der Polizeieinsatz in Kaiserslautern
Der Polizeieinsatz in Kaiserslautern und
insgesamt in Rheinland-Pfalz verlief un-
ter der Gesamtleitung von LPD Hans
Maaßen im Wesentlichen störungsfrei,
insbesondere wurden keine hooligan-
typischen oder sonstigen gewalttätigen,
von Gruppen ausgehenden Auseinander-
setzungen festgestellt.
Bei einer Gesamtbesucherzahl von fast ei-
ner Million Menschen allein in Kaisers-
lautern blieb die Zahl der Straftaten und
Ordnungsstörungen deutlich (!) hinter
den Zahlen zurück, die im Zusammen-
hang mit dem Bundesligabetrieb festzu-
stellen sind. Der polizeiliche Einsatz-
schwerpunkt konzentrierte sich auf die
gefahrlose Steuerung der Menschenmas-
sen.

Die Taktik des bislang größten und zeit-
lich längsten Polizeieinsatzes in Rhein-
land-Pfalz und das Verhalten und Auftre-
ten der Beamtinnen und Beamten wurden
unisono gelobt.
„Die Besucher waren fröhlich, ausgelas-
sen und vor allem friedlich.“ Ein wich-
tigter Baustein in dem detailliert geplan-
ten Polizeieinsatz war die sichtbare
Präsenz der Polizei im Stadtgebiet. „Wir
wollten dass sich die Besucher sicher, aber
nicht kontrolliert fühlten – das ist uns
gelungen“ resümierte der Kaiserslauterer
Polizeipräsident Wolfgang Erfurt.5

Dieses Lob haben sich alle in Rheinland-
Pfalz eingesetzten Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten auch redlich verdient. Die
jederzeitige Ansprechbarkeit, die Freund-
lichkeit, das Lächeln bei der Auskunfts-
erteilung, das „auf die Menschen zugehen“
aber auch die Konsequenz bei der Stö-
rungsbeseitigung verdient Respekt und
Anerkennung. Dass dieses Verhalten
„rund um die Uhr“ und über 4 ½ Wo-
chen gezeigt wurde, verstärkt das Kom-
pliment.
Nachfolgend sollen exemplarisch einige
Besonderheiten dieses Polizeieinsatzes in
Kaiserslautern dargestellt werden, die sich
positiv auf den gesamten Ablauf auswirk-
ten und damit maßgeblich zum Gelingen
beitrugen.

4.1 Vorbereitung und Organisation des
Polizeieinsatzes

Projektorganisation mit den Projektgrup-
pen WM 2006 und FEM 2006
Durch das Ministerium des Innern und
für Sport wurde das Polizeipräsidium
Westpfalz mit der Planung und Durch-

Public Viewing am 14.06.2006
Spiel Deutschland-Polen

3. Public Viewing und Fanmeilen – Zu-
schauermagnete und polizeiliche
Schwerpunkte

Erstmals konnten in Europa (und zum
zweiten Mal bei einer FIFA-Weltmeister-
schaft) die Menschen alle Spiele live und
kostenlos auf den Public-Viewing-Plätzen
(PV) miterleben. In Kaiserslautern waren
zwei Public-Viewing-Plätze eingerichtet.
Als Hauptstätte diente der zentral gelege-
ne Stiftsplatz (Fassungsvermögen 5.000
Zuschauer). Der unweit des Stadions ge-
legene „Fan-Treff Barbarossastraße“ (Fas-
sungsvermögen 2.500 Zuschauer) sollte
sich eher an das jüngere Publikum rich-
ten. Hier war auch die Fanbotschaft3 auf-
gebaut. Beide Plätze wurden als Ausgangs-
bzw. Endpunkt in die 1,5 Kilometer lan-
ge WM-Meile integriert. Diese WM-Mei-
le, eine Mischung aus Varieté, Straßen-
kunst, Bühnenprogramm, Live-Acts,
Straßenmusikanten, Ess- und Trinkstän-
den sowie Verkaufsbuden war auf einer
der Hauptgeschäftsstraßen angelegt. Die
gelungene und attraktive Ausgestaltung
der WM-Meile, das umfassende kostenlo-
se Rahmenprogramm auf den Bühnen
und in den Straßen (mit rund 650 soge-
nannten Live-Acts) sowie das „Bilder-
buchwetter“ an nahezu allen Tagen führ-
ten dazu, dass sich an den Spieltagen in
der Stadt durchschnittlich 80.000 –
100.000 Gäste aufhielten. Dies bedeutete
eine Verdopplung der Einwohnerzahl!
Am Samstag, dem 17. Juni 2006, wurde
beim Spiel USA – Italien gegen 21.00 Uhr
mit rund 120.000 Besuchern ein Rekord-
ergebnis registriert.
Auch an Public Viewing-Tagen ohne
Spielbegegnung in Kaiserslautern waren

Bundesweit wurden auf den offiziellen
Fan-Festen der WM-Städte 18 Millionen
Besucher gezählt und damit sechs mal so
viel wie in den Stadien. Dass kaum Vor-
fälle registriert wurden, ist mit diesen
Standards zu verdanken.

Public Viewing wird sich bei künftigen
sportlichen Großereignissen etablieren.
Es gilt, diese Sicherheitsmaßnahmen auch
künftig strikt einzuhalten.

Deutschland hat das Public Viewing und
die Fan-Feste zu einem Bestandteil der

DIE

KRIMINALPOLIZEI
Heft 4/06124



SONDERLAGE

führung des landesweiten Polizeieinsatzes
beauftragt. Ziel war es, in Kaiserslautern
sehr schnell eine vernetzte Planungsstruk-
tur mit einer engen und kooperativen Zu-
sammenarbeit aller Verantwortlichen her-
zustellen.
Die Komplexität der Planungsaufgaben
konnte am erfolgreichsten im Rahmen ei-
nes modernen Projektmanagements be-
wältigt werden.
Am 30. November 2003 wurde die „Pro-
jektgruppe WM 2006“ bei der 1. BPA in
Enkenbach-Alsenborn mit einer Ge-
schäftsstelle eingerichtet und mit der Pla-
nung des polizeilichen Einsatzes beauf-
tragt.
Nahezu zeitgleich erfolgte am 01. Dezem-
ber 2003 bei der Zentralstelle für Polizei-
technik RP die Projektgruppe „FEM
2006“ (Führungs- und E insatzm ittel für
die Fußballweltmeisterschaft 2006) mit
dem Auftrag der Realisierung der umfas-
senden technischen Ausstattung, wie bei-
spiels-weise der Modernisierung des
Funksystems und Optimierung der Be-
fehlsstelleninfrastruktur, eingerichtet.
In der Rückschau steht fest, dass sich die
Planungen in den Strukturen eines mo-
dernen Projektmanagements bewährt
haben. Als großer Vorteil zeigte sich
dabei, den Projektplanern (die Leiter der
Haupt- und Teilprojekte) frühzeitig die
Verantwortung für die jeweiligen Pla-
nungsbereiche als Abschnitts- oder Un-
terabschnittsleiter im Einsatz zu übertra-
gen.

4.2 WM-spezifische Fortbildungsmaß-
nahmen

Zur Vorbereitung auf den Großeinsatz
gehörten umfassende zentrale und dezen-
trale Aus- und Fortbildungsmaßnahmen,
von denen nachstehend einige exempla-
risch dargestellt werden:

Zweitägiges Fortbildungsseminar:
„Taktik – Einsatzphilosophie – Umgang
mit Fremden“
Im ersten Quartal 2006 fanden 2-tägige
Seminare für rund 2500 rheinland-pfälzi-
sche Einsatzkräfte statt. Alle Teilnehmer
wurden mit der Philosophie und Taktik
des Einsatzes vertraut gemacht. Daneben
wurden Grundsätze zum Umgang mit
fremden Kulturen vermittelt und das Auf-
treten und Erscheinungsbild der Polizei
thematisiert. Die Vermittlung der Semi-
narinhalte erfolgte durch elf Moderato-
ren-Teams, die sich jeweils aus einem
Moderator der LPS/FHöV und zwei Mo-
deratoren der Behörden und Einrichtun-
gen (BuE) zusammensetzten.
Die Fortbildung erreichte den selbstge-
stellten Anspruch, so viele Einsatzkräfte
wie möglich vor dem eigentlichen Ein-
satz in einem Seminar umfassend zu in-

formieren. Einhelliges Fazit: Auch zu-
künftig sollen ähnliche polizeiliche Pro-
jekte und Einsätze in dieser Art vorberei-
tet werden.

Interaktive DVD/CD zur Einsatzvorberei-
tung
In enger Zusammenarbeit mit der Medi-
enzentrale der Bereitschaftspolizei wur-
den auf DVD/CD die wesentlichen Ele-
mente des Polizeieinsatzes dargestellt.
Diese Medien ersetzten dabei nicht die
Einsatzvorbereitungen und Einsatzbe-
sprechungen, unterstützten diese jedoch
sinnvoll. Die Nutzer – insbesondere orts-
fremde Unterstützungskräfte anderer Prä-
sidien, der Bereitschaftspolizei oder des
Saarlandes – konnten sich in der DVD/
CD interaktiv durch den Einsatz bewe-
gen. Man sah in verschiedenen Videos die
Einsatzschwerpunkte in der Stadt und des
Stadions. Die Medien enthielten Zusam-
menschnitte der Einsatzübungen und ge-
währten einen Einblick in die Organisa-
tion des Einsatzes (BAO-Struktur). Die
Philosophie „Die Welt zu Gast bei Freun-
den“ wurde umfassend transportiert und
durch Hinweise und kurze Ansprachen
der Gastnationen verdeutlicht.
Die relativ geringen Herstellungskosten
begünstigten die Verteilung des Mediums
vor dem Einsatz.

Diensthundeausbildung
Für den Einsatz der Diensthunde im Zu-
sammenhang mit Fußballspielen fand
eine Überprüfung aus taktischen Ge-
sichtspunkten statt. Die Zielformulierung
lautete, einen stressstabilen Diensthund,
mit einem gegenüber Menschen und an-
deren Hunden grundsätzlich neutralem
Verhalten auszubilden. Hierzu erfolgte
eine Änderung der Diensthundeprüfungs-
ordnung und eine Neuausrichtung der
Diensthundeausbildung. Gleichzeitig
wurde für die Hundeauswahl ein neues
Anforderungsprofil definiert.
Die insbesondere im WM-Einsatz gesam-
melten Erfahrungen in der optimierten
Ausbildung und Anschaffung von Hun-
den sind ausschließlich positiv zu werten.
Die geänderte Ausbildung wird auch nach
der WM beibehalten.

5.3 Sicherheitskonzeption der Polizei
des Landes Rheinland-Pfalz anläss-
lich der Fußball-WM 20066

„Drei-Säulen-Modell“
Die polizeiliche Einsatzkonzeption ori-
entierte sich als „Drei-Säulen-Modell“ eng
am Sicherheitsgefühl der Bevölkerung.
Kernstück war die sichtbare, aber zurück-
haltende Präsenz der Sicherheitsorgane.
Das angestrebte und im Einsatz auch rea-
lisierte Ziel war eine Polizei in Sichtwei-

te der Bürger. So konnte im Innenstadt-
bereich und speziell auf der WM-Meile
„an jeder Ecke“ Sicherheitspersonal wahr-
genommen werden.
Dies beschränkte sich nicht nur auf Poli-
zeikräfte des Landes, sondern bezog Bun-
despolizei, Ordnungsamt, französische
Polizei, niederländische Militärpolizei,
speziell ausgebildete „Freiwillige“ („Vo-
lunteers“) sowie die unterstützenden De-
legationen der Polizeien der jeweils an den
Spielen beteiligten Staaten ein („Säule 1“).
Die sichtbare Präsenz wurde ergänzt
durch eine umfassende Präsenz ziviler
Kräfte („unsichtbare Präsenz“). Zu deren
Aufgabe gehörte es, Störungen frühzei-
tig zu erkennen und diese ggf. im Ver-
bund mit anderen Kräften zu beseitigen
(„Säule 2“). Das Zusammenspiel der sicht-
baren und der „unsichtbaren“ Präsenz,
welche beide im Einsatzabschnitt Raum-
schutz installiert waren, funktionierte
reibungslos.
Die dritte Säule des Konzeptes bildeten
die Interventionskräfte. Durch ihren Ein-
satzanzug erkennbare Mobile Einsatz-
gruppen (MEG) des polizeilichen Einzel-
dienstes und geschlossene Einheiten der
Bereitschaftspolizei wurden in der Regi-
on und in der Stadt Kaiserslautern für alle
erforderlichen Raumschutz- und Fanbe-
gleitungsmaßnahmen lageorientiert einge-
setzt.

Auftreten und Verhalten der Polizei
Die Polizei des Landes Rheinland-Pfalz
hat die bundesweit gültigen Leitlinien
zum Auftreten und Erscheinungsbild in
die „Sicherheitskonzeption Fußball-WM
2006“ der Polizei des Landes Rheinland-
Pfalz übernommen und in den Einsatz-
befehlen die Bedeutung nochmals aus-
drücklich unterstrichen. Auftreten und
Erscheinungsbild waren daneben ständi-
ger TOP in den spezifischen Besprechun-
gen sowie Gegenstand in den bereits dar-
gestellten umfänglichen Einsatzvorbe-
reitungen.
Im Ergebnis haben sich alle Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamten während des
gesamten Einsatzes durch ihr positives,
offenes, freundliches und zuvorkommen-
des Auftreten Respekt und Anerkennung
verdient. Das Verhalten korrespondierte
hierbei mit dem Erscheinungsbild. Auch
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hier zeichneten sich ausnahmslos alle Be-
amtinnen und Beamten durch ein einheit-
liches und lageangepasstes7 Erscheinungs-
bild aus. Seitens der vielen Besucher8 fand
das Verhalten der Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten unisono eine lobende Er-
wähnung.
In vielen Gespräche mit den eingesetzten
Beamtinnen und Beamten wurde deut-
lich, dass diese die Leitlinien und die Be-
deutung des Einsatzes verinnerlicht hat-
ten.

Straftaten mit WM-Bezug
Es wurden keine Straftaten mit nachhal-
tiger Auswirkung auf die Sicherheitslage
oder das Sicherheitsgefühl von Gästen,
Besuchern und Bevölkerung festgestellt.
Der WM-Bezug der meisten Taten resul-
tiert auch nicht aus der unmittelbar mit
den Fußballveranstaltungen im Stadion
zusammenhängenden Situation sondern
aus dem volksfestähnlichen Charakter des
Rahmenprogramms.
Ein deutlicher Anstieg der Taschendieb-
stähle wurde im Vorfeld erwartet, wenn
auch nicht in dieser Dimension. Insgesamt
wurden im WM-Zeitraum über 180 Ta-
schendiebstähle registriert und damit die
übliche Jahresmarge für Kaiserslautern
überschritten.
Die deutliche gesteigerte Polizeipräsenz
führte daneben trotz gestiegener Tatgele-
genheiten zu einem Straftatenrückgang in
den meisten Deliktsbereichen.
In qualitativer Hinsicht ist die Lageent-
wicklung positiv zu bewerten: Es wurden
keine Sexualdelikte und keine Raubüber-
fälle verzeichnet, die Körperverletzungen
waren überwiegend geringerer Intensität.
Weiterhin konnten auch keine Verdrän-
gungseffekte festgestellt werden.

4.4 Verkehrsmaßnahmen
Das Verkehrskonzept WM 2006 am Aus-
tragungsort Kaiserslautern musste auf-
grund der veränderten Verkehrsinfra-
struktur grundlegend neu konzipiert
werden.
Neben der Mitwirkung im Bereich der
Verkehrsinfrastrukturplanung lagen die
Schwerpunkte der einsatzvorbereitenden
Planung in den Bereichen
z Wegeleitung – Umsetzung einer „farb-

gebundenen Wegweisung“ vom über-
regionalen Verkehrsnetz über das städ-
tische Verkehrsnetz, die Fußgänger-
wegeleitung und die Wegeleitung für
Bahnreisende

z Konzeption und Aufbau einer tempo-
rären Verkehrsleitzentrale

z Konzipierung eines Park & Ride - Sys-
tems gemeinsam mit Stadtverwaltung
und TWK9 und besonderer Berück-
sichtigung des Prinzips der frühzeiti-
gen Fantrennung

partiellen Überlastung der Bahnhofskapa-
zität führte10. Durch ein vorbereitetes
Maßnahmenkonzept von Bundes- und
Landespolizei (Konzeption „kontrollier-
te Abreise“) konnte diese Problematik
weitgehend entschärft werden .

Anreise mit dem Flugzeug über Frank-
furt-Hahn
Nach Angaben des Flughafenbetreibers
Frankfurt-Hahn wurde über den WM-
Zeitraum ein Passagieraufkommen von
290.000 Personen registriert, was einem
Tagesdurchschnitt von rund 14.000 Flug-
gästen entspricht. Nach Erhebungen der
Bundespolizei und der Einsatzkräfte der
Polizeiwache Hahn bei der Einreise wur-
den bei der Anreise über den Flughafen
Hahn etwa 15.000 Fans aus weltweit 22
Nationen verzeichnet. Schwerpunktmä-
ßige Einreise-/Ausreisebewegungen er-
folgten allen voran aus England mit rund
7.500 Fans, gefolgt von Portugal (1.500),
Spanien (1.100) und Schweden (1.000).
Insgesamt ereigneten sich keine nennens-
werten Störungen.
Im Ergebnis aller Verkehrsmaßnahmen
konnten Störungen weitgehend vermie-
den werden. Der befürchtete Verkehrs-
infarkt trat nicht ein. Vielmehr herrsch-
te bereits eine Stunde nach Spielende ein
normaler innerstädtischer Verkehr. Im
Ergebnis von Befragungen und Erhebun-
gen waren 80 % der Besucher mit ihrer
Anreise zufrieden.11

4.5 Sicherheit im Fritz-Walter-Stadion
Die hohen Sicherheitsstandards am und
im Stadion haben sich bewährt. Insbe-
sondere die intensiven und umfassenden
Kontrollen am sogenannten „äußeren Si-
cherheitsring“ (inklusive der Tatsache,
dass diese im Vorfeld ausgiebig kommu-
niziert wurden) verhinderten die Zuwan-
derung von Problemfans sowie das Ein-
schleusen gefährlicher Gegenstände.
Auch bei hohem Besucherandrang wur-
de die Kontrollintensität des Ordnungs-
dienstes beibehalten. Nur selten war eine
Unterstützung durch die Polizei erforder-
lich, um dem Zuschauerandrang gerecht
werden zu können.
In einigen wenigen Fällen fanden Einsatz-
kräfte bei ergänzenden (erneuten) Durch-
suchungen von Personen innerhalb des
äußeren Sicherheitsrings verbotene Ge-
genstände. So wurde beispielsweise bei
einem italienischen Fan Pyrotechnik si-
cher gestellt. Zwei andere Personen hat-
ten sich mit total gefälschten (Phan-
tasie)Akkreditierungen Zutritt verschafft.
Zur Sicherstellung einer geordneten Ent-
sorgung von Glasgefäßen und anderen
Gegenständen, waren große Müllbehälter
bereits vor den Einlassstellen aufgestellt.
In Kombination mit erläuternden Laut-

z Einrichtung einer Protokollstrecke für
bevorrechtigte Verkehre von der BAB
6 bis zum Stadion und Anbindung aus-
reichender Sonderparkplatzkontingen-
te in Stadionnähe

z Konzeptionelle Vorplanung von Es-
korten und Lotseneinsätzen sowie
Maßnahmenplan bei der Bildung von
Autokorsos

z Neukonzipierung der Not- und Ret-
tungswege im Kontext zu dem neu zu
erarbeitenden Not- und Katastrophen-
schutzkonzept

z Gemeinsame Konzeption Verkehrs-
management Öffentlicher Verkehr mit
der Zielrichtung einerseits den Anteil
des Besucherverkehrs im ÖV deutlich
zu steigern und andererseits ausrei-
chende Kapazitäten im Bus- und Bahn-
verkehr vorzuhalten.

Gemeinsame Verkehrsleitstelle
Die gemeinsame Verkehrsleitzentrale (Po-
lizei – Stadtverwaltung – TWK – ) war
elementarer Bestandteil für die erfolgrei-
che Einsatzbewältigung. Verkehrsstörun-
gen konnten bereits in der Entstehung er-
kannt und in unmittelbarer Absprache
mit den Entscheidungsträgern beseitigt
werden. Die Installation von Verkehrs-
überwachungskameras an neuralgischen
Knotenpunkten unterstützte und erleich-
terte die Verkehrslenkung immens.
Äußerst positiv gestaltete sich die unmit-
telbare Zusammenarbeit mit dem ADAC
und dem Südwestrundfunk an Spieltagen.
Hierdurch konnten unmittelbar Empfeh-
lungen zur Anreise weitergegeben wer-
den. Der Südwestrundfunk berichtete live
und mehrsprachig aus der Verkehrsleit-
zentrale.

Park & Ride-System
Die hohe Akzeptanz des Park&Ride-An-
gebotes führte zu einer deutlichen Ent-
lastung des städtischen Verkehrsnetzes.
Durchschnittlich waren die angebotenen
rund 15.000 Park&Ride-Plätze an Spiel-
tagen knapp zur Hälfte belegt. Einzelne
Plätze wiesen Auslastungsquoten von 80-
95% aus. Durch die unterstützenden ver-
kehrsregelnden Maßnahmen entlang der
Park&Ride-Routen und den relativ ge-
ringen Individualverkehr im städtischen
Verkehrsnetz konnten relativ kurze
Umlaufzeiten für die Park&Ride-Busse
erreicht werden, was letztlich der zur
Attraktivität des P&R-Service beitrug.

Anreise mit dem Öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV)
Die Verkehrsangebote im ÖPNV wurden
sehr gut angenommen. Der Anteil der
ÖPNV-Nutzer lag bei durchschnittlich 30
– 40%. Am 17. Juni reisten knapp 30.000
Besucher mit der Bahn an, was zu einer
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sprecherdurchsagen und Hinweisschil-
dern sowie durch ein Aufstellen weiterer
Entsorgungsbehältnisse hinter den Ein-
lassschleusen gestaltete sich dieser Bereich
unproblematisch, insbesondere konnte
eine mit Verletzungsgefahren verbundene
ungeordnete Ablage verhindert werden.

Stadionordnung
Die Stadionordnung wurde durch den
Ordnungsdienst insgesamt konsequent
angewendet. Durch eine Gefahrenab-
wehrverordnung der Stadt Kaiserslautern
waren wesentliche Bestandteile der Mus-
terstadionordnung in öffentliches Recht
überführt worden, was die Handlungssi-
cherheit für die Polizeikräfte erhöhte und
aufgrund der Bußgeldandrohungen für
Zuwiderhandlungen wahrscheinlich auch
eine Präventivwirkung entfaltete (aller-
dings wurden keine Verstöße festgestellt).
Die Gefahrenabwehrverordnung wurde
nicht auf den WM-Zeitraum beschränkt,
so dass sich die genannten positiven Ef-
fekte sicher auch nachhaltig auf den re-
gulären Ligabetrieb und sonstige Veran-
staltungen im Stadion auswirken.

5. Zusammenarbeit mit dem WM-Büro
der Stadt Kaiserslautern

Die Polizei war über den gesamten Pla-
nungszeitraum in das WM-Büro der Stadt
Kaiserslautern integriert. Die Leitung des
Fachbereich VI „Sicherheit und Ord-
nung“ erfolgte gemeinsam durch den Lei-
ter des Ordnungsamtes und den Leiter der
polizeilichen Projektgruppe. Im Ergebnis
wurde durch diese Konstellation ein um-
fassender Informationsaustausch sicherge-
stellt. Gemeinsam durch Stadt und Poli-
zei erfolgte auch eine umfassende
Information der Bevölkerung über die
Planungen zur WM. In drei Bürgerwork-
shops wurden die Einwohner offen über
die Erwartungen, Einschränkungen und
prognostizierten Begleitumstände infor-
miert. Diese besondere und umfassende
Kooperation Stadt-Polizei schlug sich in
vielen gemeinsamen Projekten nieder (ge-
meinsames Pressezentrum Stadt – Polizei,

z Zur Verkehrsüberwachung im Stadt-
gebiet mit rund 60 Kameras

Die drei Anlagen waren unterschiedlich
– auf die jeweilige Aufgabenerledigung ab-
gestimmt – konfiguriert: Im Bereich der
Verkehrsüberwachung genügten Über-
sichtsaufnahmen mit zwei Bildern pro
Minute, auf eine Datenspeicherung wur-
de verzichtet. Im Stadtgebiet und im Sta-
dion fanden regelmäßig schwenkbare und
mit Zoomobjektiven ausgestattete Anla-
gen Verwendung. In der Planungsphase
waren verbindliche Absprachen zur ge-
meinsamen Finanzierung und Nutzung
durch die Stadt und die Polizei getroffen
worden. Im Ergebnis wurde damit eine
kostengünstige, nachhaltige und aufga-
benadäquate Regelung getroffen, die sich
auch im Einsatz bewährte. Der Landes-
beauftragte für den Datenschutz (LfD)
war frühzeitig und umfassend in die Pro-
jektplanung eingebunden. So konnten da-
tenschutzrechtliche Bedenken durch be-
gleitende Regelungen „entschärft“
werden, insbesondere erfolgte nur eine
kurzfristige Speicherung. Die permanen-
te Übertragung von Bildern in die Ge-
samtbefehlsstelle war zur Beurteilung der
Sicherheitslage ein wertvolles Hilfsmittel.
Besonders im Stadtgebiet konnte der
Andrang der Menschenmassen wirkungs-
voll gelenkt werden.

5.2 Gemeinsames Call-Center Stadt –
Polizei
Intention war, das Informationsbedürfnis
der regionalen, aber auch nationalen und
internationalen Besucher und damit die
Masse der Anrufe an einer Stelle zu bün-
deln und hier kompetent zu betreuen.
Dabei stand auch die Überlegung Pate,
die „üblichen“ Anfragestellen (Notrufzen-
tralen, Einsatzleitstellen) zu entlasten. Als
Schwerpunkte des Informationsbedürf-
nisses wurden vier Bereiche prognosti-
ziert:
z Anreise zum Veranstaltungsort/Ver-

kehrsführung
z Touristische Akzente (inkl. Unter-

künfte,..)
z Stadion (inkl. Ticketing)
z Sicherheit

Mit einem gemeinsamen Personalkörper
(32 Bedienstete, darunter städt. Angestell-
te, städt. Volunteers sowie sechs Polizei-
beamte) wurden fast 7000 Anfragen be-
antwortet. Das Call-Center war im Rat-
haus Nord während der gesamten WM-
Zeit mit einem flexiblen, ereignisorien-
tierten Dienstzeitmodell installiert.
Die genannten Hauptziele wurden er-
reicht, ausnahmslos positive Rückmel-
dungen bestätigten den Professionalisie-
rungsgrad des gesamten Teams.

gemeinsame Verkehrsleitstelle Stadt – Po-
lizei). Nachstehend sollen exemplarisch
und komprimiert drei weitere Projekte
dargestellt werden.

5.1 Videoüberwachung
In Kaiserslautern erfolgte eine nahezu flä-
chendeckende Videoüberwachung in drei
Bereichen:
z Im Bereich des Stadions mit mehr als

80 Kameras, beginnend am äußeren Si-
cherheitsring

z Im Bereich des Stadtgebietes mit den
Schwerpunkten WM-Meile, Public
Viewing Plätze und die Wege zum Sta-
dion mit 38 Kameras sowie

Sektorentrennung/Fanführung
Keines der in Kaiserslautern ausgetrage-
nen Spiele war als Risikospiel eingestuft,
so dass die vorgeplante und vorbereitete
Sektorentrennung zwischen äußerem und
innerem Sicherheitsring nicht aktiviert
werden musste.
Im inneren Sicherheitsring erfolgte gemäß
übereinstimmender Entscheidung der
Verantwortungsträger von Polizei und
OK eine Sektorentrennung, weil die be-
sonderen baulichen und geografischen
Gegebenheiten in Kaiserslautern dies er-
forderten. Die Drehkreuze waren einzel-
nen Sektoren zugeordnet und ausschließ-
lich für Tickets dieses Sektors frei geschal-
tet. Nach dem Durchschreiten der Dreh-
kreuze war ein Wechsel in eine andere
Tribüne nicht möglich. Diese Verfahrens-
weise hat zu keinerlei Problemen oder
Beschwerden geführt und sich im Ergeb-
nis bewährt. Die Führung der Fanströ-
me aus dem Stadtgebiet (WM-Meile), von
den Haltestellen des ÖPNV und den
P&R-Parkplätzen sowie P & R-Haltestel-
len zum Stadion war im Rahmen des Pla-
nungsprozesses von Verantwortungsträ-
gern der Stadt, der Polizei und des OK
WM 2006 einvernehmlich festgelegt wor-
den. Trotz einer sehr späten Anreise zum
Stadion (die Masse der Zuschauer erschien
in den letzten 60 Minuten vor Spielbe-
ginn an den Einlassstellen zum äußeren
Sicherheitsring) konnten alle Zuschauer
rechtzeitig vor Spielbeginn ihre Plätze
einnehmen, ohne dass die Kontrollinten-
sität an den Einlässen reduziert worden
war. Innerhalb des äußeren Sicherheits-
ringes gab es in der Vorspielphase keiner-
lei Problemkonstellationen und lediglich
in der Nachspielphase (Abmarsch der
Zuschauer) kristallisierten sich zwei kri-
tische Bereiche in Form von größeren
Stauungen heraus. Durch ein mit dem
Veranstalter abgestimmtes Maßnahmen-
paket überwiegend polizeilicher Maßnah-
men konnte diese Situation bei den fol-
genden Spielen völlig entschärft werden.
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6.3 Allgemeinverfügung „Glasfreie In-
nenstadt“

Vor dem Hintergrund eines Vorfalles an-
lässlich einer PV-Veranstaltung in Köln
während des Confederations-Cup12 aber
auch aufgrund der Erfahrungen anderer
Städte bei Großveranstaltungen wurde in
Kaiserslautern sehr früh das Projekt „glas-
freie Innenstadt“ durch Polizei und Ord-
nungsamt initiiert.13 Deutliche und be-
harrliche Widerstände, vor allem aus dem
Bereich der Gastronomie, konnten auch
mit einer öffentlichen Informationsver-
anstaltung nicht gänzlich überwunden
werden. Letztlich wurde nach langen Ver-
handlungen eine Allgemeinverfügung der
Stadtverwaltung Kaiserslautern erlassen,
die es im Wesentlichen untersagte, inner-
halb des beschriebenen räumlichen Berei-
ches
z gewerbsmäßig Getränke in Glasbehält-

nissen zu verkaufen und
z Glasgetränkebehältnisse außerhalb ge-

schlossener Räume mitzuführen.

Auf diese Verfügung wurde öffentlich
hingewiesen. Ausländische Gäste erhiel-
ten mehrsprachige Flugblätter und konn-
ten sich durch die Beschilderung an den
Eingängen zur WM-Meile informieren.
Durch korrespondierende intensive und
gemeinsame Kontrollen von Polizei und
Ordnungsamt wurde schließlich eine
weitgehende „Glasfreiheit“ im betroffe-
nen Gebiet erreicht. Im Ergebnis erlitten
bei fast einer Million Besucher lediglich
drei (!) Personen Schnittverletzungen.
Gegen die Verfügung wurde nicht ge-
klagt. Gastwirte und Hoteliers hielten
sich im Wesentlichen an die Verfügungs-
inhalte. In der Stadt Kaiserslautern ist man
nach der WM von der Konzeption „glas-
freie Innenstadt“ überzeugt.
Zwischenzeitlich wird diese Verfügung
auch bei anderen Großereignissen in Kai-
serslautern, beispielsweise beim Altstadt-
fest, angewendet. Diese umfassende Zu-
sammenarbeit mit der Stadt ist nur ein
Beispiel für die vielen anlässlich der WM
gelebten Kooperationen. Ohne die inten-
sive Zusammenarbeit mit der Feuerwehr,
den „weißen Diensten“ (DRK, Malteser,
Johanniter...), dem THW, den Verkehrs-
verbünden, der Kreisverwaltung, dem Ge-
sundheitsamt und vielen anderen mehr,
wäre die WM nicht durchführbar gewe-
sen. Es gilt nunmehr, möglichst vieles aus
diesen gemeinsamen Planungen auch in
den polizeilichen Alltag zu retten und die
umfänglichen Kontakte zu pflegen.

6. Fazit
Der Polizeieinsatz WM 2006 in Kaisers-
lautern verlief ohne nennenswerte Stö-
rungen. Insbesondere wurde von allen Be-
teiligten, Gästen und den Medien die

der Menschen mit bei. Das Verkehrs-
management, welches in Form einer
gemeinsamen Verkehrsleitstelle mit
Stadt, ÖPNV-Unternehmen, SWR,
ADAC und Polizei organisiert war, hat
Früchte getragen: Weder bei Anreise
noch bei Abreise kam es zu nennens-
werten Verkehrsproblemen.

z Die Regelungen zur „glasfreien Innen-
stadt“ haben sich bewährt. Es gab nur
drei Schnittverletzungen. Niemand
erlitt Verletzungen durch Flaschen-
würfe. Es kann prognostiziert werden,
dass sich diese Art der Verfügung auch
bei künftigen Großereignissen durch-
setzen wird.

Für mich persönlich war die WM 2006
in Deutschland ein einzigartiges Erlebnis.
Mir hat unsere Polizei Spaß gemacht. Die
umfassende Planungsarbeit aller Beteilig-
ten hat sich gelohnt und wurde belohnt.
Die Londoner „Times“ brachte es auf den
Punkt, als sie anmerkte: Die Stimmung
bei uns müsse man auf Flaschen ziehen
und überall in die Welt schicken, so toll
sei sie.15 Dem ist nichts mehr hinzuzufü-
gen.

Fußnoten:
  1 Stern 40/2006, S. 216 ff
  2 Spiegel-online, 09.07.2006
  3 Die Fanbotschaft wurde als Anlaufstelle für die in-

und ausländischen Fans durch die beim DFB an-
sässige „Koordinierungsstelle der Fanprojekte“
(KOS) eingerichtet. Hier konnten sich Fans zu ih-
ren zentralen Fragen (Ticketing, Unterkünfte, Frei-
zeitaktivitäten,...) informieren.

  4 FIFA Fußball-WM 2006, News 15, S. 21
  5 Gemeinsame Pressekonferenz Stadt und Polizei am

27.06.2006, WM-Ticker Vol. 37,
www.kaiserslautern.de

  6 Die „Sicherheitskonzeption Fußball-WM 2006“ der
Polizei des Landes Rheinland-Pfalz kann hier nur
auszugsweise und exemplarisch dargestellt werden.

  7 Bewusst wurde auf den Public-Viewing-Plätzen
und der WM-Meile Dienst in der sogenannten 1.
Garnitur verrichtet: Stoffhose (keine Jeans), kur-
zes Hemd und Dienstmütze (grün oder weiß, je
nach Aufgabengebiet); die abgesetzt agierenden Zu-
griffskräfte trugen Einsatzanzüge.

  8 Der Polizeiführung liegen zahlreiche Zuschriften
aus dem In- und Ausland vor, in welchen sich die
Absender über das betont zuvorkommende und
freundliche Auftreten bedanken.

  9 Technische Werke Kaiserslautern (Betreiber der
städtischen Busse, auch für P & R).

10 Im Bahnhof Kaiserslautern können pro Stunde ma-
ximal 7.000 Menschen „abgefertigt“ werden.

11 Studie der TU Kaiserslautern, noch nicht veröf-
fentlicht.

12 Juni 2005, Spiel Deutschland – Tunesien: Im Er-
gebnis einer zunächst kleineren Auseinanderset-
zung erfolgten Flaschenwürfe mit Glasflaschen, der
Boden war mit Scherben übersät, mehrere Men-
schen erlitten Schnittverletzungen.

13 „Glasfreie Innenstadt“ meint hier flächenmäßig den
Bereich der WM-Meile und der Altstadt sowie ei-
nes Gebietes rund um das Stadion.

14 exemplarisch: Forschungsteam WM 2006 der Jo-
hannes-Gutenberg-Universität Mainz, „Ausländi-
sche Fanbefragung während der WM 2006 in Kai-
serslautern“: 94,8 % beurteilten die Sicherheit in
der Stadt Kaiserslautern als sehr gut bzw. gut, nur
0,5 % als schlecht oder sehr schlecht.

15 SWR 1, 10.07.2006, Nachbetrachtung zur WM,
www.swr1.de/themaheute

deutlich sichtbare aber zurückhaltende
Präsenz nationaler und internationaler
Polizei gelobt. In Umfragen bestätigten
deutsche und ausländische Gäste den ho-
hen Sicherheitsstandard.14 Vor allem im
Ergebnis der umfassenden Kooperationen
ist auch der kleinsten WM-Stadt eine
„Punktlandung“ gelungen.
Die durchgehend festzustellende friedli-
che Atmosphäre in Kaiserslautern wurde
meines Erachtens im Wesentlichen durch
folgende Faktoren begünstigt:
z In Kaiserslautern spielten nur Teams,

deren Anhänger nicht oder überwie-
gend nicht in Problemfanszenen orga-
nisiert sind; größere gewaltsuchende
oder gar gewaltbereite in- oder auslän-
dische Fangruppen wurden nicht fest-
gestellt.

z Im Verbund mit den Sicherheitsmaß-
nahmen am (äußerer Sicherheitsring)
und im Stadion sowie auf den PV-Plät-
zen kam es zu keinen nennenswerten
gewalttätigen Aktionen.

z Das friedliche und fröhliche Verhalten
der vielen tausend ausländischen Gäs-
te wirkte auch auf die einheimischen
Besucher und die Einwohner anste-
ckend; es entstand eine Party- und Fei-
erstimmung, die durch die attraktive
Fanmeile der Stadt gefördert

z Für die Problemfanszene in Rheinland-
Pfalz wurde ein koordiniertes und ab-
gestuftes Maßnahmenbündel zur Ge-
fahrenabwehr angewandt. Sobald sich
konkrete Gefahrenanhalte ergaben,
erfolgten polizeirechtliche Maßnah-
men wie Meldeauflagen oder Platz-
verweise / Betretungsverbote. Die Kon-
sequenz im polizeilichen Handeln ver-
unsicherte die Szene.

z Die polizeiliche Einsatztaktik, eine
Mischung aus offener und verdeckter
Präsenz mit Zugriffskräften in der
„zweiten Reihe“, wurde von der Be-
völkerung begrüßt und angenommen.
Diese „Präsenz in Sichtweite“ im Ver-
bund mit internationalen Polizeikräf-
ten führte dazu, dass „Polizei zum
Anfassen“ präsent war. Dieses Ange-
bot wurde von den aus- und inländi-
schen Besuchern in vielen Kontakten,
Gesprächen oder „Fotoshootings“ an-
genommen.

z Grundvoraussetzung hierfür war das
Auftreten und Erscheinungsbild der
Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-
ten. Das freundliche, zuvorkommen-
de aber auch bei festgestellten Störun-
gen konsequente Handeln bewerteten
alle Besucher positiv. Dieses Verhalten
wurde über die gesamte Dauer des Ein-
satzes gezeigt.

z Die insgesamt „stressfreie Anreise“ mit
Bus, Bahn oder PKW trug maßgeblich
zur Fröhlichkeit und Entspanntheit
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1. Einleitung/Bedeutung

Es stellt sich zunächst für viele Führungs-
kräfte von Polizeibehörden die Frage, ob
die Durchführung eines Projektes Kor-
ruptionscontrolling notwendig ist und
welche Aktivitäten durchgeführt werden
müssten. Bereits im August 1992 führte
das Bundeskriminalamt (BKA) ein For-
schungsprojekt zur Korruptionspräven-
tion durch. In dieser Untersuchung ka-
men folgende Methoden zur Anwen-
dung: Literaturanalyse, mündliche und
schriftliche Befragungen sowie ein
Workshop mit Experten.2 Das 1995 er-
schienende Handbuch mit dem Titel
„Korruption – hinnehmen oder han-
deln“ diente vielen öffentlichen Unter-
nehmen als Nachschlagwerk für die
Durchführung eigener Projekte im Be-
reich Korruptionsprävention.
Das Bundeskriminalamt und die Polizei-
Führungsakademie haben im Sommer
1997 vor Verabschiedung des neuen Kor-
ruptionsbekämpfungsgesetzes ein For-
schungsprojekt über Einschätzungen zur
Korruption in Polizei, Justiz und Zoll
durchgeführt. Obwohl immer wieder
Fälle von Polizeikorruption in der Öf-
fentlichkeit bekannt werden, herrscht in
weiteren Kreisen der Eindruck vor, es
handele sich um Einzelfälle, um „schwar-
ze Schafe“, deren Verfehlungen man sei-
tens der Institutionen zwar bedauert,
deren Auftreten jedoch keinen Anlass

Dr. Jürgen Stierle
Geschäftsführer der Unternehmens-

beratung Stierle-Consulting

Das Projekt Korruptionscontrolling - Teil 1
Von Dr. Jürgen Stierle1

gibt, die Organisation als solche – mit
ihren Rekrutierungs- und Sozialisations-
mechanismen, ihrer Behördenkultur –
zum Gegenstand sozialwissenschaftli-
cher Analysen korruptiven Handelns zu
machen. Die Ergebnisse des Projektes
gaben hauptsächlich persönliche Ein-
schätzungen, Bewertungen oder Emp-
fehlungen der Befragten, aber auch tat-
sächlich registrierte Vorkommnisse zum
Thema Korruption in ihren Institutio-
nen wieder.3

Nach den Bundeslagebild Korruption
2001 wurden in der Bundesrepublik
Deutschland 1.278 Korruptionsermitt-
lungsverfahren gemeldet. Hierbei hatten
die Polizeibehörden einen Anteil von
9,4% (120 Ermittlungsverfahren).4

Hierbei handelte es sich häufig um nicht
tatbereite Polizeibeamte, die auf Beste-
chungsversuche der Klienten nicht ein-
gingen. Beispielsweise wurde im Rahmen
eines Ermittlungsverfahrens wegen Ver-
dachts des schweren Raubes u. a. be-
kannt, dass ein Polizeibeamter gegen
Bezahlung Abfragen in polizeilichen
Systemen zu Personen und Kfz-Kennzei-
chen durchführte. Nach seiner Festnah-
me gestand der Polizeibeamte, mindes-
tens 15 Abfragen für jeweils 500 DM
durchgeführt zu haben. Des Weiteren
soll in Aachen ein Kommissar 500.000
DM Schmiergelder für die Vergabe von
Aufträgen von Klienten angenommen
haben. Ein weiterer gekaufter Aachener
Polizeibeamter soll bei der Enttarnung
verdeckter Ermittler behilflich gewesen
sein.5 In Köln wurde ein Polizist über-
führt, der Waffen mit Munition an ei-
nen Klienten verkauft haben soll.6

Natürlich sind die Polizeibeamte, Staats-
anwälte oder Richter in den meisten Fäl-
len unbestechlich und räumen der Be-
kämpfung aller Formen der Korruption
einen hohen Rang ein. Unter Zugrunde-
legung der Annahme, dass es sich nicht
mehr um Einzelfälle handelt, sondern
ein systembedingtes Korruptionspro-
blem in öffentlichen und privaten Un-
ternehmen vorliegen könnte, habe ich
an der Bergischen Universität Wupper-
tal im Rahmen eines Forschungsprojek-
tes7 (Promotion) ein Korruptionscont-
rollingkonzept entwickelt und dies in

Seminaren und Beratungen praktisch
umgesetzt.8 Ich habe im Rahmen meiner
Untersuchung u. a. folgende Fragen be-
antwortet:

¾ Welche externen und internen Prüf-
und Steuerungsorgane wirken bei der
Korruptionsbekämpfung mit?

¾ Wie können Korruptionsrisiken
durch Frühwarnsysteme in öffentli-
chen und privaten Unternehmen er-
kannt werden?

¾ Wie kann der Prinzipal das System
eines Unternehmens sowie die Um-
welt zur Korruptionsbekämpfung
steuern?

¾ Wie wirkungsvoll sind bestehende
Korruptionscontrollingkonzepte in
öffentlichen deutschen Unterneh-
men?

Die einzelnen Wissenschaften definieren
Korruption sehr unterschiedlich. Ich
habe in meinen Untersuchungen und in
meinen Seminaren die wirtschaftsethi-
sche, wirtschaftswissenschaftliche sowie
den in den §§ 331 – 335 StGB und §§
298 – 300 StGB normierten Tatbestand
zugrunde gelegt. Der Begriff Korrupti-
on wird in der Wirtschaftsethik als
normwidriges Verhalten eines Funkti-
onsträgers beschrieben.9 Der Anwen-
dungsbereich erstreckt sich von unmo-
ralischem Verhalten bis zur Erfüllung
von strafrechtlichen Tatbeständen für
Bestechungsfälle. Der Begriff „Funkti-
onsträger“ weist darauf hin, dass ein
„Prinzipal-Agent“ Verhältnis vorliegt,
jemand im Auftrag eines anderen tätig
wird. Der Begriff „Normwidrigkeit“
beschreibt eine Regelverletzung des
Agenten. Durch die Rechtsordnung (Ge-
setze, Erlasse, Ethik-Richtlinie) ist es
u. a. den Agenten verboten, Geschenke
anzunehmen. Aus der Sichtweise der
Wirtschaftswissenschaft handelt es sich
um einen nicht legalen Tausch10 zwi-
schen dem Agenten und dem Klienten,
bei dem der Agent durch Missbrauch der
Vertrauensstellung zwischen ihm und
dem Prinzipal eine nicht erlaubte Hand-
lung als Leistung erbringt. Hierdurch
entsteht dem Prinzipal und dem Wett-
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bewerber ein Schaden. Allein in der Bau-
industrie soll durch Bestechung jährlich
ein Schaden von 5 Mrd. Euro entstehen
wobei nach Beurteilungen der Bundes-
regierung verlässliche Zahlen über ma-
terielle Schäden infolge Korruption nicht
vorliegen. Beispielsweise betrug der rei-
ne Zinsschaden bei Korruptionsfällen
des Zollkriminalamtes für den Zeitraum
von 1994 bis 1998 ca. 870.000 DM.11

In dem folgenden Beitrag wird zunächst
das Prinzipal-Agenten-Klienten-Modell
dargestellt. Anschließend wird der Pro-
jektleiter mit seinem Team betrachtet.
Es erfolgen Erläuterungen zur Fortbil-
dung der Polizeibeamten sowie zur Stei-
gerung der Identifizierung mit den Vor-
gesetzten, den Kollegen, den Klienten
sowie den Arbeitsprozessen. Nach der
Darstellung der Bedeutung und Vorge-
hensweise eines Frühwarnsystems zum
Erkennen von Korruptionsrisiken wird
abschließend der Projekterfolg betrach-
tet.

2. Die Prinzipal-Agenten-Klienten Be-
ziehungen

In dem im Folgenden betrachteten Mo-
dell sind drei Akteure beteiligt:

Der Prinzipal, der Agent und der Kli-
ent. Die Positionen und Beziehungen der
drei Akteure sind im Korruptionsfall
durch folgende Merkmale gekennzeich-
net:12

1. Der Prinzipal leitet eine Polizeibehör-
de bzw. Polizeidienststelle.

2. Für die Verwirklichung von Unter-
nehmenszielen wie beispielsweise die
Gefahrenabwehr oder die Strafverfol-
gung benötigt der Prinzipal Mitarbei-
ter (Agenten), denen er Aufgaben
überträgt.

3. Bei den Agenten könnte es sich um
Polizeibeamte, Verwaltungsbeamte,
Angestellte oder Arbeiter handeln.

4. Der Prinzipal räumt den Agenten
durch Vertrag oder Einzelanweisun-
gen besondere Entscheidungs- oder
Handlungsmöglichkeiten ein.

5. Bei der Durchführung von Handlun-
gen muss der Agent ihm vorgegebene
explizite oder implizite Verhaltens-
normen (z.B. Gesetze, Erlasse) beach-
ten.

6. Der Agent schließt mit dem Klienten
im Auftrag des Prinzipals einen Ver-
trag und erbringt für den Klienten ge-
wisse Dienstleistungen.

7. Zusätzlich schließt der Agent mit dem
Klienten einen rechtlich unwirk-
samen „Korruptionsvertrag“, indem

beide Beteiligte gegen Normen ver-
stoßen (z.B. Korruptionsvorschrif-
ten) und zwischen ihnen Vorteile
ausgetauscht werden.

  8. Zur Vermeidung von Sanktionen
wird der rechtlich unwirksame Kor-
ruptionsvertrag sowohl vom Agen-
ten als auch vom Klienten geheim
gehalten. Zur Erzielung der Geheim-
haltung werden Manipulationen
vorgenommen.

  9. Im Rahmen des Grundmodells wird
davon ausgegangen, das der Klient
entweder eine Einzelperson ist oder
der Klient im Rahmen seiner Auf-
gabendelegation den Prinzipal seines
Unternehmens vertritt und hierbei
die Ziele zwischen dem Klienten und
seinem Auftraggeber (Prinzipal)
identisch sind.

10. Es wird davon ausgegangen, dass alle
drei Akteure mit ihren Handlungen
versuchen, ihren individuellen Nut-
zen zu maximieren.

Die Beziehungen zwischen den Akteu-
ren im Grundmodell werden in der fol-
genden Abbildung dargestellt:
Die im Grundmodell getroffene Annah-
me, dass der Klient entweder eine Ein-
zelperson ist oder der Klient im Rahmen
seiner Aufgabendelegation den Prinzipal
seines Unternehmens vertritt und hier-
bei die Ziele zwischen dem Klienten und
seinem Auftraggeber (Prinzipal) iden-
tisch sind existiert seit einigen Jahren in
einigen Unternehmen aufgrund der Kor-
ruptionscontrollingpolitik des Staates
und der Ethiknormen der Unternehmen
nicht mehr. Vielmehr wurde bei der Er-
weiterung des Modells davon ausgegan-
gen, dass der ethisch orientierte Klien-
ten-Prinzipal bestehende gesetzliche oder
betriebliche Normen einhalten möchte.
Der Klient, der diese Normen nicht ein-
hält, begeht somit einen Regelverstoß.

Des Weiteren wurde das Korruptions-
controlling der drei Akteure in meiner
Dissertation beschrieben. Der Prinzipal
kann mit Hilfe von externen oder inter-
nen Prüf- und Steuerungsorganen im
Rahmen eines Projektes Korruptions-
controllingpolitik betreiben, indem er
die Organisation, die Agenten und Kli-
enten steuert.

3. Der Projektleiter und sein Team

Die Funktion des Korruptionsbeauftrag-
ten wurde als Teil einer Reihe von Prä-
ventionsmaßnahmen erdacht, und zwar
als Konsequenz aus den Ende der 80er
und Anfang der 90er Jahre vermehrt
aufgedeckten Korruptionsskandalen.
Das Bundeskriminalamt hat im Jahre
1995 die Benennung von Korruptions-
beauftragten den öffentlichen Unterneh-
men u. a. mit folgenden Funktionen
empfohlen:

¾ Ansprechpartner als Vertrauensper-
son mit Beratung- und Aufklärungs-
funktion,

¾ Multiplikator im behördeninternen
Sensibilisierungsprozess,

¾ Hilfestellung bei der Beurteilung auf-
kommender Verdachtsmomente.

Die Steuerung der Aufbau- und Ablauf-
organisation, der Agenten (Polizeibeam-
ten) sowie der Klienten durch den Kor-
ruptionsbeauftragten wurde vom BKA
damals nicht berücksichtigt.
Es gibt bislang keine gesetzliche Ver-
pflichtung zur Bestellung eines Korrup-
tionsbeauftragten. Da es bei Korrup-
tionsdelikten keine Opfer oder unmit-
telbare Geschädigte gibt und Strafanzei-
gen durch die Beteiligten (Beschuldigten)
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eine Ausnahme bilden, sollte der Gesetz-
geber den sog. Whistleblowern (Hin-
weisgebern) eine Möglichkeit geben, sich
anonym zu offenbaren. Da die Notwen-
digkeit dieser Institutionen von vielen
Leitern von öffentlichen und privaten
Unternehmen aufgrund des zu geringen
politischen Willens (zu geringes Risiko-
bewusstsein) bisher nicht erkannt wur-
de, sollte der Gesetzgeber gesetzliche Re-
gelungen, wie sie beispielsweise beim
Datenschutzbeauftragten vorhanden
sind, erlassen.

Bei den Kommunalpolitikern der Stadt
Osnabrück verstärkte sich beispielsweise
aufgrund eines aktuellen Korruptions-
falls, in den eine Führungskraft der Stadt
Osnabrück verwickelt war, der politi-
sche Wille zur Korruptionsbekämpfung.
Aufgrund der Anregung einzelner Kom-
munalpolitiker wurde zum 1. Januar
2003 ein Antikorruptionsbeauftragter
ernannt. Zu dessen Aufgabenbereich ge-
hört u.a. die Förderung der Sensibilität
der Beschäftigten durch Beratung und
Aufklärung, die Unterbreitung von Vor-
schlägen für interne Ermittlungen sowie
die Zusammenarbeit mit den Strafverfol-
gungsbehörden.

Aufgrund der Richtlinie der Bundesre-
gierung zur Korruptionsprävention vom
17. Juni 1998 (Neufassung vom 7.7.2004)
sowie Erlasse einzelner Bundesländer
wurden anschließend in den einzelnen
Behörden der Bundes- bzw. Landesver-
waltung Korruptionsbeauftragte er-
nannt. Beispielsweise gibt es seit dem
1.7.2005 bei den Polizeipräsidien Frank-
furt Oder und Potsdam eine Ansprech-
partnerin für Korruptionsprävention,
die in dieser Funktion direkt dem Poli-
zeipräsidenten unterstellt sind.

Die Funktion zur Gestaltung des Kor-
ruptionscontrolling kann jedoch nicht
nur von einer Einzelperson, sondern
auch von einer Projektgruppe erfüllt
werden. Es bildeten sich in der Folge-
zeit in vielen Kommunal- und Landes-
verwaltungen – aber auch in privaten
Unternehmen – Arbeitskreise deren
Hauptaufgabe darin bestand eine Dienst-
anweisung bzw. Ethikrichtlinie zu erstel-
len. Teilweise resultierten die Arbeits-
kreise aufgrund der Untersuchung
eigener Korruptionsfälle oder Begleit-
straftaten (z.B. Betrug, Untreue) im
Unternehmen. Beispielsweise wurde bei
den Stadtwerken in Bonn am 27. März
2003 ein Arbeitskreis Korruptionsprä-
vention gegründet, der sich seit 25. Ja-
nuar 2004 Projektteam Korruptionscon-
trolling nennt. Die Projektgruppe setzt
sich aus fünf internen Mitarbeitern, dem

externen Vertrauensanwalt sowie zwei
externen Beratern zusammen. In dieser
Projektgruppe wurde beispielsweise eine
Marketing-Richtlinie sowie ein Flyer zur
Korruptionsprävention erstellt. Ferner
wurden seit dem 22. März 2004 die
Mitarbeiter in korruptionsgefährdeten
Organisationsbereichen von einem ex-
ternen Unternehmensberater zur Kor-
ruptionsprävention geschult.

Bei der Emschergenossenschaft und dem
Lippeverband sollte der Leiter der Revi-
sion aufgrund eines Zielvereinbarungs-
gespräches zwischen ihm und dem Vor-
standsvorsitzenden die Richtlinie der
Bundesregierung zur Korruptionsprä-
vention hinsichtlich Anwendbarkeit
bzw. durchgeführter Realisierung und
weiterer Empfehlungen überprüfen.
Aufgrund des Beschlusses des Vorstan-
des vom 28.11.2000 wurde in einem
Workshop durch Experten des Unter-
nehmens, sowie einem externen Unter-
nehmensberater, eine Geschäftsanwei-
sung zur Korruptionsprävention erstellt.
Anschließend wurden ab 21. Juni 2001
bis 2003 in 44 eintägigen Korruptionsse-
minaren die Führungskräfte und Sach-
bearbeiter hierüber informiert. Es erfolg-
ten ferner Maßnahmen zur Optimierung
der Aufbau- und Ablauforganisation. Im
Jahre 2003 wurden sämtliche interne
Vorschriften der beiden Verbände hin-
sichtlich Redundanzen, Notwendigkei-
ten und Aktualität von einer Projekt-
gruppe kritisch untersucht. Als Ergebnis
dieser Prüfung konnte die Anzahl der
Vorschriften reduziert werden. Außer-
dem wurde die Systematik der Vorschrif-
ten transparenter gestaltet. Des Weite-
ren wurde eine umfassende Risiko-
inventur durchgeführt.

Die Initiative zur Durchführung eines
Projektes Korruptionscontrolling erfolg-
te in der Praxis überwiegend durch ver-
schiedene Korruptionsbekämpfungsge-
setze, einen eigenen Korruptionsfall im
Unternehmen, die Akquisition eines auf
den Bereich Korruptionscontrolling
bzw. Unternehmensethik spezialisierten
Unternehmensberaters, sowie durch
Anregung eines Sachbearbeiters bzw.
einer Führungskraft nach der Teilnah-
me an einem Seminar zur Korruptions-
prävention. Strategische Ziele der Kor-
ruptionsprävention können beispiels-
weise die Verhinderung eines Skandals,
die Verhinderung von korruptionsbe-
dingten Vermögensschäden, der Schutz
der in der Behörde beschäftigten Agen-
ten vor einer möglichen Strafverfolgung
sowie die Aufrechterhaltung des Ver-
trauens von Bürgern, Lieferanten oder
Kunden sein. Operative Ziele der Kor-

ruptionsprävention, die durch den Pro-
jektleiter und seinem Team verfolgt wer-
den, sind beispielsweise die Schulung von
Mitarbeitern, die Optimierung der Auf-
bau- und Ablauforganisation mit dem
Ziel das interne Kontrollsystem zu stär-
ken und die Aufdeckungswahrschein-
lichkeit von Korruptionsdelikten oder
auch Begleitstraftaten zu erhöhen, die
Erstellung einer Ethikrichtlinie, die Ver-
besserung der Unternehmenskultur so-
wie eine mögliche Identifizierungspoli-
tik. Ziel des Projektes ist die Orga-
nisations- bzw. Personalentwicklung.

Die Projektgruppe sollte sich interdiszi-
plinär aus interessierten Führungskräf-
ten oder Spezialisten verschiedener Or-
ganisationsbereiche der Behörde
zusammensetzen. In kleinen Behörden
könnte der Behördenleiter die Projekt-
leitung übernehmen. Es ist in der Praxis
sehr wichtig, dass die Sichtweise der
Sachbearbeiter, die unmittelbaren Kon-
takt zu den Klienten haben, bei dem Pro-
jekt berücksichtigt wird. Diese Sichtwei-
se könnte durch einen Gruppenleiter
bzw. durch den Personalrat vermittelt
werden.

(Fortsetzung folgt)

Fußnoten:
  1 Der Verfasser ist Geschäftsführer der Unterneh-

mensberatung Stierle-Consulting und führte u.a.
Seminare bzw. Projekte zur Korruptionspräven-
tion bei der Emschergenossenschaft, den Stadt-
werken Bonn, dem Zollkriminalamt, der Stadt
Osnabrück, sowie dem Polizeipräsidium Frank-
furt Oder erfolgreich durch.

  2 Vgl. Vahlenkamp, W./Knauß, I. (1997): Korrup-
tion – hinnehmen oder handeln? S. 30.

  3 Vgl. Mischkowitz, R./Bruhn, H. (4/2001): Kor-
ruption – (K)ein Thema für die Polizei? Ergeb-
nisse eines gemeinsamen Forschungsprojekts von
Bundeskriminalamt und Polizei-Führungsakade-
mie, in: Kriminalistik, S. 229 f.

  4 Vgl. BKA Bundeslagebild Korruption (2001),
S. 29.

  5 Vgl. Scheuch, E.K. (2/2002): Korruption als Teil
einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung – Oder:
Die Kriminogenese eines kommunalen „Klün-
gels“, in: Kriminalistik, S. 89.

  6 Vgl. Limbach, P. in Kölner Stadt-Anzeiger vom
28.04.1993 sowie Scheuch, E.-K. (2/2002), S. 83.

  7 Vgl. Stierle, J. (2006), Korruptionscontrolling in
öffentlichen und privaten Unternehmen, Mering,
Diss.

  8 Nach Ansicht von Klitgaard, R. (3/1998): Inter-
nationale Kooperation gegen Korruption, in: Fi-
nanzierung & Entwicklung, S. 6 sollte sich der
Kampf gegen die Korruption auf die Reform der
Systeme konzentrieren.

  9 Vgl. Enderle, G. u.a. (1993): Lexikon der Wirt-
schaftsethik, S. 571.

10 Vgl. Schmidt, K./Garschagen, C. (1978): Hand-
wörterbuch der Wirtschaftswissenschaft, S. 565

11 Vgl. Ostendorf, H. (1999): Bekämpfung der Kor-
ruption als rechtliches Problem oder zunächst mo-
ralisches Problem? In: Neue Juristische Wochen-
zeitschrift, S. 615 sowie Anklageschrift der Staats-
anwaltschaft Köln 114 Js 831/99.

12 Vgl. Stierle, J. (2006), S. 125.
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Angelika Schley
Kriminalhauptkommissarin

Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz

Abfallverschiebung
mit Transportkontrollen bekämpfen

Von Angelika Schley, Kriminalhauptkommissarin, Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz

durchschauende Firmenstrukturen und
ein Rückbau der Umweltverwaltung sind
weitere Ursachen, die illegale Entsorgung
erleichtern.

Situation in Rheinland-Pfalz
Die Abfälle kommen aus allen Bundeslän-
dern und werden häufig über lange Stre-
cken unkontrolliert transportiert. Rhein-
land-Pfalz nimmt dabei aufgrund seiner
geografischen Lage und seiner Außengren-
zen zu Frankreich, Belgien und Luxem-
burg sowie der Nachbarschaft zu Nord-
rhein-Westfalen und Baden-Württemberg
eine besondere Stellung ein – insbesondere
als Transitland, aber auch als Entstehungs-
ort der Abfälle. 
Angesichts dieses zunehmend in den Fo-
kus umweltkriminellen Handelns rücken-
den Deliktsfeldes wurden bereits im Jahr
1999 im Umweltdezernat des Landeskri-
minalamtes (LKA) Rheinland-Pfalz Über-
legungen angestellt, welche polizeilichen
Konzepte dem Phänomen Abfallverschie-
bung entgegen gesetzt werden könnten.

gen. So verbietet das Lomé-Abkommen
mit der Europäischen Union zum Teil
sogar grundsätzlich den Export von Gift-
müll in afrikanische Staaten.

Deutsche Abfälle in Afrika und
Osteuropa
Zwar ist glücklicherweise nicht alles so
spektakulär und mit so unmittelbar le-
bensbedrohlichen Folgen verbunden wie
der oben beschriebene aktuelle Fall. Doch
auch weniger große Beeinträchtigungen
durch umweltgefährdende Abfälle wirken
auf das Ökosystem Erde.
Immer wieder belegen nicht zuletzt auch
polizeiliche  Feststellungen, dass insbe-
sondere Afrika beliebtes Ziel für europäi-
sche Sonderabfälle ist. Umweltgefährden-
de Abfälle wie Altautos (umweltge-
fährdend durch die Betriebsstoffe), Fluor-
kohlenwasserstoff (FCKW)-haltige Kühl-
schränke oder nicht restölentleerte Motor-
und Getriebeteile werden mittels Bahn,
Binnenschiff und/oder LKW illegal über
den Hamburger Hafen verbracht.
Deutschland als derzeit Europas größter
Müllexporteur spielt dabei oft eine zen-
trale Rolle. Nicht selten haben diese Ab-
fälle ihren Ursprung auch in Rheinland-
Pfalz.
Neben Afrika gewann insbesondere Os-
teuropa zunehmend an Bedeutung als
Abfallexportland. Tschechien drohte we-
gen der Häufung an illegalen Verbringun-
gen aus Deutschland gar mit Klage beim
Europäischen Gerichtshof (Quelle: Der
Spiegel 18/2006).
Neben dem Inland sind aber auch Frank-
reich, Belgien und die Niederlande belieb-
te Exportländer.

Ursachen
Abfallverschiebung lohnt sich: Können
pro Tonne Abfall 100 Euro Entsorgungs-
kosten eingespart werden, erreichen
illegale Gewinne leicht sechsstellige Beträ-
ge. Korruption und mangelnde Überwa-
chung, hoher Konkurrenzdruck mit der
Folge von Dumpingangeboten, schwer zu

DIE

KRIMINALPOLIZEI
Heft 4/06132

Umweltkriminalität als klassischer Typus der „Kontrollkriminalität“ verlangt nach operativen Konzepten, mit Hilfe derer
Umweltverstöße aufgedeckt werden sollen. Dies trifft insbesondere für den Bereich der qualifizierten Umweltkriminalität
zu, da hier das Dunkelfeld aus vielfältigen Gründen besonders hoch einzuschätzen ist. Mit Abfalltransportkontrollen soll in
Rheinland-Pfalz versucht werden, dem Phänomen „Abfallverschiebung“ zu begegnen.

Unter Abfallverschiebung wird die straf-
rechtlich relevante Verbringung von Ab-
fall an bestimmte/unbestimmte Orte (re-
gional/überregional, Ex- und Import) ver-
standen. Die Verbringung hat den Zweck
der illegalen Beseitigung mit dem Ziel der
Einsparung hoher Entsorgungskosten. Sie
hat in der Regel erhebliche ökologische,
soziale, wirtschaftliche und/oder gesund-
heitliche Schäden zur Folge.
Bei grenzüberschreitender Verbringung
werden dabei neben der schlechten Wirt-
schaftslage und den nicht oder nur gering
vorhandenen Umweltstandards gegenüber
dem Erzeugerland die in einigen Empfän-
gerländern vergleichsweise geringer aus-
geprägten Überwachungsstandards mit
der damit verbundenen Minimierung des
Entdeckungsrisikos ausgenutzt. Sie ist
normiert in § 326 Abs. 1 StGB (innerdeut-
sche Verbringung) bzw. § 326 Abs. 2 StGB
(grenzüberschreitende Verbringung).

Im September 2006 machte die illegale La-
gerung von 400 Tonnen Giftmüll in dem
westafrikanischen Staat Elfenbeinküste
Schlagzeilen. Ursächlich für das öffentli-
che Interesse waren neben den ökologi-
schen Schäden vor allem die bislang zu
beklagenden sieben Todesopfer – darunter
vier Kinder – und  die annähernd 26.000
registrierten Krankheitsfälle.
Nasenbluten, dann Erbrechen, Kopfweh,
Schmerzen in der Brust. Das waren die
ersten Symptome. Dann setzten die Ver-
giftungserscheinungen ein.
Die schädliche Fracht war zuvor mittels
LKW zur Schiffsverladung von den Nie-
derlanden aus über Estland nach West-
afrika transportiert und von dort auf
mindestens neun Deponien verteilt wor-
den. Woher die Chemieabfälle ursprüng-
lich kamen, ist noch ungeklärt.
Für die niederländische Rohstoffhandels-
firma Trafigura BV war alles „ganz legal“.
Sie habe alle Papiere für die Anlieferung
des schwefelkohlenwasserstoffhaltigen
Sondermülls besessen. Eine Lüge, so die
„Frankfurter Rundschau“ vom 13.09.
2006.
Denn der Transport verstieß gegen nicht
weniger als drei internationale Regelun-
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Abfallverschiebung als klassischer
Typus der Kontrollkriminalität
In einer auf Anregung des LKA vorgeleg-
ten Studie der Landespolizeischule Rhein-
land-Pfalz zur Thematik „Abfallverschie-
bung – Möglichkeiten der Verdachts-
gewinnung und Bekämpfungsstrategien“
wurde dabei die Empfehlung formuliert,
insbesondere polizeiliche Kontrollen von
Abfalltransporten zu verstärken. Damit
sollte nicht nur ein stärkerer Kontroll-
druck, sondern auch ein erhöhtes Entde-
ckungsrisiko erreicht werden.
Vor diesem Hintergrund hat das LKA die
Konzeption „Abfalltransportkontrollen
2000“ entwickelt, um die Kontrollabläufe
systematischer darzustellen und prakti-
sche Hilfen an die Hand zu geben. Flan-
kiert von Aus- und Fortbildungsveran-
staltungen sollte damit eine möglichst
hohe Akzeptanz bei den Kollegen erreicht
werden, die in rechtlicher wie praktischer
Hinsicht  einen komplexen und an-
spruchsvollen  Arbeitsbereich  für sich zu
erschließen hatten.

Kontrollkonzept
Da der Transportvorgang notwendiger
Teil der Abfallverschiebung ist, setzte hier
das Kontrollkonzept an: Abfälle, abfall-
rechtliche Begleitpapiere und zumindest
der nachvollziehbare Teil der Transport-
route müssen zueinander passen. Unplau-
sibilitäten oder klare Widersprüche kön-
nen den Anfangsverdacht einer Straftat
und Sofortmaßnahmen begründen. Eine
abschließende Klärung am Kontrollort ist
jedoch auch bei Einbindung der zuständi-
gen Fachbehörden selten möglich.
Oftmals sind im Nachhinein Ermittlun-
gen beim Abfallentsorger und/oder Ab-
fallerzeuger erforderlich, um den Sachver-
halt zu verifizieren. Die anlässlich der
Kontrolle getroffenen Feststellungen die-
nen als Beweismittel für das eingeleitete
Ermittlungsverfahren.

Behördenübergreifende Zusammenar-
beit bei Schwerpunktkontrollen
Einen der Schwerpunkte des Konzeptes
bildete die behördenübergreifende Integra-
tion verschiedener Fachbereiche.
Unter Koordination und mit fachtechni-
scher Unterstützung des LKA bringen die
Gefahrgutkontrolltrupps der Verkehrsdi-
rektionen bzw. die Beamten der Wasser-
schutzpolizei und die Umweltkommissa-
riate ihre speziellen Fachkenntnisse ein
und tragen in Absprache mit den an der
Kontrolle beteiligten Vertretern der Um-
weltfachbehörden, wie z.B. dem Landes-
amt für Umwelt- und Gewerbeaufsicht,
der Struktur- und Genehmigungsdi-
rektionen sowie der Sonderabfall-
Management-Gesellschaft mbH (SAM),
gemeinsam Verantwortung für die ange-

Kontrollliste „Abfalltransportkontrollen“
Die eigens für Abfalltransportkontrollen
entwickelte Kontrollliste dient zugleich als
Checkliste und Wegweiser durch das Ab-
fallrecht.  Das „Kontrollkonzept“ findet
sich hierin wieder:
� Kontrolle der abfallrechtlichen Begleit-
papiere
� Feststellung und wenn möglich abfall-
rechtliche Klassifizierung der Abfälle und
� Verifizierung des Transportweges.

Die Überprüfung der aufgezeigten Kon-
trollbereiche auf Plausibilität im gegensei-
tigen Abgleich zueinander kann dabei
Anhaltspunkte für eine Verdachtsgewin-
nung im Hinblick auf das Vorliegen einer
Straftat des unerlaubten Umgangs mit ge-
fährlichen Abfällen gem. § 326 Abs. 1
(innerdeutsch) oder Abs. 2 (grenzüber-
schreitend) liefern. Außerdem werden
Möglichkeiten der Beweissicherung auf-
gezeigt.

Kommunikationsmittel, sonstige techni-
sche Ausstattung, Software
Kommunikationsmittel wie z.B. mobiles
Telefon und Fax sind wegen der oftmals
erforderlichen Rücksprache mit zuständi-
gen Fachbehörden zur rechtlichen Einord-
nung des zu bewertenden Vorganges bzw.
zum Zwecke der Plausibilitätsüberprü-
fung abfallrechtlicher Begleitpapiere wich-
tige Hilfsmittel und Voraussetzung für
weitere polizeiliche oder auch fachbehörd-
liche Sofortmaßnahmen in einem ange-
messenen Zeitrahmen. Zu Beweissiche-
rungs- und Dokumentationszwecken sind
technische Einsatzmittel zur Probenahme
und visuellen Dokumentation (Kopierge-
rät, Foto- und Videokamera) unabdingbar.
Landesweit verfügbare Abfalldatenbanken
stehen für die abfall- und gefahrgutrecht-
lichen Bestimmung zur Verfügung. Sie
geben darüber hinaus Hilfestellung bei der
Bewertung des möglichen Gefahrenpoten-
zials. Darüber hinaus ist ein gemeinsamer
Stoffdatenpool, der Informationen zu che-
mischen Stoffen beinhaltet, eingerichtet.
Diese Online-Datenbank ist ein gemein-
sames Bund-Länder-Projekt und wird stän-
dig aktualisiert.

Zusammenarbeit mit dem Ausland
Im Rahmen einer Arbeitsgruppe, die sich
aus Vertretern der Bundesländer Saarland,
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz
sowie Frankreich und Belgien (Beobach-
terstatus) zusammensetzt, werden aktuell
gemeinsame Abfalltransportkontrollen im
grenznahen Bereich geplant. Ziel ist es, zur
Bekämpfung von qualifizierter Umwelt-
kriminalität bundesland- und länderüber-
greifende Standards und Strukturen für
eine effiziente Zusammenarbeit auch über
Grenzen hinweg zu erarbeiten.

Technische Ausstattung und Fachqualifi-
kation für den Arbeitsschutz bei Umwelt-
ermittlungsverfahren des LKA, Dezernats
42:
Die persönliche Schutzausstattung ent-
spricht dem Standard der Feuerwehr. Eine
Spezialausrüstung ermöglicht die Eigen-
sicherung aller Kräfte bei allen ABC-La-
gen. Alle Mitarbeiter sind entsprechend
geschult und ausgebildet worden. Das
Umweltdezernat verfügt über einen Sach-
verständigen für Boden und Altlasten, eine
Fachkraft (Koordinator) für Arbeiten im
kontaminierten Bereich nach BGR 128,
Asbestsachkunde nach TRGS 519, Strah-
lenschutzfachkräfte.

messene Bewertung der festgestellten Ver-
stöße. Sehr häufig unterstützen außerdem
Angehörige der mobilen Einsatzkräfte des
Zolls und des Bundesamtes für Güterver-
kehr die Kontrollaktionen. Auch die Po-
lizeihubschrauberstaffel unterstützt auf
Anfrage den Einsatz durch Selektion der
zu kontrollierenden Fahrzeuge und gibt
Hinweise in Bezug auf Ausweichverhal-
ten. Selbstverständlich darf nicht verkannt
werden, dass diese polizeiliche Maßnah-
me wie alle Schwerpunktkontrollen schon
innerhalb kurzer Zeit bekannt sind. Die
Folge: Es werden Ausweichrouten be-
nutzt oder „Ruhezeiten“ eingelegt.

Ziel: Abfallrechtliche Spontankontrollen
Das eigentliche Ziel dieser geplanten
Großkontrollen ist deshalb, die erworbe-
nen Handlungsabläufe einzuüben, um sie
bei sich spontan ergebenden Kontrollen
anzuwenden. Selbstverständlich steht
dann das zuvor beschriebene Equipment
nicht zur Verfügung. In diesen Fällen kann
zumindest fernmündlich auf die bekann-
ten Ansprechpartner zurückzugegriffen
werden.

Deshalb empfiehlt es sich
� Adressen-/Telefonlisten der für den
Dienstbezirk zuständigen Verwaltungsbe-
hörden wie auch Umweltfachkommissa-
riate und den jeweiligen Ansprechpart-
nern vorzuhalten und Kontakte aufzu-
bauen
� technische Zugangsmöglichkeiten zu
den Abfalldatenbanken vor Ort oder über
die Führungszentrale zu schaffen
� Kontrolllisten verfügbar zu haben und
anzuwenden
� technische Einsatzmittel zu Beweis- und
Dokumentationszwecken vorzuhalten.

Erst wenn die Implementierung abfall-
rechtlicher Kontrollen in den alltäglichen
Polizeidienst geglückt ist, kann das Ziel
eines erhöhten Kontrolldrucks erreicht
werden.
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Kurt Sell
Kriminalhauptkommissar

Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz

Von Kurt Sell, Kriminalhauptkommissar, Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz

1. Fallbeispiel

Ein LKW wird angehalten, als Ladung
führt er laut Begleitpapieren Abfälle zur
Verwertung mit.
Die Überprüfung der Ladung ergibt, dass
die Ladung nicht mit den mitgeführten
Papieren übereinstimmt. Es besteht der
Verdacht einer Straftat.

Zur Sicherung des Sachverhaltes wird der
objektive Tatbestand im Rahmen einer
Tatortarbeit gesichert.

Rechtsgrundlage StPO:

§ 94  (Beweisgegenstände)
(1)  Gegenstände, die als Beweismittel für
die Untersuchung von Bedeutung sein
können, sind in Verwahrung zu nehmen
oder in anderer Weise sicherzustellen.
RISTBV, u.a. Ziff 76 .....

2. Grundsätze und Ziele der
Tatortarbeit

LF 385 Tatortarbeit
Handlungsanleitung Tatortarbeit bei
Umweltdelikten (BKA Schriftenreihe)
PDV 100 (1. Angriff, Rettung und Ge-
fahrenabwehr vor Strafverfolgung)

Die Maßnahmen (Tatortbefund, Proben-
nahme) orientieren sich an dem objekti-

3. Tatortbefundaufnahme
(objektiver Tatbefund)

Die Tatortbefundaufnahme dokumen-
tiert den Status Quo zum Zeitpunkt der
Inaugenscheinnahme und erstellt ein
objektives, vollständiges Bild über die am
Tat-/Ereignisort vorgefundene Situati-
on, die Rückschlüsse auf das Tatgesche-
hen ermöglichen.

Die durchführenden Beamten müssen
ihre Arbeit nach den Gesichtpunkten
einer möglichst objektiven Beweissiche-
rung durchführen und dabei den Arbeits-
schutz  im Sinne der Eigensicherung
nicht vergessen.
Das Landeskriminalamt, Dezernat 42,
unterstützt deshalb vor Ort die kontrol-
lierenden Kräfte im Rahmen der  Tatort-
arbeit und Probenahme.

Tatortaufnahme
Gefährdungsbeurteilung, Eigensiche-
rung
Festlegung von Arbeitschutzmaßnah-
men
Systematische Begehung des Tatortes
Überblick, Anlage, Spuren
Dokumentation der Tätigkeiten (Foto/
Bericht) Skizzen,
Sicherstellung aller Unterlagen (in Ko-
pie) zum Transport, Nachvollziehbar-
keit der Abfallherkunft, Entsorgungs-
weg und Abfallverwertung
Überprüfung ob der IST- Zustand gleich
der Genehmigungslage  ist
Einsatz von technischen Mitteln zur
Nachvollziehbarkeit
Probennahme nach TA-Abfall, LAGA
PN 98 (Probenahme nur Fachpersonal)
Transport der Proben, Asservierung zur
Analytik
Dekontamination von Ausrüstung und
Personen

4. Probennahme

Die Probenahme erfolgt nach der LAGA
PN 98 Richtlinie für das Vorgehen bei
physikalischen, chemischen und biolo-
gischen Untersuchungen im Zusammen-

ven Tatbestand im Sinne des Sachverhal-
tes des § 326 StPO:

§ 326 StGB Unerlaubter Umgang mit
gefährlichen Abfällen 
(1) Wer unbefugt Abfälle, die
1. Gifte oder Erreger von Menschen oder

Tieren übertragbaren gemeingefährli-
chen Krankheiten enthalten oder her-
vorbringen können

2. für den Menschen krebserzeugend,
fruchtschädigend oder erbgutverän-
dernd sind,

3. explosionsgefährlich, selbstentzünd-
lich oder nicht nur geringfügig radio-
aktiv sind oder

4. nach Art, Beschaffenheit oder Menge
geeignet sind,
a) nachhaltig ein Gewässer, die Luft
oder den Boden zu verunreinigen oder
sonst nachteilig zu verändern oder
b) einen Bestand von Tieren oder
Pflanzen zu gefährden, außerhalb ei-
ner dafür zugelassenen Anlage oder
unter wesentlicher Abweichung von
einem vorgeschriebenen oder zugelas-
senen Verfahren behandelt, lagert,
ablagert, ablässt oder sonst beseitigt,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer Abfälle im
Sinne des Absatzes 1 entgegen einem
Verbot oder ohne die erforderliche Ge-
nehmigung in den, aus dem oder durch
den Geltungsbereich dieses Gesetzes ver-
bringt.
(3) Wer radioaktive Abfälle unter Ver-
letzung verwaltungsrechtlicher Pflichten
nicht abliefert, wird mit Freiheitsstrafe
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft.

Prinzipiell ist der Sachbeweis als objek-
tiver Beweis sicherer als der subjektive
Personalbeweis. Ergibt sich der Beweis
unmittelbar aus einer beweiserheblichen
Tatsache, liegt ein direkter Beweis vor.
Ziel:  Der Sachbeweis muss die Tatbe-
standsmerkmale sichern und dokumen-
tieren.

Tatortarbeit zur Sicherung des objektiven
Tatbestandes bei Abfalltransportkontrollen
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hang mit der Verwertung/Beseitigung
von Abfällen Grundregeln für die Ent-
nahme von Proben aus festen und stich-
festen Abfällen sowie abgelagerten Ma-
terialien, Stand  Dezember 2001.

Zielsetzung
Die Probennahme ist Bestandteil einer
Untersuchung im wissenschaftlichen
Sinne, sie bestimmt maßgeblich die Qua-
lität der Ergebnisse.
Ziel der Probennahme ist die Gewin-
nung von Teilmengen, die zur Ermitt-
lung der charakteristischen Merkmale
von Abfällen oder abgelagerten Materi-
alien geeignet sind.
Besondere Bedeutung gilt der  Aussage-
kraft der Teilmengen im Hinblick auf
deren Repräsentativität zur Gesamtmen-
ge. Unter einer repräsentativen Probe
versteht man eine Probe, deren Eigen-
schaften weitestgehend den Durch-
schnittseigenschaften der Gesamtmenge
des Prüfgutes entsprechen.

4.1 Anwendungsbereich LAGA PN 98

Beurteilung der Abfälle hinsichtlich der
Entsorgungswege (Deklarationsanalyse)
Eingangskontrolle bei Anlagen zur Be-
handlung, Verwertung und Beseitigung
(Identifikationsanalyse)
Kontrolle bei der Verwertung/Beseiti-
gung von Bodenaushub, Bauschutt und
Recyclingmaterial
Kontroll- und Überwachungsmaßnah-
men im Rahmen behördlicher Regelun-
gen
Identifikation unbekannter Stoffe/Ab-
fälle
Gefahrenabwehr und Beweissicherung,
z. B. bei unbekannten und/oder illegal
abgelagerten Materialien,
Qualitätssicherung bei der Untersu-
chung und Beurteilung von Abfällen.
Diese Kriterien bestimmen den Parame-
terumfang für die Untersuchung und da-
mit Art und Aufwand der Probenahme.

4.2 Grundlagen LAGA PN 98

Die stofflich, räumlich und zeitlich va-
riierenden Eigenschaften (z.B. bei beweg-

ten Abfallströmen) von Abfällen sind
Abbild ihrer homogenen/inhomogenen
bzw. heterogenen Merkmalstrukturen,
deren Kenntnis für die Qualität der Pro-
benahme von grundsätzlicher Bedeutung
sind.
Die Probenahmestrategie und -verfahren
müssen somit der möglichen Varianz
und Variabilität in der Abfallzusammen-
setzung angepasst werden.
Die Probenahmestellen müssen über-
sichtlich angeordnet, unfallsicher und so
beschaffen sein, das Proben möglichst
leicht zu entnehmen sind.
Die jeweils geltenden Arbeitschutzricht-
linien und Unfallverhütungsvorschriften
sind zu beachten. (z. B. TRGS 524, BGR
128)

Die Probenahme muss in jedem Fall in
einem Probenahmeprotokoll in geeigne-
ter Weise dokumentiert werden, das alle
wesentlichen Kenndaten enthält.
Die Dokumentation muss standardisiert
erfolgen, gleiche Merkmale müssen auch
von unterschiedlichen Bearbeitern gleich
beschrieben werden.
Probenahmeprotokoll = Merkliste, soll
für die Untersuchungsstelle (Analytik)
detaillierte Angaben u. a. über Art und
Herkunft der Proben bzw. Anlauf der
Probennahme geben.
Eine zusätzliche photographische Doku-
mentation der Probenahme ist zweckmä-
ßig und hat sich insbesondere im Rah-
men der Beweissicherung ungenehmigt
abgelagerter Materialien als unerlässlich
erwiesen

5. Im Vorfeld zu beachten

Ziel und Anlass der Untersuchung
Herkunft des Abfalls
Erwartetes Schadstoff-/Stoffspektrum
(Annahmeschein)
Örtliche und zeitliche Schwankungen in
der Verteilung des Stoffbestandes zu be-
stimmende Parameter (Grenzwerte)
erforderliche Arbeitschutzmaßnahmen
Umsetzung vor Ort:
Örtliche Gegebenheiten (frei lagernde
Haufwerke, Abfallströme, Anlieferung
in Behältnissen, Transportfahrzeugen
etc.)
Homogenitäts-/Herterogenität-Anspra-
che der Grundmenge
Größe und Art der Grundmenge
Korn-/Komponenten-/Stückgröße
Festlegung der zu beurteilenden Grund-
menge/Abtrennung von Teilchargen
Änderung/ Ergänzung der Probenahme-
strategie
Probenahmeverfahren
Methoden der Probenahme (systemati-
sche, geschichtete, zufällige)
Probenahmetechnik

Ergänzung/Bestätigung der Parameter-
auswahl
Verpackung und Versand der Proben.

6. Arbeitsschutz
 
Die Tatortarbeit  im Umweltermitt-
lungsverfahren fällt unter die Definiti-
on „Arbeiten im Kontaminierten Be-
reich.“ Hintergrund dieser Aussage ist
die Gefährdungsanalyse der im Einzel-
fall vor Ort vorliegenden Gefahrstoffsi-
tuation (Abfälle/Gefahrstoffe).

Deshalb sind für dieses Arbeitsfeld eine
Vielzahl von Arbeitsschutzvorschriften
zu beachten. Laut Arbeitschutzgesetz gilt
dies auch für die Polizei, mit Ausnahme
der Gefahrenabwehr im engeren Sinne.
Vorschriften:
LF 371
LF 450
LF 385
Handlungsanleitung Tatortarbeit u.
Eigensicherung bei Umweltdelikten
Technische Regeln Gefahrstoffe (z.B.
TRGS 524, TRGS 519, ...)
Technische Regeln Biologische Arbeits-
toffe (TRBA 500, TRBA 220,...)
Unfallverhütungsvorschriften (UVV)
Berufgenossenschaftliche Vorschriften
(BGV, BGV D 139,.....)

Die technische Ausstattung  des Landes-
kriminalamtes in Rheinland-Pfalz trägt
diesen Vorgaben Rechnung.

7. Abschluss der Maßnahmen

Am Ende der Tatortarbeit steht der ob-
jektive Sachbeweis, der in einem Tatort-
bericht mit Bildmappe und Analytik/
Gutachten den Verdacht während der
Kontrolle bestätigt oder aber  entkräftet.

Aufgrund all dieser Vorgaben ist es wich-
tig, dass der im Rahmen der Abfallkon-
trolle tätige Beamte geschult und fach-
kundig ist.
Die Tatortarbeit bei Umweltdelikten
stellt sehr hohe Anforderungen an die
Fachqualifikationen der ermittelnden
Kräfte. Aus Sicht der eingesetzten
Fachkraft wird diese Arbeit  in ihrem
Stellenwert sehr oft unterschätzt.
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Die Länder Europas und der beiden
Amerikas können davon ausgehen, dass
sie – auch mittel- und langfristig - nicht
von kriegerischen Auseinandersetzun-
gen klassischer Art bedroht sind. Die
Konflikte der Gegenwart – und auch der
überschaubaren Zukunft – sind Konflik-
te mit Kriminellen, Terroristen einge-
schlossen. Diese Konflikte können als
offener oder verdeckter Bürgerkrieg aus-
getragen werden, wie in Teilen Schwarz-
afrikas, in Kolumbien oder im Irak; als
Straßenkriminalität das tägliche Leben
limitieren, wie in Sao Paulo oder Johan-
nesburg; als Terrorismus die Bevölke-
rung einzelner Länder bedrohen oder die
gesamte westliche Gesellschaft (Al Qai-
da) oder als organisierte Kriminalität den
Staat durchdringen, wie in Teilen Ost-
europas oder in Nigeria.
Die Liste der Länder, in denen Krimina-
lität und (Staats-)Terrorismus das Wirt-
schaftsleben massiv beeinflussen, ist lang
und nimmt leider eher zu als ab.
In einem unsicheren Umfeld aber ist
nachhaltig erfolgreiches Wirtschaften
kaum möglich. Korruption, Rechtsun-
sicherheit, Schutzgelderpressung bedro-
hen die Landesgesellschaft unmittelbar.
Die Mitarbeiter und ihre Familien wer-
den durch Straßenraub, Überfälle und
Einbrüche verunsichert und es wird
immer schwerer, noch Delegierte in die-

Die Security-Funktion in einem global
agierenden Konzern am Beispiel der BASF-Gruppe

Von Dieter K. Sack M.A., Vice President, Leiter Corporate Security BASF-Gruppe

Dieter K. Sack M.A.,
Vice President

Leiter Corporate Security BASF-Gruppe

Die BASF ist das weltweit führende
Chemieunternehmen mit einem Umsatz
von über  42 Mrd. € in 2005.
Die BASF beschäftigt derzeit weltweit
rund 95.000 Mitarbeiter in über 170 Län-
dern. Hinzu kommen fast 20.000 Mitar-
beiter von Partnerfirmen, die an unse-
ren Standorten Leistungen für uns
erbringen.
Derzeit sind über 900 Mitarbeiter für die
BASF in einem für sie fremden Land tä-
tig. Rechnet man ihre Familienangehö-
rigen dazu, sind dies rund 2.500 Men-
schen. Hinzu kommen Tausende von
Mitarbeitern, die praktisch permanent
irgendwo auf dem Globus als Reisende
für uns unterwegs sind.
In 41 Ländern ist die BASF mit eigenen
Produktionsstandorten vertreten. Für
unser Thema ergeben sich hier schon
zwei Hinweise: Keine unserer Produk-
tionsanlagen befindet sich im Nahen
Osten oder Schwarzafrika und unsere
sechs großen Verbundstandorte liegen
alle in Regionen, die unter Security-
aspekten weitgehend unproblematisch
sind.

Als erste Arbeitshypothese können wir
somit annehmen:

BASF weltweit
BASFBASFBASFBASFBASF

The Chemical Company

Nanjing

Kuantan

Verbundstandort
Bedeutender Chemieproduktionsstandort

Antwerpen

Ludwigshafen
Geismar

Freeport

se Länder zu bekommen. Und schließ-
lich zwingen Entführungen, Anschläge
oder Bürgerkrieg das Unternehmen, ein
bestimmtes Land oder eine Region ganz
zu verlassen!
Die tatsächlichen Kosten für die Absi-
cherung unserer Mitarbeiter und Anla-
gen in solchen Ländern – im Sinne von
Zäunen, Alarmanlagen bis hin zum Per-
sonenschutz – gehen vielleicht noch in
die Wirtschaftlichkeitsrechnung ein.
Aber wer sich als delegierter Geschäfts-
führer in Bogota permanent Gedanken
machen muss, ob seine Kinder heil in die
Schule und zurück kommen oder ob sei-
ne Frau nicht beim Einkaufen entführt
wird, dürfte kaum in der Lage sein, sich
mit seiner ganzen Arbeitskraft für die
Ziele des Unternehmens einsetzen zu
können.

Die BASF Gruppe – ein „Global Player“

Mit dieser einleitenden Skizzierung sind
schon einige Aspekte des Themas „Se-
curity bei einem Global Player“ ange-
sprochen. Und da dieses Thema am Bei-
spiel der BASF-Gruppe dargestellt
werden soll, kurz etwas zu unserem Un-
ternehmen:
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men wenden, dessen Rechenzentrum in
Deutschland von einem Virus attackiert
wurde, der über einen Netzserver aus
den USA kam und vermutlich in Süd-
ostasien geschrieben wurde? Stellen Sie
sich die Situation vor, Sie würden bei
Ihrer zuständigen lokalen Polizeidienst-
stelle eine entsprechende Anzeige aufge-
ben wollen!
Damit komme ich zu meiner dritten
These:

Da weder europäische noch globa-
le staatliche Securitystrukturen vor-
handen sind, müssen sich die inter-
national agierenden Unternehmen
selbst helfen.

So wie sie auf ihren Werksgeländen auch
schon immer selbst für ihre Sicherheit
sorgen (Werkschutz), werden sie es auch
auf absehbare Zeit global tun müssen.
Dabei muss, wie auf dem Werksgelän-
de, der Schwerpunkt auf der Prävention
liegen, also der Verhinderung des Ein-
tritts eines Schadens (wirtschaftlicher
Schaden, Personenschaden, Ansehens-
verlust). Auch Weltunternehmen kön-
nen nicht Weltpolizei spielen!

Global agierende Konzerne brauchen
eine Corporate Security
International agierende Unternehmen
müssen deshalb eine schlagkräftige und
global aufgestellte Securityfunktion
(Corporate Security) aufbauen und un-
terhalten. Sie ist Teil des unternehmens-
internen Risikomanagements. Risiken
aus Securitygründen sind genauso zu
bewerten wie beispielsweise Finanzrisi-
ken. Von den verantwortlichen Füh-
rungskräften der Corporate Security
muss sowohl ein professioneller Hinter-
grund (Ausbildung und Berufserfahrung)
als auch die intime Kenntnis des Kon-
zerns erwartet werden.
Die BASF hat bereits Mitte der neunzi-
ger Jahre das Konzept einer „Corporate
Security“ im Konzern realisiert. 2001
kamen dann Aufgaben im Rahmen des
globalen Informations- und Know-how-
Schutzes hinzu.
Eine solche Aufgabenstellung lässt sich
natürlich nicht allein von einer Abtei-
lung Security in der Unternehmenszen-
trale bewältigen. Deshalb gibt es an
jedem größeren Standort einen Securi-
ty-Verantwortlichen (häufig der Leiter
des örtlichen Werkschutzes). Er ist für
die „klassischen“ Aufgaben der Standort-
Security zuständig (Torkontrollen, Strei-
fendienst, physische Absicherung des
Standortes durch Zäune, Zutrittskon-
trollanlagen). Er berichtet fachlich dem
Leiter der regionalen Security („Region“
meist identisch mit einem Erdteil), die-
ser wiederum der zentralen „Corporate
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Security“. Damit ist sichergestellt, dass
auch die Erfahrungen und vor allem die
kulturellen und vielleicht auch rechtli-
chen Unterschiede in den einzelnen Re-
gionen und an den vielen Standorten der
Unternehmensgruppe in Entscheidun-
gen der Security einfließen. Umgekehrt
wird über dieses Netzwerk die Einhal-
tung von zentralen Vorgaben der Cor-
porate Security („Richtlinienkompe-
tenz“) sichergestellt.
Der Verantwortungsbereich einer „Cor-
porate Security“ in allen Großkonzernen
– auch in der BASF-Gruppe – umfasst
im Wesentlichen folgende Aufgabenstel-
lungen:

Informationsgewinnung, Lagedarstel-
lung, Securityberatung
Zentrale Aufgabe der Corporate Securi-
ty ist die Informationsgewinnung und
Auswertung. Sie muss permanent und sie
muss global erfolgen. Auch hier lassen
sich natürlich Teile zukaufen.
Die Informationsbewertung ist Basis je-
der Risikoeinschätzung und damit jeder
Prävention. Dies gilt sowohl für langfris-
tige Entwicklungen als auch für aktuel-
le Situationen.
Bei dieser Sammlung und vor allem der
Bewertung securityrelevanter Informa-
tionen sind die Unternehmen in hohem
Maße auf die Mitwirkung der staatlichen
Sicherheitsbehörden angewiesen. Hier
hat in den letzten Jahren – wenn auch
noch zögernd – unter dem Schlagwort
der „Public-Private-Partnership“ ein Be-
wusstseinswandel eingesetzt. Sowohl auf
Bundesebene, als auch in mehreren Bun-
desländern (z.B. Hessen und Rheinland-
Pfalz), gibt es mittlerweile schriftlich fi-
xierte „Sicherheitspartnerschaften“
zwischen den jeweils zuständigen Bun-
des- bzw. Landesbehörden und den Spit-
zenverbänden der privaten Sicherheit.
Die gesammelten und bewerteten Infor-
mationen werden zu Risiko-Lagebildern
verdichtet, die sich sowohl auf bestimm-
te Phänomene (z.B. Terrorismus) als
auch auf einzelne Regionen (z.B. Lage-
bild Sicherheit Nahost) beziehen kön-
nen. Sie werden dem Management zur
Verfügung gestellt. Auch die Beratung
von Mitarbeitern, die für einige Jahre als
Delegierte ins Ausland gehen, oder von
Reisenden in Krisenregionen, erfolgt
durch Corporate Security auf Basis die-
ser Lagebilder.

Security-Audits
Eine wichtige Informationsquelle für
Corporate Security sind auch die (regel-
mäßig) durchzuführenden Security-Au-
dits an den (zumindest größeren) Stand-
orten der Unternehmensgruppe. Sie sind
Ausfluss der oben bereits erwähnten

Es dürfte weltweit kaum ein nen-
nenswertes aktuelles Securityereig-
nis oder eine Securitylage (langfris-
tig) geben, wovon die BASF nicht in
irgendeiner Weise betroffen ist.

Dies gilt sowohl für die allgemeine Kri-
minalität (Eigentumsdelikte, Betrug/
Unterschlagung) als auch für die orga-
nisierte Kriminalität wie (Schutzgeld-)
Erpressung, Entführung, Produktfäl-
schungen (Medikamente, Ersatzteile,
Markenprodukte) oder Transportdieb-
stahl.
Hinzu kommen Gefahren durch den
militanten Extremismus (Angriffe auf
Repräsentanten des Unternehmens, Stö-
rung von Firmen-Veranstaltungen) und
den (islamistischen) Terrorismus, bei
dessen (Bomben-) Anschlägen auf Trans-
portmittel, Infrastruktur und Objekte
mit symbolischer Bedeutung (Regie-
rungsgebäude, Wirtschaftszentrum, reli-
giöse Einrichtung) auch Mitarbeiter
(Ortskraft, Delegierte, Reisende) Zufalls-
opfer eines Anschlages werden können.
Ein weiteres Risiko stellen der Informa-
tions- und Know-how-Verlust dar, sei es
durch Wirtschaftsspionage, Patentverlet-
zungen oder Angriffe auf Netzwerke
und Rechner durch Hacker und Viren.
Und schließlich erfordern politische
Unruhen, Bürgerkrieg, Krieg die Evaku-
ierung des Firmenpersonals aus der Un-
ruheregion.
Besonders kritisch wird die Situation
immer dann, wenn zu einer hohen Kri-
minalitätsbelastung in einem bestimm-
ten Land auch noch eine allgemeine
Rechtsunsicherheit und/oder eine weit-
gehende Unfähigkeit/Korruption der
Sicherheitsbehörden kommt. So gibt es
eine Reihe von Ländern in Mittel- und
Südamerika oder Schwarzafrika, wo es
nach einem Raubüberfall oder einer Ent-
führung wenig Sinn macht (oder sogar
gefährlich ist), die Polizei zu kontaktie-
ren, da die Polizisten selbst häufig in die-
se Straftaten verwickelt sind.
Bei der Betrachtung der gerade dargestell-
ten Risiken kommen wir zu meiner
zweiten Arbeitshypothese:

Der Globalisierung der Wirtschaft ist
die Globalisierung der Kriminalität
gefolgt. Was bisher nicht erfolgte, ist
eine Globalisierung staatlicher Si-
cherheitsstrukturen.

Es gibt keine Weltpolizei, noch nicht
einmal eine europäische. EUROPOL
mag ein Anfang sein, aber bis zu einer
wirklichen europäischen Polizei mit exe-
kutiven Befugnissen im gesamten EU-
Raum ist es noch ein weiter Weg.
Und dies gilt auch auf internationaler
Ebene: An wen soll sich ein Unterneh-
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steuernden Funktion mit Richtlinien-
kompetenz (neudeutsch „Governance
Function“) von Corporate Security. Sie
dient in erster Linie der Vermeidung von
Doppelarbeit (Know-how-Transfer) und
der Herstellung eines einheitlichen
Schutzniveaus (nicht: Schutzstandards!)
an allen Standorten. Dabei gelten neben
dem Grundsatz „so wenig Zentralismus
wie möglich“ vor allem auch die Prinzi-
pien der Angemessenheit und der Wirt-
schaftlichkeit!

Informations- und Know-how-Schutz
Nicht mehr die klassischen Produktions-
faktoren Arbeit, Kapital und Boden be-
stimmen heute in erste Linie den wirt-
schaftlichen Erfolg eines Unternehmens,
sondern Informationen und Wissen.
Diese Informationen sollen möglichst
allen Berechtigten im Unternehmen
(aber nur denen!) jederzeit und auf glo-
balen Netzwerken, überall auf der Welt,
vollständig und unverfälscht, zur Verfü-
gung stehen.
Um dies sicherzustellen, bedarf es eines
integrierten Informationsschutzkonzep-
tes für die gesamte Unternehmung. Ne-
ben einer Fülle von zumeist technischen
und software-basierten Maßnahmen, für
die in erster Linie die EDV-Abteilung
zuständig ist, muss sich Corporate Secu-
rity zentral um die Umsetzung des Ge-
samtkonzeptes in der Unternehmens-
gruppe kümmern, zumal es auch eine
Fülle von Informationen außerhalb der

heits-) Behörden des Landes und des
Bundes zu halten, ist ebenfalls eine Auf-
gabe von Corporate Security. Das gilt
auch für Behörden und Institutionen auf
Ebene der EU oder bei globalen Orga-
nisationen, die sich mit securityrelevan-
ten Fragestellungen beschäftigen. Gera-
de die Fülle von „Initiativen“ und
Regelungen, die in der Folge der An-
schläge vom 9. September 2001 von den
USA, aber auch von anderen supranati-
onalen Organisationen „erlassen“ wur-
den, und die fast alle Security-Charakter
haben, macht ein Agieren von Corpora-
te Security auch auf der politischen Büh-
ne unerlässlich.

Aus dem dargestellten Verantwortungs-
bereich dürfte deutlich geworden sein,
dass die zentralen Aufgaben der Corpo-
rate Security vom Unternehmen selbst
wahrgenommen werden müssen. Dies
schließt den Einsatz von externen Bera-
tungsfirmen oder Wachunternehmen für
bestimmte Teilaufgaben oder in aktuel-
len Fällen keineswegs aus.

Für alle Aktivitäten von Corporate Se-
curity gilt, dass sie wirtschaftlich vertret-
bar sein müssen. Oder umgekehrt: Sie
müssen zum langfristigen wirtschaftli-
chen Erfolg des Unternehmens beitra-
gen. Die Corporate Security-Abteilun-
gen in den Unternehmen leisten so auch
ihren Teil zum Erhalt von Hunderttau-
senden von Arbeitsplätzen in unserem
Land.

BUCHBESPRECHUNG
„Internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen“. Wolfgang Schomburg/Prof. Dr.
Otto Lagodny/Prof. Dr. Sabine Gleß/Dr.
Thomas Hackner, Verlag C.H.Beck,
4., völlig neu bearbeitete Auflage, 2006,
LXXVII, 2.450 Seiten, in Leinen, 248,–
Euro, ISBN 3-406-52572-5
Mit der vollständig neu bearbeiteten 4.
Auflage dieses Standardwerkes zur interna-
tionalen Rechtshilfe in Strafsachen legt der
Beck-Verlag eine nahezu umfassende Darstel-
lung dieses komplexen Regelwerkes vor. In
einer ausführlichen allgemeinen Einleitung
zum Rechtshilferecht wird der Nutzer zu der
Materie hingeführt. Es schließt sich eine um-
fangreiche, jedoch nicht überfrachtete Kom-
mentierung des IRG in seiner derzeit gülti-
gen Fassung an. Dies wird in geeigneter
Weise ergänzt durch gezielte Erläuterungen
zu allen Europarats-Übereinkommen, den
sich darauf beziehenden Zusatzprotokollen
und Ergänzungsverträgen, EU-Übereinkom-
men und sonstigen wichtigen strafrechtsre-
levanten Übereinkommen.
Das Institut des europäischen Haftbefehls
fehlt ebenso wenig, wie die neuesten Kon-

ventionen des Europarates und der Europä-
ischen Union sowie auch die daraus resultie-
renden Folgeänderungen im IRG. Ein Beleg
für die Aktualität der Veröffentlichung ist
dabei die Berücksichtigung der Entscheidung
des BVerfG zum EU-Haftbefehl vom
17.05.2005, die in wesentlichen Teilen abge-
druckt ist und deren Bezüge zum Gesamt-
thema aufgezeigt werden. Äußerst hilfreich
können im Einzelfall verschiedene ebenfalls
verfügbare, nicht alltägliche Serviceangebo-
te sein. So werden aktuelle Informationen
zum Ratifikationsstand von Übereinkom-
men dargestellt, die ansonsten nur mit
teilweise erheblichem Aufwand beigezogen
werden können. Entsprechende Tabellen
ermöglichen hierzu einen raschen und siche-
ren Überblick. Weiterhin erfolgen immer
wieder Querverweisungen auf vorhandene
Spezialregelungen. Dies wird abgerundet
durch eine Entscheidungssynopse und wich-
tige themenbezogene Internetadressen, die
ein noch intensiveres Behandeln der Mate-
rie erleichtern. Die Neuauflage verarbeitet
somit die wichtigsten Entwicklungen der
letzten Jahre und bringt das Werk bezüglich

Gesetzgebung, Literatur und Rechtspre-
chung auf den Stand Anfang 2006. Eine ge-
zielte Öffnung für ausländische Leser dürfte
die Darstellung wichtiger Passagen in engli-
scher Sprache sein. In diesem Kontext
verstehen sich auch die mit aufgenommene
Kurzerläuterung zum österreichischen
ARHG und die instruktiven Informationen
zum Rechtshilferecht der Schweiz und Liech-
tensteins.
Das Werk wendet sich gleichermaßen an
Rechtsanwälte, Richter, Staatsanwälte, aber
auch an Diplomaten, Justizbehörden und
Zentralstellen der Polizei. Adressat ist somit
das komplette Fachpublikum. Zusammenfas-
send dürfte es den Verfassern gelungen sein,
den bisher bereits vorhandenen Ruf als Stan-
dardwerk auf hohem Niveau weiter zu festi-
gen und auch diese Auflage in den Biblio-
theken und Bücherschränken des vorge-
nannten Nutzerkreises unverzichtbar zu
machen.

Karl-Otto Dornbusch
Polizeidirektor

Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz

EDV-Systeme gibt. Besonders wichtig ist
es, das Thema Informationsschutz auch
in den Köpfen aller Mitarbeiter zu ver-
ankern, denn ohne das richtige Bewusst-
sein bei den Mitarbeitern bleiben alle
technischen Vorkehrungen nur Stück-
werk.

Personen- und Veranstaltungsschutz
Auch wenn die Situation für die persön-
liche Sicherheit von Führungskräften der
Wirtschaft heute deutlich entspannter ist
als in den 70er und 80er Jahren, unter-
liegen sie als „Symbolfiguren“ auch
weiterhin einer Gefährdung. Erwähnt
seien die aktuellen Anschläge extremis-
tischer Gruppen mit Schwerpunkt
Norddeutschland und Berlin auf Wohn-
häuser und Fahrzeuge von Managern, die
Aktionen militanter „Tierschützer“ oder
mögliche Attentate verwirrter Einzeltä-
ter (wie gegen Lafontaine und Schäub-
le). Hinzu kommen die zahlreichen Aus-
landsreisen der Führungskräfte.
Deshalb unterhalten alle großen Unter-
nehmen eigene Personenschutzgruppen.
Diesen obliegt auch häufig der Schutz
von größeren Veranstaltungen des Un-
ternehmens im In- und Ausland (z.B. die
jährliche Aktionärshauptversammlung
oder internationale Treffen der Füh-
rungskräfte), zumal ihre Schutzpersonen
meist ohnehin anwesend sind.

Kontakt zu (Sicherheits-) Behörden
Den Kontakt zu den obersten (Sicher-
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1. Sachverhalt
Der Beschwerdeführer verteidigte einen Man-
danten, der als Chef einer gewalttätigen Tür-
steher- und Zuhälterbande wegen Rädelsfüh-
rerschaft in einer kriminellen Vereinigung und
wegen zahlreicher weiterer Delikte zu einer
Freiheitsstrafe von neun Jahren verurteilt
wurde. Er vertrat diesen Mandanten auch wäh-
rend der Verbüßung der Freiheitsstrafe. Dazu
besuchte er ihn wiederholt in der Justizvoll-
zugsanstalt und zahlte in mehreren Teilbeträ-
gen 2.850 € auf das Anstaltskonto des Man-
danten ein.
Gegen den Mandanten wurden erneut Ermitt-
lungen aufgenommen wegen des Verdachts,
weiterhin seine Beteiligungen an mehreren
Bordellbetrieben zu organisieren und über die
Verteilung der dabei eingenommenen Geldbe-
träge zu bestimmen. Durch Abhören des Be-
sucherraumes der Justizvollzugsanstalt ging die
Staatsanwaltschaft Hinweisen nach, der Man-
dant erteile Mordaufträge. Den abgehörten Ge-
sprächen entnahm die Staatsanwaltschaft, dass
der Mandant des Beschwerdeführers weiterhin
Anweisungen in die Türsteherszene gab,
seine Beteiligungen an mehreren Bordellbetrie-
ben organisierte und über die Verteilung der
dabei eingenommenen Geldbeträge bestimm-
te.
Auch gegen den Beschwerdeführer wurde
wegen des Verdachts der Geldwäsche ein Er-
mittlungsverfahren eingeleitet. Auf Antrag der
Staatsanwaltschaft ordnete das Amtsgericht
das Abhören der Gespräche zwischen dem Be-
schwerdeführer und seinem Mandanten in der
Justizvollzugsanstalt sowie die Durchsuchung

Bundesverfassungsgericht:
Mindestanforderungen an gerichtlichen Durchsuchungsbeschluss

sodass sich die Verfassungsbeschwerde inso-
weit schon aus diesem Grunde als begründet
erweist.

(13) 2. Das Abhören des Verteidigergespräches
greift in das Grundrecht des Beschwerdefüh-
rers aus Art. 12 Abs. 1 GG ein, das dem Rechts-
anwalt auch im Interesse der Allgemeinheit
eine von staatlicher Kontrolle und Bevormun-
dung freie Berufsausübung gewährleistet und
dazu insbesondere das Vertrauensverhältnis
zwischen Anwalt und Mandant schützt (vgl.
BVerfGE 110, 226 <251 ff.>). Maßnahmen,
die geeignet sind, das Entstehen eines Vertrau-
ensverhältnisses zwischen Strafverteidiger und
Mandant, das unverzichtbare Grundlage einer
effektiven Verteidigung ist, zu stören oder gar
auszuschließen, und Kollisionen zu erzeugen,
die den Strafverteidiger daran hindern können,
die Interessen seines Mandanten wirksam zu
vertreten, greifen in die Berufsausübungsfrei-
heit des Strafverteidigers ein (vgl. BVerfG,
a.a.O., S. 254). Die herausgehobene Bedeutung
der unkontrollierten Berufsausübung gebietet
die besonders sorgfältige Beachtung der Ein-
griffsvoraussetzungen und des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit.

(14) 3. Das Amtsgericht ist weder den Anfor-
derungen des verfassungsrechtlichen Richter-
vorbehalts aus Art. 13 Abs. 2 GG gerecht ge-
worden noch den besonderen Sorgfalts-
anforderungen, die sich aus Art. 12 Abs. 1 GG
bei der Anwendung des einfachgesetzlichen
Richtervorbehalts aus § 100 d Abs. 1 StPO
ergeben. Erforderlich ist jedenfalls der Ver-
dacht, dass eine Straftat begangen worden sei.
Das Gewicht des Eingriffs verlangt Verdachts-
gründe, die über vage Anhaltspunkte und blo-
ße Vermutungen hinausreichen. Ein Verstoß
gegen diese Anforderungen liegt vor, wenn
sich sachlich zureichende plausible Gründe für
eine Durchsuchung (vgl. BVerfGE 44, 353
<371 f.>; 59, 95 <97>) oder den schwer-
wiegenden Eingriff in die Berufsausübungsfrei-
heit eines Rechtsanwalts nicht mehr finden
lassen.

(15) Dass der Ermittlungsrichter diese Ein-
griffsvoraussetzung selbständig und eigenver-
antwortlich geprüft hat (vgl. BVerfGE 103, 142
<151 f.>), muss in dem Beschluss zum Aus-
druck kommen. Dazu ist zu verlangen, dass
ein dem Beschuldigten angelastetes Verhalten
geschildert wird, das – wenn es wirklich be-
gangen worden sein sollte – den Tatbestand

seiner Kanzleiräume an. Zur Begründung führ-
te das AG aus, dass der Beschwerdeführer ver-
dächtig sei, Einnahmen, die Mitglieder einer
kriminellen Vereinigung aus Bordellbetrieben
erzielt und nicht versteuert hätten, für seinen
Mandanten entgegengenommen zu haben.

2. Aus den Gründen1

(1) Der Beschwerdeführer, ein Rechtsanwalt,
wendet sich gegen das Abhören von Gesprä-
chen mit einem inhaftierten Mandanten und
gegen die Durchsuchung seiner Kanzleiräume.

I. (…) (4) 2.(…) Das Amtsgericht ordnete mit
dem ersten der angegriffenen Beschlüsse das
Abhören und Aufzeichnen der Gespräche
zwischen dem Beschwerdeführer und seinem
Mandanten in der Justizvollzugsanstalt an. Der
Beschwerdeführer sei der Geldwäsche verdäch-
tig. Aus der Überwachung des Mandanten
habe sich ergeben, dass der Beschwerdeführer
von den Geldflüssen zwischen seinem Man-
danten und den Angehörigen seiner Organi-
sation gewusst habe und auch davon, dass es
sich um nicht versteuerte Einnahmen aus Bor-
dellbetrieben handele. Auf diese Geldflüsse
habe er durch Beratungen Einfluss genommen.
(…)

(5) 3. Mit dem weiteren angegriffenen Be-
schluss ordnete das Amtsgericht die Durchsu-
chung der Kanzleiräume des Beschwerdefüh-
rers an, um Unterlagen über die Geldflüsse
und Geschäftsbeziehungen innerhalb der von
dem Mandanten beherrschten Gruppierung
aufzufinden. Die Begründung ist derjenigen
des vorangegangenen Beschlusses nahezu
wortgleich.(…)

IV. (11) (…) Die angegriffenen Entscheidun-
gen verletzen den Beschwerdeführer in seinen
Grundrechten aus Art. 12 Abs. 1 und Art. 13
Abs. 1 GG.

(12) 1. (…) Dass die Kanzleiräume des Be-
schwerdeführers, die von dem Durchsu-
chungsbeschluss betroffen waren, durch das
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Woh-
nung geschützt werden, bedarf keiner Erörte-
rung (vgl. BVerfGE 44, 353 <371>). Für den
Besuchsraum der Justizvollzugsanstalt, in dem
Verteidigergespräche geführt werden, ist dies
zweifelhaft, bedarf aber hier keiner Entschei-
dung, weil die Abhörmaßnahmen, die sich ge-
gen den Beschwerdeführer richteten, dessen
Grundrecht aus Art. 12 Abs. 1 GG verletzen,
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eines Strafgesetzes erfüllt. Die Schilderung
braucht nicht so vollständig zu sein wie die
Formulierung eines Anklagesatzes oder gar die
tatsächlichen Feststellungen eines Urteils (vgl.
§ 267 Abs. 1 Satz 1 StPO). Aber die wesentli-
chen Merkmale des gesetzlichen Tatbestandes,
die die Strafbarkeit des zu subsumierenden
Verhaltens kennzeichnen, müssen benannt
werden. Es muss ein Verhalten oder sonstige
Umstände geschildert werden, die – wenn sie
erwiesen sein sollten – diese zentralen Tatbe-
standsmerkmale erfüllen.

(16) 4. Dem werden die angegriffenen Beschlüs-
se des Amtsgerichts bei weitem nicht gerecht,
und die Beschwerdeentscheidung behebt die-
se Mängel nicht. Der in den Beschlüssen mit-
geteilte Vorwurf der Geldwäsche soll durch
eine von einem Mitglied einer kriminellen Ver-
einigung begangene Steuerhinterziehung ver-
mittelt werden (§ 261 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
StGB). Dass eine Vortat aus dem Katalog des
§ 261 Abs. 1 Satz 1 StGB begangen wurde, ist
ein wesentliches Merkmal der Strafbarkeit der
Geldwäsche. (…) Die Darlegungen zum Geld-
wäscheverdacht erfordern deshalb die Schil-
derung auch des Vortatverdachts. Den Darle-
gungsanforderungen für den Verdacht einer
Steuerhinterziehung genügt ein Gericht nicht,
wenn lediglich behauptet wird, Einnahmen
seien nicht versteuert worden. Damit ist eine
Tathandlung nach § 370 Abs. 1 AO nicht
einmal ansatzweise beschrieben. Es bleibt
schon offen, welche Steuer gemeint ist. Am
wahrscheinlichsten sind wohl Umsatz-, Ge-
werbe-, Körperschaft- und Einkommensteu-
er. Keine dieser Steuern entsteht indes allein
dadurch, dass ein Unternehmer Einnahmen
verzeichnen kann. Selbst das vollständige Ver-
brauchen oder Verbergen sämtlicher Einnah-
men erfüllt auch dann nicht einen der Straf-
tatbestände des § 370 AO, wenn dies sogleich
mit der Absicht verbunden wird, keinerlei
Steuern zahlen zu wollen. Tathandlungen sind
falsche oder pflichtwidrig unterlassene Erklä-
rungen gegenüber den Finanzbehörden. Selbst
zu einer im Ermittlungsverfahren ausreichen-
den vergröbernden Schilderung des Verdachts
einer Steuerhinterziehung gehört es daher, dass
angegeben wird, welche Steuer und welcher
steuerbare Gegenstand betroffen sind und
durch welche Verletzung einer steuerrechtli-
chen Verpflichtung die Steuerverkürzung oder
der Steuervorteil bewirkt worden sein soll.

(17) Die befassten Gerichte hätten die ange-
griffenen Beschlüsse auf eine Steuerhinterzie-
hung (§ 370 Abs. 1 AO) als Vortat stützen
können; fern liegt diese Annahme nicht. Sie
hätten dazu benennen müssen, welche Steu-
ererklärung oder Voranmeldung pflichtwid-
rig unterlassen oder falsch abgegeben wurde
und welche Steuer dadurch verkürzt wurde.
Es hätte dann des Weiteren einer eigenen Dar-
legung der Erfüllung auch des Tatbestandes
der Bildung einer kriminellen Vereinigung (§
129 StGB) bedurft (vgl. zuletzt BGHSt 31, 202
<204 ff.>; 31, 239 ff.; 45, 26 <35 f.>; BGH,
NJW 2005, S. 1668 <1669 f.>). Insoweit ge-
nügt es jedoch nicht, auf eine frühere Verur-

teilung zu verweisen; denn die Vortat muss
aktuell begangen worden sein.

(18) 5. Ob das in den angegriffenen Beschlüs-
sen geschilderte Verhalten des Beschwerdefüh-
rers einen anderen als den dort angegebenen
Tatbestand der Geldwäsche erfüllt, braucht
nicht geprüft zu werden. Beschlüsse nach Art.
13 Abs. 2 GG, § 105 StPO oder nach § 100 d
Abs. 1 StPO müssen den gesetzlichen Tatbe-
stand, auf dessen Verwirklichung sich der
Verdacht richtet, selbst benennen. Nur wenn
der zur Kontrolle des Eingriffs berufene Rich-
ter sich den in Frage kommenden Straftatbe-
stand vergegenwärtigt, kann die Verhältnismä-
ßigkeit vollständig geprüft werden, weil die
Zumutbarkeit des Eingriffs auch von der
Schwere der vorgeworfenen Tat abhängt, für
die die Strafdrohung von wesentlicher Bedeu-
tung ist.

3. Anmerkungen
Dieser Beschluss ist Teil einer ganzen Reihe
von Entscheidungen zur Wohnungsdurchsu-
chung. Beginnend mit dem sog. „Spiegel-Ur-
teil“2, vor allem aber auch in der Entscheidung
über die Verfassungsbeschwerde des H. Bau-
er-Verlages („Quick“)3, hat das BVerfG immer
wieder die Mindestanforderungen an einen
Durchsuchungsbefehl formuliert4.
Die hier vorgestellte Entscheidung befasst sich,
wie schon BVerfGE 20, 162 und BVerfGE 42,
212, mit den von Verfassungs wegen erforder-
lichen Darlegungen zum Tatvorwurf. Erfor-
derlich ist insoweit, das ein Verhalten geschil-
dert wird, das, wenn es wirklich begangen sein
sollte, den Tatbestand eines Strafgesetzes er-
füllt, wobei die wesentlichen Merkmale des
Tatbestandes benannt werden müssen. Das ge-
schilderte Verhalten muss diese zentralen Tat-
bestandsmerkmale erfüllen. Nur so kommt
nach Auffassung des BVerfG zum Ausdruck,
dass der Richter die Eingriffsvoraussetzungen
eigenverantwortlich geprüft hat.

Ergänzend zu dieser Entscheidung ist der Be-
schluss desselben Senats des BVerfG vom 3. 7.
20065 zu erwähnen, in dem das BVerfG deut-
lich macht, dass eine konkret formulierte, for-
melhafte Wendungen vermeidende Anord-
nung erforderlich ist, die zugleich den Rahmen
der Durchsuchung abstecken und eine Kon-
trolle durch ein Rechtsmittelgericht ermögli-
chen kann6. Zu einer angemessenen Begren-
zung der Zwangsmaßnahme könne ein
Durchsuchungsbeschluss nicht beitragen,
wenn er keinerlei tatsächliche Angaben über
den Inhalt des Tatvorwurfs oder eine nur
schlagwortartige Bezeichnung der mutmaßli-
chen Straftat enthalte, obwohl eine konkrete-
re Kennzeichnung nach dem Ergebnis der Er-
mittlungen möglich und den Zwecken der
Strafverfolgung nicht abträglich sei7.
Das Gewicht des Eingriffs verlange als Durch-
suchungsvoraussetzung Verdachtsgründe, die
über vage Anhaltspunkte und bloße Vermu-
tungen hinausreichten. Ein Verstoß gegen die-
se Anforderungen liege vor, wenn sich sach-
lich zureichende plausible Gründe für eine
Durchsuchung nicht mehr finden ließen8.
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Eine Durchsuchung sei schließlich nur dann
zulässig, wenn gerade diese Zwangsmaßnah-
me zur Ermittlung und Verfolgung der in Fra-
ge stehenden Straftat erforderlich sei. Dies sei
nicht der Fall, wenn andere, weniger einschnei-
dende Mittel zur Verfügung stünden9. Es möge
für die Ermittlungsbehörden mühevoller sein,
durch Auskunftsersuchen und eventuell durch
Zeugenvernehmungen die Hinweise auf ein
strafbares Verhalten zu überprüfen; der hohe
Wert der Integrität der Wohnung verlange
diese Mühewaltung jedoch, bevor ein empfind-
licher Eingriff in das Grundrecht aus Art. 13
Abs. 1 GG zulässig sein könne10.

Da der Richtervorbehalt als vorgängige Über-
prüfung der Verfassungsmäßigkeit eingriffsin-
tensiver Maßnahmen eine wesentliche Aufga-
be hat, andererseits aber empirische Unter-
suchungen erkennen lassen, dass diese Aufga-
be der prozeduralen Grundrechtssicherung
durch den Richtervorbehalt in der Praxis oft
nicht erfüllt wird11, tragen alle im Ermittlungs-
verfahren beteiligte Behörden eine besondere
Verantwortung für die Rechtmäßigkeit von
Wohnungsdurchsuchungen, zumal der Rich-
ter auch in den Begründungen nahezu immer
den staatsanwaltschaftlichen Anträgen ent-
spricht12, die wiederum in der Praxis häufig
von den Ermittlungspersonen der StA, also der
Polizei, vorbereitet werden.

Hinzuweisen ist schließlich auf die Ausfüh-
rungen des BVerfG zur Betroffenheit des Art.
12 Abs. 1 GG durch das Abhören von Vertei-
digergesprächen in Besuchsräumen einer JVA.

4. Fundstellen und Literatur
BVerfG, 2 BvR 950/05 vom 4.7.2006, Absatz-Nr. (1 -
21),
http://www.bverfg.de/entscheidungen/
rk20060704_2bvr095005.html
Krehl, Cristoph, Richtervorbehalt und Durchsuchungszei-
ten außerhalb gewöhnlicher Dienstzeiten in NStZ 2003,
S. 461 - 464.

Fußnoten:
  1 BVerfG, 2 BvR 950/05 vom 4. 7. 2006, Absatz

Nr. (1 - 21),
http://www.bverfg.de/entscheidungen/
rk20060704_2bvr095005.html.

  2 BVerfGE 20, 162.
  3 BVerfGE 42, 212.
  4 Vgl. BVerfG, StV 2003, 203 (Zweck, Ziel und Aus-

maß der Durchsuchung); BVerfG, NJW 1997, S.
2165 (erwartete Beweismittel) und BVerfGE 103,
142 ff („Gefahr im Verzuge“).

  5 BVerfG, 2 BvR 2030/04 vom 3. 7. 2006, Absatz Nr.
(1 – 23) http://www.bverfg.de/entscheidungen/
rk20060703_2bvr203004.html.

  6 BVerfG 2 BvR 2030/04, Abs. 13.
  7 BVerfG a.a.O.
  8 BVerfG a.a.O., Abs. 14.
  9 BVerfG a.a.O., Abs. 15; vgl. auch BVerfGE 96, 44,

51.
10 BVerfG a.a.O., Abs. 20.
11 Backes/Gusy, StV 2003, S. 249 ff, zum Richter-

vorbehalt bei Telefonüberwachungen.
12 So Backes/Gusy, a.a.O., S. 250.
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sonen werden auf Video aufgezeichnet;
zudem werden die Seriennummern der
den Testpersonen zugeordneten Trans-
ponder mit aktueller Uhrzeit protokol-
liert. Die Daten werden ins BKA über-
spielt, um die Erkennungsleistung der
biometrischen Testsysteme bewerten zu
können.

Politik
Vorbildlich: GASIM international be-
achtet
Wie der „Behördenspiegel” berichtet, fin-
det das 2006 von Staatssekretär August
Hannig (BMI) vorgestellte Gemeinsame
Strategie- und Analysezentrum illegale
Migration (GASIM) internationales In-
teresse. Alle mit der Aufklärung und
Bekämpfung illegaler Migration befass-
ten Behörden sind bei GASIM vertreten.
Mit der Errichtung des Zentrums hatte
die Bundesregierung auf Erkenntnisse
des VISA-Untersuchungsausschusses re-
agiert. www.bmi.bund.de

Überfällig: Erste Islam-Konferenz in
Berlin
Von „freiheitlich-demokratischer Streit-
kultur geprägt” war nach Einschätzung
eines Teilnehmers die erste Islamkonfe-
renz, zu der Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble im September Repräsen-
tanten von fünf in Deutschland ver-
tretenen muslimischen Organisationen
sowie Vertreter des nicht organisierten
Islam eingeladen hatte. Die Deutsche Is-
lam-Konferenz will sich in Zukunft re-
gelmäßig treffen. Unter anderem wurde
nach Angaben des Innenministeriums
verabredet, dass in einem beigeordneten
Gesprächskreis „Fragen der inneren
Sicherheit, islamitischer Bestrebungen
gegen die freiheitlich-demokratische
Grundordnung sowie der Prävention is-
lamistischer Gewalttaten erörtert” wer-
den sollen.

Chance: Deutsche EU-Ratspräsident-
schaft
Vom 1. Januar 2007 bis zum 30. Juni
2007 wird Deutschland die EU-Ratsprä-
sidentschaft innehaben. Sicherheitsfra-
gen, unter anderem der Kampf gegen
internationalen Terrorismus und Krimi-

chungskomponente erkennt, dass die
Piloten die Maschine nicht mehr steu-
ern können, soll die Software automa-
tisch die Kontrolle übernehmen und den
nächsten Flughafen ansteuern. Auch eine
Fernsteuerung vom Boden aus soll mög-
lich sein.

Schwerpunkt: Forschungsthema Zivi-
le Sicherheit
Sicherheitsforschung ist ein neues
Schwerpunktthema des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung.
Durch den Ausbau der Sicherheitsfor-
schung soll auch der deutsche Mitgestal-
tungsspielraum auf europäischer Ebene
erweitert werden, sagte Forschungsmi-
nisterin Annette Schawan  bei einer Kon-
ferenz in Karlsruhe. Auch die EU wird
von 2007 bis 2013 für die Sicherheitsfor-
schung 1,3 bis 1,4 Milliarden Euro be-
reitstellen. Für die EU-Ratspräsident-
schaft im ersten Halbjahr 2007 hat
Deutschlands nach Schawans Angaben
die Sicherheitsforschung als zentrales
Thema festgelegt. www.BMBF.de

Geschafft: Impfung gegen Biowaffe
Milzbranderreger
Mit genveränderten Lactobazillen wol-
len europäische Forscher die Bevölke-
rung im Falle eines (Terror)-Angriffes
mit biologischen Waffen schützen.
Darüber berichtete die 3SAT-Sendung
nano.
Der genveränderte Lactobacillus lasse
sich schnell über das Trinkwasser ver-
breiten. Allerdings ließen die Wasserwer-
ke die Forscher zur Zeit nicht an ihr
Wasser heran auch die EU-Kommission
habe Bedenken, da man Menschen nicht
zu einer Impfung zwingen dürfe.
www.3sat.de

Test: Biometrische Gesichtserkennung
Von Oktober 2006 bis Januar 2007 tes-
tet das Bundeskriminalamt (BKA) im-
Mainzer Hauptbahnhof, ob mit Hilfe
biometrischer Gesichtserkennung ge-
suchte Personen zuverlässig automatisch
wiedererkannt werden können. Von den
(freiwilligen) Testpersonen werden nach
BKA-Angaben Fotos in biometrischen
Systemen gespeichert. Zusätzlich werden
die Testpersonen mit einem Transpon-
der ausgerüstet, den sie im Hauptbahn-
hof bei sich tragen. Alle den Überwa-
chungsbereich durchquerenden Per-
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Wichtiges in Kürze
Termine
Zehnter Europäischer Polizeikongress
Die Finanzierung des Terrorismus und
Handlungsmöglichkeiten der europäi-
schen Innenministerien sind ein Haupt-
thema des zehnten Europäischen Poli-
zeikongresses vom 13. - 14. Februar 2007
im Berliner Congresszentrum, der vom
Behördenspiegel veranstaltet wird.
Einzelheiten und Anmeldung unter
www.europolice.com

Internet-Links
Mit Sicherheit - Ins Internet
Dieses Ziel verfolgt Bürger CERT, ein
gemeinsames Projekt des Bundesamtes
für Sicherheit in der Informationstech-
nik (BSI) und Mcert Deutsche Gesell-
schaft für IT-Sicherheit.
Der Bürger-CERT warnt interessierte
Privatpersonen und kleine Unterneh-
men per Newsletter schnell und aktuell
vor Sicherheitsrisiken und -lücken.
www.buerger-cert.de

Internetportal „Graffiti”
Ein umfassendes Informationsangebot
für alle am Thema “Graffiti” Interessier-
ten sowie zahlreiche Links zu Behörden,
Institutionen und regionalen Projekten
enthält das Internetportal www.graffiti-
info.de, das der Münsteraner Polizeibe-
amte Günter Kuhr zusammengestellt
hat. Weitere Links zu Graffiti-Präventi-
ons-Projekten werden gern mit aufge-
nommen.

Forschung und
Entwicklung
Geplant:
Software gegen Flugzeugentführung
Rund 30 europäische Firmen sind an der
Entwicklung einer Software unter dem
Namen Safee (Security of Aircraft in the
European Environment) beteiligt, die das
Umleiten entführter Flugzeuge unmög-
lich machen soll. Sobald die Überwa-
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aktuellen Sperrmeldungen auch an Ein-
zelhandelsgeschäfte übermittelt. Darum
sollte der Verlust von Karten nicht nur
der Bank, sondern auch der Polizei ge-
meldet werden.
Nachdem bereits in der Pilotphase im
Frühjahr über 1000 Karten gesperrt wur-
den, waren es im September bereits
10.000 Meldungen.
www.kuno-sperrdienst.de

Buntes
Gesucht: Polizisten als Autoren
„Die erste Leiche vergisst man nicht” ist
der Titel des (sehr erfolgreichen) ersten
Bandes, in dem Polizisten erzählen. Für
den geplanten Band zwei und überhaupt
sind erfahrene Autoren, aber auch Neu-
linge zum Mitmachen eingeladen.
www.polizei-poeten.de

Wahlfreiheit: Gepflegte Langhaarige ok
Sofern sie gepflegt sind und nicht über-
spannt wirken, sind längere Haare bei
Polizeibeamten akzeptabel. Zu diesem
Ergebnis kommt das Bundesverwal-
tungsgericht in seinem Urteil 2 C 3.05.
Genau nachzulesen unter
www.bverwg.de

Geburtstag: Ein Klassiker ist 100
In den vergangenen Jahren rettete das
vor 100 Jahren als internationaler Not-
ruf vereinbarte Seenotrufzeichen S-O-S
ungezählte Menschenleben. Inzwischen
hat  es wegen neuer technischer Kom-
munikationsmöglichkeiten seine Bedeu-
tung weitgehend verloren. Aber sicher
ist sicher: ...—..

nalität, gehören zum Schwerpunktpro-
gramm der Bundesregierung. Bundes-
innenminister Wolfgang Schäuble hat
sich mit seinen Kollegen Antonio Costa
(Portugal) und Dragodin Mate (Slowe-
nien) auf ein gemeinsames Präsident-
schaftsprogramm verständigt; deren Län-
der übernehmen nach Deutschland die
Ratspräsidentschaft. Dabei soll das
Schengener Informationssystem der
zweiten Generation (SIS II) hohe Priori-
tät haben. Auch Maßnahmen zur Ab-
wehr terroristischer Bedrohungen, die
Verbesserung der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit sowie Maßnahmen zur
Bekämpfung der illegalen Migration ste-
hen auf der Agenda.

Ausgerechnet: Nachhilfe von Sciento-
logy
Mit verlockenden Angeboten für Nach-
hilfe will Scientology (SO) bei Jugendli-
chen und Eltern für sich werben und so
letztlich neue Mitglieder gewinnen.
Davor warnte Innenminister Günter
Beckstein bei der Vorstellung des Halb-
jahresberichtes 2006 des Bayerischen
Verfassungsschutzes. Mehr unter
www.stmi.bayern.de

Wirtschaft
Deutsche: Keine Weltmeister im
Schmieren
Beim Zahlen von Schmiergeldern liegt
Deutschland auf einer Rankingliste von
30 Ländern auf einem erfreulichen sieb-
ten Platz. Das lobte der Vorsitzende von
Transparency Deutschland, Hansjörg
Elshorst, bei der Vorlage des Bribe Pa-
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Korruptionscontrolling in öffentlichen
und privaten Unternehmen
Korruption ist ein Teil der Wirtschafts-
kriminalität. Angesichts teilweise erheb-
licher Schäden, müssen die Bemühungen
ständig darauf ausgerichtet sein, sie zu
verhindern bzw. möglichst früh zu ent-
decken. Dies stellt eine Herausforderung
für Staat und Wirtschaft dar. Mit seinem
Buch „Korruptionscontrolling in öffent-
lichen und privaten Unternehmen“ be-
arbeitet Dr. Jürgen Stierle diese Thema-
tik, um in erster Linie präventive
Ansätze aufzuzeigen. Über die Beschrei-
bung von Erscheinungsformen der
Korruption, Ursachen,  Prüf- und Steue-
rungsorgane der Korruptionsbekämp-

yers-Index (BPI) in Berlin. Transparen-
cy Deutschland erneuerte in diesem Zu-
sammenhang die Forderung nach der
Berufung von Ombudsleuten oder der
Einrichtung von dialogfähigen Hotlines.
www.transparency.de

Kriminalprävention
Überblick: Präventionslandschaft erfas-
sen
Das Bundesjustizministerium will krimi-
nalpräventive Projekte erfassen, die zur
Zeit in dem elektronischen Dokumen-
tationssystem ‘PrävIS’ noch nicht aufge-
nommen werden.
Ziel ist es, den Datenbestand von
‚PrävIS’ zu erweitern und zusätzliche im
Bereich Prävention aktive Organisatio-
nen auch ohne formelle Beteiligung zur
Mitarbeit zu gewinnen.
www.kriminalpraevention.de

Erfolgreich:
KUNO schützt vor Geldverlust
Um die Sicherheit des elektronischen
Lastschriftverfahrens zu erhöhen, hat
sich das System „KUNO“ bewährt.
Nach Informationen der Polizeilichen
Kriminalprävention wurde KUNO An-
fang dieses Jahres gestartet, um zu errei-
chen, dass gesperrte EC-Karten (Debit-
Karten) auch beim Bezahlen mit Karte
und Unterschrift als gesperrt erkannt
werden. In Kooperation mit dem Ein-
zelhandel wurde dafür eine zentrale Mel-
destelle für gestohlene oder abhanden
gekommene Karten eingerichtet, die die

fung stellt er auch eine Wirkungsanaly-
se bestehender Konzepte des Korrupti-
onscontrollings in öffentlichen Unter-
nehmen dar.
Das Buch wendet sich an Studierende
und Dozenten der Wirtschafts- und
Rechtswissenschaft sowie der Politikwis-
senschaft, an Richter, Staatsanwälte,
Polizeibeamte, Revisionsleiter, Vorstän-
de und Geschäftsführer von öffentlichen
und privaten Unternehmen.

Dr. Jürgen Stierle, Diplom-Kaufmann,
Recklinghausen
2006, Kartoniert
Hampp, Mering ISBN 3866180101
Preis 24,80 Euro
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Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) be-
grüßt die Einigung der Innenminister des
Bundes und der Länder auf eine gemeinsa-
me Anti-Terror-Datei der Sicherheitsbe-
hörden. Die Anti-Terror-Datei werde ein
zentraler Bestandteil einer wirksamen Ter-
rorbekämpfung sein. Das Zusammenfüh-
ren von Informationssträngen sei von enor-
mer präventiver Bedeutung. Bedauerlich
sei aber, dass sich die politisch Verantwort-
lichen für diese Entscheidung so lange Zeit
gelassen hätten. Es sei bezeichnend, dass
erst die konkrete terroristische Bedro-
hungslage durch die in zwei Regionalzü-
gen platzierten Kofferbomben die Innen-
minister zum Einlenken gebracht habe.
Die Innenminister sollten nicht glauben,
dass die zukünftige Anti-Terror-Datei das
Allheilmittel gegen terroristische Gewalt-
täter darstelle. Schließlich kämpft die Po-
lizei nicht nur gegen die stetig wachsende
Terrorbedrohung, sondern auch mit den
sich deutlich verschlechternden Rahmen-
bedingungen der polizeilichen Arbeit.
Besonders hart treffe die Polizei dabei der
massive Personalabbau der letzten Jahre.

die Festnahmen mutmaßlicher Attentäter
in England.
Die Ermittlungsergebnisse über den Fund
der Kofferbomben beweise, dass die Ter-
rorgefahr auch in Deutschland konkret
geworden sei. Man könne nicht mehr von
einer abstrakten Bedrohungslage ausgehen,
sondern müsse jederzeit mit Anschlägen
rechnen. Nur durch unvorstellbares Glück
sei ein ernsthafter terroristischer Anschlag
mit den zwei Kofferbomben misslungen.
Hohe Anerkennung zollt der GdP-Vorsit-
zende den bisherigen Ermittlungsleistun-
gen.  Freiberg: „Es gibt viele technische
Möglichkeiten, dem Täter nach einer Tat
auf die Spur zu kommen, wie zum Beispiel
durch Auswertung von Videoaufzeichnun-
gen. Es ist aber notwendig, mehr Augen
und Ohren auf den Straßen und in den
Hinterhöfen zu haben, um Anschlagspla-
nungen aufzudecken und zu verhindern.
Die Polizeipräsenz muss erhöht und der
Personalabbau gestoppt werden. Die Poli-
zei stellt immer wieder unter Beweis, dass
sie gut arbeitet, also sollte man sie arbei-
ten lassen und nicht entlassen.“                 �

GdP begrüßt Innenminister-Einigung auf Anti-Terror-Datei

Länder sparen weiter bei der Polizei: „Politikern kein Wort mehr glauben“
Mit einer Großdemonstration am 13. Sep-
tember 2006 haben Schleswig-Holsteins
Polizeibeamtinnen und -beamte gegen die
Ankündigung von Ministerpräsident Peter
Harry Carstensen protestiert, das Urlaubs-
und Weihnachtsgeld komplett zu strei-
chen.  Gut 13.000 Demonstranten des Öf-
fentlichen Dienstes, vor allem Polizisten
und Lehrer, haben einen imposanten Pro-
testzug vom Rathausplatz durch die Innen-
stadt hin zum Landtag gebildet und ihrem
Zorn über die beabsichtigten Sparpläne mit
gellendem Pfeifkonzert und wütenden

Buh-Rufen Luft gemacht.  „Auf unserem
Delegiertentag hat er noch versprochen,
dass es bei einer Stunde Mehrarbeit bleibe
und Urlaubs- wie Weihnachtsgeld nicht
gekürzt werden“, sagte Landesvorsitzender
Oliver Malchow vor laufender Kamera
„und dann hat er Wortbruch begangen.
Jetzt ist das Maß voll.“  Die Ordnungshü-
ter sind ausnahmslos „stinkesauer über den
Rollgriff der Carstensen-Regierung in die
Taschen der Beamten“. Und damit sind sie
sich nicht nur mit Lehrern, Staatsanwäl-
ten und Richtern einig. Die Politik de-

Nach GdP-Auswertungen sind zwischen
1998 und 2004 rund 7.000 Vollzugs-Stel-
len der Sparwut der Politiker zum Opfer
gefallen, bis 2010 sollen noch einmal über
7.000 dazu kommen.
Den dringendsten Bedarf habe die Polizei
nach wie vor an Personal, weniger an neu-
en Begriffen, wie „Rail-Marshals“. Wer
mehr Sicherheit bei der Bahn wolle, brau-
che mehr Bundespolizei. Ohne geschulte
Beamte, die für Sicherheit sorgten, ein
wachsames Auge hätten und mit ihren
Beobachtungen etwas anzufangen wüssten,
komme eine Gesellschaft, die sich schüt-
zen will, nicht aus, so die GdP in ihrer
Presseverlautbarung.
Die größte Sicherheitslücke zur Verhinde-
rung von terroristischen Anschlägen sieht
die GdP weder in den Gesetzen, noch bei
Polizei und Nachrichtendiensten, sondern
darin, dass zu wenig darüber bekannt sei,
wie sich junge Muslime aus Einwanderer-
familien zu Selbstmordattentätern entwi-
ckeln und wie wir das verhindern können.
Das sei die brisanteste Erkenntnis aus den
bisher vorliegenden Informationen über

monstriere „die Arroganz der Macht und
degradiere die Beamten zum Stimmvieh“,
lautete der Vorwurf von Oliver Malchow.
Den Abgeordneten im Landeshaus sei es
völlig egal, wie viel Geld wir demnächst
weniger im Portemonnaie haben. Durch
die teilweise Streichung des Weihnachts-
und des Urlaubsgeldes werde das Beamten-
tum im Land von der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung abgekoppelt.
Mittlerweile belaufen sich die Einbußen
nach Schätzung der GdP Schleswig-Hol-
stein auf ca. 25 Prozent.                         �

Mit Entrüstung hat die Gewerkschaft der
Polizei die Äußerungen des Bundestags-
Vizepräsidenten Wolfgang Thierse (SPD)
zurückgewiesen, die Polizei ginge nicht
eindeutig und entschlossen genug gegen
rechtsradikale Umtriebe in Deutschland
vor. Thierse wisse scheinbar nicht, wovon
er rede. Polizisten seien oft die einzigen,

die sich mit dem braunen Pack herum-
schlagen müssten, während die demokra-
tischen Parteien ganze Landstriche den
Rechten überließen. Die Berliner Polizei
treffe in dem von Thierse zitierten Fall
schon gar kein Vorwurf. Wenn rechtsstaat-
liche Prinzipien, wonach ein Täter mit fes-
tem Wohnsitz und ohne Flucht- und Ver-

dunkelungsgefahr auf freien Fuß gesetzt
werden muss – was im Übrigen nicht die
Polizei, sondern der Haftrichter entschei-
de – für rechte Gewalttäter nicht gelten
sollten, müsse Thierse das sagen oder die
einschlägigen Gesetze ändern.                     �

GdP-Chef weist Thierse-Kritik an Polizei zurück:
„Sind oft die einzigen, die sich mit dem braunen Pack herumschlagen“



Gewerkschaftspolitische Nachrichten

DIE

KRIMINALPOLIZEI
Heft 4/06144

Jetzt also auch der Verteidigungsminister!
Scharf zurückgewiesen hat die GdP in ei-
ner Pressemeldung den nun auch vom Bun-
desverteidigungsminister Jung geforderten
Einsatz der Bundeswehr zur Wahrneh-
mung von Polizeiaufgaben.
Der Schutz der inneren Sicherheit
Deutschlands sei und bleibe ganz allein
Aufgabe der Polizei. Mit seinen pauscha-
len Äußerungen habe der Bundesverteidi-
gungsminister zur Verwirrung beigetragen.
Für die Gewerkschaft der Polizei sei ein-
deutig, dass die Bundeswehr auch zukünf-
tig keine originären Aufgaben der Polizei

Schutz der inneren Sicherheit muss allein Aufgabe der Polizei bleiben
zum Schutz der inneren Sicherheit über-
nehmen werde. Das von Minister Jung ge-
schilderte Szenario „denkbarer Gefährdun-
gen – beispielsweise terroristischer Art“
kann sich insbesondere nach der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts zum
Luftsicherheitsgesetz ausschließlich auf
den Bereich der Amtshilfe beziehen, da,
wo die Polizei mit ihren Einsatzmitteln
Gefahrenlagen, sei es aus der Luft oder von
See her, nicht bekämpfen könne. Die GdP
forderte Verteidigungsminister Jung auf,
zur bewährten Aufgaben-Trennung des
Schutzes der inneren und äußeren Sicher-

heit durch Polizei und Bundeswehr eindeu-
tig Stellung zu beziehen und einen sensib-
leren Umgang mit Begrifflichkeiten zu
pflegen.
Die GdP warnte davor, gegen das eindeu-
tige Votum des Bundesverfassungsgerichts
erneut die Diskussion über eine Wahrneh-
mung von Polizeiaufgaben durch Bundes-
wehrangehörige im Innern zu entfachen.
Bundeswehrsoldaten, darunter auch Wehr-
pflichtige, seien nicht geeignet, Lücken
bei der Polizei zu stopfen, die durch einen
rigorosen Personalabbau verursacht  wür-
den.                                                        �

Maut-Daten zur Aufklärung schwerster Straftaten nutzen

Verzögerungen bei der
Einführung des SIS II wäre katastrophal

Der Plan der Bundesregierung, Mautdaten
zur Bekämpfung der Schwerstkriminalität
heranzuziehen, findet die Unterstützung
der Gewerkschaft der Polizei (GdP). Es sei
aus polizeilicher Sicht geradezu fahrlässig,
auf die Prüfung der Effektivität und Effi-
zienz solcher Datenerhebungssysteme für
die polizeiliche Fahndung so lange zu ver-
zichten. Bei besonders schweren Straftaten
und in den Fällen, wo die Polizei für die

Strafverfolgung persönliche Daten über die
Telekommunikationsüberwachung ermit-
teln dürfe, müsse es möglich sein, Zugriff
auf Maut-Daten zu haben. Dies könne die
Ermittlungen erheblich beschleu-
nigen. Für normale Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten solle das natürlich nicht
gelten. Allgemeine Überwachungsraster
dürften mit dem Mautsystem nicht verbun-
den sein. Die Nutzung eines solchen In-

Angesichts möglicher Verzögerungen bei
der Einführung der neuen Generation des
Schengener Informations-Systems (SIS II)
warnte EUROCOP-Präsident Heinz Kie-
fer gleichzeitig stellvertretender GdP-Bun-
desvorsitzender in einer Pressemitteilung
der Europäischen Interessenvertretung
von Polizistinnen und Polizisten, vor den
negativen Auswirkungen, die eine Verspä-
tung auf den Wegfall der Grenzkontrol-
len zu den neuen EU-Mitgliedsstaaten ha-
ben könnte. Kiefer fordert die Justiz- und
Innenminister im Vorfeld des Ratstreffens
am 20. und 21. September 2006 daher nach-
drücklich dazu auf, schnellstmöglich für
die Beseitigung der bestehenden techni-
schen Schwierigkeiten zu sorgen.

Kiefer: „Es wäre gegenüber den neuen
Mitgliedsstaaten, die sich seit 2004 inten-
siv auf den Wegfall der Binnengrenzen
vorbereitet haben, mehr als peinlich, wenn
es zu einer Verschiebung kommen müss-
te, weil die EU ihre Hausaufgaben bei der
Anpassung des wichtigsten Instruments
zum Austausch personen- und sachbezo-
gener Daten zwischen den Schengen-Mit-
gliedsstaaten nicht rechtzeitig erledigt hat.
Das gegenwärtige SIS ist auf eine Zahl von
maximal 15 Mitgliedsstaaten ausgelegt und
kann auf keinen Fall weiter verwendet
werden. Zuletzt hat der Rat der Justiz- und
Innenminister sich auf seinem Treffen am
1. und 2. Juni 2006 mit der Problematik
befasst.                    �

struments dürfe nicht den Weg in den Po-
lizeistaat ebnen, da die Polizei für ihre
Maßnahmen auch das Vertrauen der Be-
völkerung brauche. Die GdP warnte aber
davor, sich von der Faszination moderner,
technischer Möglichkeiten blenden zu las-
sen. Immer noch werde Personal bei der
Polizei abgebaut. Deren Arbeit könnten
Maschinen und Software-Systeme beileibe
nicht übernehmen.             �

Als „katastrophal für die Arbeit der Poli-
zei und die Sicherheitslage Deutschlands“
bezeichnet die GdP, das nach Presseberich-
ten drohende Scheitern der Einführung des
Digitalfunks für die Polizei und andere
Behörden mit Ordnungs- und Sicherheits-
aufgaben (BOS). Die Serie der Pannen und
Peinlichkeiten bei Großprojekten unter
Regierungsaufsicht reiße nicht ab. Nach
langem Hickhack um den BOS-Digital-
funk und dem durch die Haushälter durch-
gedrückten permanenten Abspecken der
technischen Ausgestaltung des Digital-
funks gefährde nun das Versäumnis, sich
nicht rechtzeitig um die Kosten des
Betriebs des Funknetzes gekümmert zu ha-
ben, die Einführung des modernen Kom-
munikationssystems. Eine weitere Verzö-
gerung der Einführung des polizeilichen
Digitalfunks sei sicherheitspolitisch nicht
hinnehmbar. Schon bei der Einführung des
polizeilichen Informationssystems „inpol-
neu“ und des LKW-Mautsystems habe die
Regierung durch wenig systematisches
Arbeiten die Großprojekte unnötig verzö-
gert.                                                         �

Die Gewerkschaft der Polizei GdP hat
einen Einsatz der Bundespolizei im Na-
hen Osten entschieden abgelehnt. Die
jüngsten Ereignisse, wie z.B. die Besuchs-
absage des Bundesaußenministers nach
Syrien zeigten, dass es sich dort um ein
Pulverfass handelt. Es herrscht eine fra-

gile Waffenruhe, aber kein Frieden. Po-
lizisten sind keine Soldaten und die GdP
hält es für abenteuerlich, Polizisten in
mögliche militärische Konflikte zu ver-
wickeln. Zum Glück wurde die Absicht
einiger Politiker nicht in die Tat umge-
setzt.                                                   �

Digitalfunk-Projekt
für Polizei auf der

Kippe

Bundespolizisten nicht in militärische Konflikte verwickeln


